Kreisstadt Homburg

Offentliche Bekanntmachung

Es findet eine Sitzung des Stadtrates am Donnerstag, 09.09.2021 um 17:30 Uhr, im Saal-
bau, Obere Allee 1, 66424 Homburg statt.

Tagesordnung:
Offentlicher Teil

1) Eroffnung der Sitzung

2) Einwohnerfragestunde

2.1) Abwassergebihr fur Starkverschmutzer

3) Genehmigung der Niederschrift der 6ffentlichen Sitzung vom 20.05.2021
4) Genehmigung der Niederschrift der 6ffentlichen Sitzung vom 17.06.2021
5) Antrag der Fraktion Blindnis 90/Die Grunen: Beteiligung der Kreis- und

Universitatsstadt Homburg am World Cleanup Day am 18. September 2021

6) Antrag der Fraktion Blindnis 90/Die Grinen: Mal3nahmen zur Reduzierung
des Mullaufkommens und fir eine effektivere Mallsammlung

7) Antrag der SPD-Fraktion: Sachstand Parkplatz Merianstral3e
8) Antrag der SPD-Fraktion: Sachstand neue Kita Einéd
9) Antrag der AfD-Fraktion: Personelle Neubesetzungen in Ausschussen,

Arbeitskreisen/Komitees und Aufsichtsrdten

10) Einleitung eines Abwahlverfahrens gegen Oberbirgermeister Rudiger
Schneidewind gemadlR § 58 KSVG

11) Terminierung des Tages einer Abwahl

12) Hinzuziehung einer Personengruppe zu Rats- oder Ausschusssitzungen zur
Thematik ,Radverkehrskonzept der Kreisstadt Homburg*

13) Kinftige Beteiligung der Stadt Homburg an der Finanzierung von
Einrichtungen im Kinder- und Jugendbereich

14) Satzung fur den Jugendbeirat der Kreisstadt Homburg



15) Vergaberichtlinie - Verldngerung der Gultigkeitsdauer der derzeitigen
Wertgrenzen

16) Bebauungsplan "Rechts am Zweibrtcker Weg", Gemarkung Homburg:
Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss

17) Bebauungsplan "Westlich der Remise, 1. Anderung", Gemarkung Homburg,
hier: Aufstellungsbeschluss

18) Durchfihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"Wohnbebauung Heidebruchstraf3e 21", Gemarkung Bruchhof-Sanddorf

19) Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Wohnbebauung Heidebruchstraf3e 21",
Gemarkung Bruchhof-Sanddorf, hier: Prifung und Abwdgung der

Stellungnahmen; Satzungsbeschluss

20) Genehmigung einer Uberplanmaf3igen Auszahlung fir die Sanierung des
Bdarenzwingers

21) Konzernabschluss 2016 der HPS GmbH

22) Abschaffung der Servicezuschlage aller ALT-Linien zur Tarifreform am
01.07.2021

23) Betriebskostenzuschuss der Stadt an die Musikschule Homburg gGmbH far
das Jahr 2021

24) Offnungsperspektiven des KOI auf Grund fallender Inzidenzien
25) Erhéhung des Zuschusses an die Wirtschaftsforderung Homburg GmbH

26) Bildung einer Kommission zur Vorbereitung etwaiger Nachgenehmigungen
gem. § 36 Abs. 2 KSVG

27) Aufstellung von zwei Containeranlagen an der Luitpold Grundschule;
Gemarkung Erbach-Reiskirchen

28) Aufstellung von zwei Containeranlagen an der Grundschule Bruchhof;
Germarkung Bruchhof-Sanddorf

29) Genehmigung einer auRerplanmadRigen Auszahlung fur die Digitalisierung des
Stadtarchivs

30) Bewerbung im Rahmen des Bundesprogrammes ,Zukunftsfahige Innenstadte
und Zentren” des Bundesministeriums des Innern, fir Bau und Heimat (BMI)

31) Allgemeine Unterrichtungen

Nichtoffentlicher Teil

32) Genehmigung der Niederschrift der nichtéffentlichen Sitzung vom 20.05.2021



33)

34)

34.1)

35)

36)

37)

38)

39)
39.1)
39.1.1)

40)

Genehmigung der Niederschrift der nichtéffentlichen Sitzung vom 17.06.2021

Einstellung einer Dipl. Ing. (FH)/Bachelor der Fachrichtung
Architektur/Hochbau bzw. Bauingenieurwesen

Einstellung einer Dipl. Ing. (FH)/Bachelor der Fachrichtung
Architektur/Hochbau bzw. Bauingenieurwesen

Einstellung einer Klimaschutzmanagerin / eines Klimaschutzmanagers -
weitere Vorgehensweise

Auftragsvergabe Instandhaltung 6ffentlicher Straf3enbeleuchtung 2021 -
2023

Beschaffung von Winterdienststreumaterial im Rahmen einer
interkommunalen Zusammenarbeit

Genehmigung eines Grundstticksverkauf der Kreisstadt Homburg an ein
Mitglied des Stadtrates.

Unterrichtungen
,Offene Bauweise Obere — Untere Allee”
,Offene Bauweise Obere — Untere Allee”

Allgemeine Unterrichtungen

In Vertretung
Michael Forster
BuUrgermeister



2021/1236/100

offentlich

Informationsvorlage

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: Burgermeister Forster

Abwassergebuhr fur Starkverschmutzer

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 09.09.2021 o)
Anlage/n

1 Einwohneranfrage (nichtoffentlich)

2 Einwohneranfrage anonymisiert (6ffentlich)

TOP 2.1
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2021/1258/100

offentlich

Informationsvorlage

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: Burgermeister Forster

Hohenburgschule - Umgestaltung in Richtung Grune
Lunge fur die Innenstadt Homburg

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 09.09.2021 0
Anlage/n

1 Einwohneranfrage 2 (nichtoffentlich)

2 Einwohneranfrage 2 anonymisiert (6ffentlich)



TOP 2.2

Von: no reply | Kreisstadt Homburg [mailto:no-reply@homburg.de]
Gesendet: Sonntag, 5. September 2021 11:13

An: Hauptamt

Cc: Puchner Kerstin

Betreff: Einwohnerfragestunde

Es ist eine Frage zur Einwohnerfragestunde eingegangen.
Formular : Einwohnerfragestunde

Versandt am 2021-09-05 11:12:47

Vorname : XXXX

Nachname : XXXX

Ihre E-Mail-Adresse (fuir Rickfragen) : XXXX

PLZ, Ort : Homburg

StraRRe, Hausnummer : XXXX

Meine Frage : Wie weit ist das Projekt " Hohenburgschule - Umgestaltung in Richtung Griine Lunge
flr die Innenstadt Homburg ". Ich hére nichts mehr davon, soweit ich weiR, ist aus Berlin sehr viel
Geld zugesagt worden.

Ich erlaube der Kreisstadt Homburg diese Daten fiir die Zwecke der Einwohnerfragestunde zu
verarbeiten und zu speichern : Ja



2021/1260/100

offentlich

Informationsvorlage

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: Burgermeister Forster

Spielplatz in Reiskirchen

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 09.09.2021 o)
Anlage/n

1 Einwohneranfrage 3 nichtoffentlich (nichtoffentlich)

2 Einwohneranfrage 3 anonymisiert (6ffentlich)

TOP 2.3



Von: xxxx
Gesendet: Montag, 6. September 2021 16:16
An: Puchner Kerstin

Betreff: Eingabe zur Einwohnerfragestunde im nachsten Stadtrat

Sehr geehrte Frau Puchner,

vor nicht allzu langer Zeit wurde in Reiskirchen am Spielplatz das Klettergerist mit Rutsche abegbaut.
Ich habe beim Griinflichenamt nachgefragt, ob dies defekt gewesen ist und ob es zu einem Ersatz
dieses Spielgerists kommt. Gerne wiirde ich dies erfragen und wissen, ob es erneuert wird und wann
es erneuert wird. Der Spielplatz in Reiskirchen ist eine der wenigen Moéglichkeiten der Kinder in
Reiskirchen etwas zu unternehmen und stellt einen wichtigen Aspekt im geselschaftlich Leben dar.
Deshal sehe ich hier einen dringenden Bedarf, das Spielgerat schnell und zeitnah zu ersetzen.

Ich wiirde mich freuen, wenn Sle dies als EIngabe fiir den ndchste nStadtrat mit aufnehmen lassen.

TOP 2.3
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2021/1213/100

offentlich

Antrag

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen

Bericht erstattet: Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen: Beteiligung
der Kreis- und Universitatsstadt Homburg am World
Cleanup Day am 18. September 2021

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)
Anlage/n

1 Antrag der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen (6ffentlich)



BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

Stadtratsfraktion Homburg/Saar

Fraktionsvorsitzender |  Prof. Dr. Marc Piazolo
Stv. Fraktionsvorsitzende |  Katrin Lauer
Stv. Fraktionsvorsitzender |  Prof. Dr. Frank Kirchhoff

An den

Blrgermeister der Stadt Homburg

Herrn Michael Forster

Rathaus am Forum 5

66424 Homburg Datum | 04.07.2021

Antrag zur Stadtratssitzung am 15. Juli 2021

Beteiligung der Kreis- und Universitatsstadt Homburg am World Cleanup Day
am 18. September 2021

MalRnahmen zur Reduzierung des Mullaufkommens und fir eine effektivere
Mullsammlung

Sehr geehrter Herr Burgermeister, lieber Michael Forster,

im Namen der Fraktion Die Grinen bitten wir Sie den Antrag zur ,Beteiligung am World
Cleanup Day am 18. September 2021“ sowie zur ,Reduzierung des Mullaufkommens und flr
eine effektivere Mullsammlung“ auf die Tagesordnung der Stadtratssitzung am 15. Juli 2021

Zu setzen.

Mit freundlichen GriiRen

Katrin Lauer Marc Piazolo

Sachverhalt

Das Millaufkommen hat durch die Corona-Pandemie nochmals drastisch zugenommen vor
allem durch Wegwerfartikel, wie Nasen-Mundschutzmasken etc. und Einwegverpackungen.
Dies gilt insbesondere fur den 6ffentlichen Raum — der Mull wird immer 6fters unsachgemar
entsorgt. Insgesamt wird im Saarland mehr Mill produziert als in anderen Bundeslandern
und die Abfallboerge nehmen stetig zu.*

Neben dem Verpackungsmill — Einwegverpackungen durch Getrdnke & Speisen ,to-go* —
gilt ein besonderes Augenmerk achtlos weggeworfenen Zigarettenkippen:

1 EVS stellt Abfallbilanz 2020 vor, SR Aktueller Bericht 22. Juni 2021.

Prof. Dr. Marc Piazolo | LagerstraRe 46 | 66424 Homburg/Saar

TOP 5



2 TOP 5

Zigarettenfilter bestehen aus Celluloseacetat, und machen 30- 40% von Plastikabfall in
Stadten aus. Im Filter einer gerauchten Zigarette befindet sich u.a. Arsen, Blei, Benzol,
Kupfer, Cadmium., Formaldehyd, Nikotin, laut WHO sind mindestens 50 der bis zu 7000
Inhaltsstoffe krebserregend. Ein Zigarettenstummel verseucht bis zu 40 Liter Grundwasser;
wobei rund Dreiviertel aller Kippen nicht ordnungsgeman im Abfalleimer landen, sondern im
offentlichen Raum bzw. in der Natur.

Die traditionelle landesweite Picobello-Aktion des EVS schérfte in den letzten Jahren das
offentliche Bewusstsein zur Mullproblematik und sehr viele Saarlander*innen (Vereine,
Jugendgruppen, Schulen etc.) engagierten sich fir die Verschonerung unserer Umwelt.
Corona-bedingt musste der Frihjahrsputz ausfallen — auch dies verscharfte die Vermillung
in Stadten und Natur.

Auf die Millproblematik rund um den Schlossberg wurde insbesondere in der Ratssitzung
vom 25. Marz 2021 (TOP 10) mehrfach hingewiesen. Rat und Verwaltung unserer Stadt sind
somit flr das Thema grundsatzlich sensibilisiert.

Antrag
l. Die Stadtverwaltung unterstitzt die Aktion World Cleanup Day am 18. September
2021 aktiv Gber den Baubetriebshof. Dieser stellt — wie in 2020 - die bendétigen
Utensilien (u.a. Mullsacke und Handschuhe) zur Verfiigung und holt den
gesammelten Mull an den vereinbarten Platzen ab. Gleichzeitig bewirbt die
Stadtverwaltung die Teilnahme von Freiwilligen.

Wir laden alle Ratsmitglieder ein fir ein sauberes Homburg gemeinsam mit gutem Beispiel
voranzugehen. Gerne unterstiitzen wir personlich die Aktion — wie schon im letzten Jahr —
organisatorisch bei der Anmeldung, Abstimmung mit dem BBH oder Kontaktherstellung zu
einzelnen Cleanup-Gruppen im Stadtgebiet. Auch kdnnten die Ortsvertrauenspersonen und
Ortsvorsteher die Beteiligung einzelner Gruppen und Vereine in Absprache mit der
Stadtverwaltung direkt vor Ort organisatorisch begleiten.

Il. MalRRnahmen zur Verringerung des Mullaufkommens und fir eine effektivere
Millsammlung sind anzustofl3en. Insbesondere ist das Millaufkommen von
Zigarettenstummel an belebten Platzen in der Stadt durch geeignete
Sammelbehalter oder die Ausgaben von Taschenaschenbecher zu reduzieren.
Vorschlage zur allgemeinen Millvermeidung sowie zur Aufstellung zusatzlicher
Millbehélter werden zur Beratung in die entsprechenden Gremien der Stadt (z.B.
Stadtmobiliar, Sonderausschuss touristische Erschlie3ung des Schlossbergs)
verwiesen. Anregungen zur Mullvermeidung auf kommunaler Ebene finden sich
u.a. in Veroffentlichungen des Umweltbundesamtes.?

Begrindung

Die Stadt Homburg hatte sich mit weiteren 17 Gemeinden im Saarland bereits 2020 an dem
World Cleanup Day beteiligt. Mit einem gréReren zeitlichen Vorlauf erhoffen wir uns eine
grolRere Resonanz.

In 2021 hat Ministerprasident Tobias Hans fur den World Cleanup Day im Saarland die
Schirmherrschaft mit den Worten ,Millvermeidung und Millentsorgung sind keine Aufgaben,
die die Politik alleine bewaltigen kann. Jeder Einzelne von uns kann durch sein tagliches
Verhalten einen wichtigen Beitrag dazu leisten. Dazu gehort sicherlich ein bewusstes
Einkaufen zur Vermeidung von Plastikmll. Genauso wichtig ist auch, dffentliche Strafl3en
und Platze, Container- Stellplatze sowie Spazierwege und Walder von wilden
Mullablagerungen zu befreien, um das eigene Lebensumfeld wieder leben- und liebenswert
zu machen®. Seinen Worten schlieen wir uns an und werben fiir eine breite Beteiligung in
Homburg.

2 Mullvermeidung in Kommunen, Mehrwegsysteme fiir Speisen und Getranke zum Mitnehmen,
Umweltbundesamt (Juni 2021).

Prof. Dr. Marc Piazolo | LagerstraRe 46 | 66424 Homburg/Saar



TOP 6

2021/1214/100

offentlich

Antrag

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen

Bericht erstattet: Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Grunen:
MafRRnahmen zur Reduzierung des Miullaufkommens
und fur eine effektivere Mullsammlung

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)
Anlage/n

1 Antrag der Fraktion Blindnis 90/Die Grinen (6ffentlich)



BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

Stadtratsfraktion Homburg/Saar

Fraktionsvorsitzender |  Prof. Dr. Marc Piazolo
Stv. Fraktionsvorsitzende |  Katrin Lauer
Stv. Fraktionsvorsitzender |  Prof. Dr. Frank Kirchhoff

An den

Blrgermeister der Stadt Homburg

Herrn Michael Forster

Rathaus am Forum 5

66424 Homburg Datum | 04.07.2021

Antrag zur Stadtratssitzung am 15. Juli 2021

Beteiligung der Kreis- und Universitatsstadt Homburg am World Cleanup Day
am 18. September 2021

MalRnahmen zur Reduzierung des Mullaufkommens und fir eine effektivere
Mullsammlung

Sehr geehrter Herr Burgermeister, lieber Michael Forster,

im Namen der Fraktion Die Grinen bitten wir Sie den Antrag zur ,Beteiligung am World
Cleanup Day am 18. September 2021“ sowie zur ,Reduzierung des Mullaufkommens und flr
eine effektivere Mullsammlung“ auf die Tagesordnung der Stadtratssitzung am 15. Juli 2021

Zu setzen.

Mit freundlichen GriiRen

Katrin Lauer Marc Piazolo

Sachverhalt

Das Millaufkommen hat durch die Corona-Pandemie nochmals drastisch zugenommen vor
allem durch Wegwerfartikel, wie Nasen-Mundschutzmasken etc. und Einwegverpackungen.
Dies gilt insbesondere fur den 6ffentlichen Raum — der Mull wird immer 6fters unsachgemar
entsorgt. Insgesamt wird im Saarland mehr Mill produziert als in anderen Bundeslandern
und die Abfallboerge nehmen stetig zu.*

Neben dem Verpackungsmill — Einwegverpackungen durch Getrdnke & Speisen ,to-go* —
gilt ein besonderes Augenmerk achtlos weggeworfenen Zigarettenkippen:

1 EVS stellt Abfallbilanz 2020 vor, SR Aktueller Bericht 22. Juni 2021.

Prof. Dr. Marc Piazolo | LagerstraRe 46 | 66424 Homburg/Saar
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Zigarettenfilter bestehen aus Celluloseacetat, und machen 30- 40% von Plastikabfall in
Stadten aus. Im Filter einer gerauchten Zigarette befindet sich u.a. Arsen, Blei, Benzol,
Kupfer, Cadmium., Formaldehyd, Nikotin, laut WHO sind mindestens 50 der bis zu 7000
Inhaltsstoffe krebserregend. Ein Zigarettenstummel verseucht bis zu 40 Liter Grundwasser;
wobei rund Dreiviertel aller Kippen nicht ordnungsgeman im Abfalleimer landen, sondern im
offentlichen Raum bzw. in der Natur.

Die traditionelle landesweite Picobello-Aktion des EVS schérfte in den letzten Jahren das
offentliche Bewusstsein zur Mullproblematik und sehr viele Saarlander*innen (Vereine,
Jugendgruppen, Schulen etc.) engagierten sich fir die Verschonerung unserer Umwelt.
Corona-bedingt musste der Frihjahrsputz ausfallen — auch dies verscharfte die Vermillung
in Stadten und Natur.

Auf die Millproblematik rund um den Schlossberg wurde insbesondere in der Ratssitzung
vom 25. Marz 2021 (TOP 10) mehrfach hingewiesen. Rat und Verwaltung unserer Stadt sind
somit flr das Thema grundsatzlich sensibilisiert.

Antrag
l. Die Stadtverwaltung unterstitzt die Aktion World Cleanup Day am 18. September
2021 aktiv Gber den Baubetriebshof. Dieser stellt — wie in 2020 - die bendétigen
Utensilien (u.a. Mullsacke und Handschuhe) zur Verfiigung und holt den
gesammelten Mull an den vereinbarten Platzen ab. Gleichzeitig bewirbt die
Stadtverwaltung die Teilnahme von Freiwilligen.

Wir laden alle Ratsmitglieder ein fir ein sauberes Homburg gemeinsam mit gutem Beispiel
voranzugehen. Gerne unterstiitzen wir personlich die Aktion — wie schon im letzten Jahr —
organisatorisch bei der Anmeldung, Abstimmung mit dem BBH oder Kontaktherstellung zu
einzelnen Cleanup-Gruppen im Stadtgebiet. Auch kdnnten die Ortsvertrauenspersonen und
Ortsvorsteher die Beteiligung einzelner Gruppen und Vereine in Absprache mit der
Stadtverwaltung direkt vor Ort organisatorisch begleiten.

Il. MalRRnahmen zur Verringerung des Mullaufkommens und fir eine effektivere
Millsammlung sind anzustofl3en. Insbesondere ist das Millaufkommen von
Zigarettenstummel an belebten Platzen in der Stadt durch geeignete
Sammelbehalter oder die Ausgaben von Taschenaschenbecher zu reduzieren.
Vorschlage zur allgemeinen Millvermeidung sowie zur Aufstellung zusatzlicher
Millbehélter werden zur Beratung in die entsprechenden Gremien der Stadt (z.B.
Stadtmobiliar, Sonderausschuss touristische Erschlie3ung des Schlossbergs)
verwiesen. Anregungen zur Mullvermeidung auf kommunaler Ebene finden sich
u.a. in Veroffentlichungen des Umweltbundesamtes.?

Begrindung

Die Stadt Homburg hatte sich mit weiteren 17 Gemeinden im Saarland bereits 2020 an dem
World Cleanup Day beteiligt. Mit einem gréReren zeitlichen Vorlauf erhoffen wir uns eine
grolRere Resonanz.

In 2021 hat Ministerprasident Tobias Hans fur den World Cleanup Day im Saarland die
Schirmherrschaft mit den Worten ,Millvermeidung und Millentsorgung sind keine Aufgaben,
die die Politik alleine bewaltigen kann. Jeder Einzelne von uns kann durch sein tagliches
Verhalten einen wichtigen Beitrag dazu leisten. Dazu gehort sicherlich ein bewusstes
Einkaufen zur Vermeidung von Plastikmll. Genauso wichtig ist auch, dffentliche Strafl3en
und Platze, Container- Stellplatze sowie Spazierwege und Walder von wilden
Mullablagerungen zu befreien, um das eigene Lebensumfeld wieder leben- und liebenswert
zu machen®. Seinen Worten schlieen wir uns an und werben fiir eine breite Beteiligung in
Homburg.

2 Mullvermeidung in Kommunen, Mehrwegsysteme fiir Speisen und Getranke zum Mitnehmen,
Umweltbundesamt (Juni 2021).

Prof. Dr. Marc Piazolo | LagerstraRe 46 | 66424 Homburg/Saar



2021/1216/100

offentlich

Antrag

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: SPD-Fraktion

Antrag der SPD-Fraktion:

Merianstraf3e

Sachstand Parkplatz

Beratungsfolge

Stadtrat (Kenntnisnahme)

Geplante Sitzungstermine

15.07.2021

O/N

&

Anlage/n

1 Antrag der SPD-Fraktion (6ffentlich)

TOP 7
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SPD-Fraktion
im Homburger Stadtrat

SPD Fraktion im Homburger Staditrat Vorsitzender:

Wilfried Bohn * In der Dell 35* 66424 Homburg Wilfried Bohn
Stellvertreter

Kreisstadt Homburg Daniel Neuschwander

- Frau Puchner - Manfred Rippel

Am Forum

66424 Homburg Geschaéftsfiihrerin

06.07.2021 Sevim Kaya-Karadag

Sehr geehrter Herr Blirgermeister Forster, sehr geehrte Frau Puchner,
hier mit bitten wir um Aufnahme des folgenden Antrags auf die Tagesordnung des Stadtrates am
15.07.2021L

Antrag der SPD-Fraktion: Sachstand Parkplatz MerianstraBBe

2019 hat der Stadtrat beschlossen, ein Grundsttiick in der MerianstraBe anzumieten und fir ca.
35.000,- Euro zum Parkplatz zu ertlchtigen.

Dies vor dem Hintergrund, dass ein Investor auf dem Eduard-Vollmer-Platz ein Seniorenheim
bauen wird und die dort vorhandenen 6ffentlichen Parkplatze wegfallen.

Die Bauwerke sind nahezu fertiggestellt.

Wie sieht die aktuelle Situation zum Parkplatz aus?

Mit freundlichen GriBen

bl i
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2021/1217/100

offentlich

Antrag

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: SPD-Fraktion

Antrag der SPD-Fraktion: Sachstand neue Kita Einod

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Stadtrat (Kenntnisnahme) 15.07.2021 o)
Anlage/n

1 Antrag der SPD-Fraktion (6ffentlich)



SPD Fraktion im Homburger Stadtrat
Wilfried Bohn * In der Dell 35* 66424 Homburg

Kreisstadt Homburg
- Frau Puchner .
Am Forum

66424 Homburg

SPD-Fraktion

TOP 8

im Homburger Stadtrat

06.07.2021

Sehr geehrter Herr Blirgermeister Forster, sehr geehrte Frau Puchner,
hier mit bitten wir um Aufnahme des folgenden Antrags auf die Tagesordnung des Stadtrates am

15.07.2021.

Antrag der SPD-Fraktion: Sachstand neue Kita Eindd

Vorsitzender:
Wilfried Bohn

Stellvertreter
Daniel Neuschwander
Manfred Rippel

Geschéftsfiihrerin
Sevim Kaya-Karadag

Zum Neubau einer Kita Am Heidenhtbel in Ein6d wurde die Aufstellung eines Bebauungsplan

beschlossen.

Wir bitten um Information Uber den aktuellen Sachstand.

Mit freundlichen GriBen

bl B
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2021/1218/100

offentlich

Antrag

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: AfD-Fraktion

Antrag der AfD-Fraktion: Personelle Neubesetzungen in

Ausschussen, Arbeitskreisen/Komitees und
Aufsichtsraten
Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)
Anlage/n

1 Antrag der AfD-Fraktion (6ffentlich)



AfD-Fraktion im Stadtrat Homburg,
SteinbachstralRe 103, 66424 Homburg

An den Birgermeister der Stadt Homburg
Michael Forster

Am Forum 5

66424 Homburg

TOP 9

AfD

AfD-Fraktion im Stadtrat Homburg/Saar

SteinbachstralRe 103
66424 Homburg
afd@markusloew.de

Homburg, den 06.07.2021

Personelle Neubesetzungen in Ausschiissen, Arbeitskreisen/Komitees und Aufsichtsriten

Sehr geehrter Herr Birgermeister,

gemall 8§41 Abs.1 KSVG beantrage ich im Namen der AfD-Fraktion die Aufnahme von folgendem

Tagesordnungspunkt fir die nachste Stadtratssitzung:

TOP: Personelle Neubesetzungen in Ausschiissen, Arbeitskreisen/Komitees und Aufsichtsraten

Die AfD-Fraktion beantragt folgende Neubesetzungen

Aufsichtsraten (Fettgedruckt: Neues Mitglied)

in  Ausschiissen, Arbeitskreisen/Komitees und

Ausschiisse:

Bau- und Umweltausschuss: Markus Loew Vanessa Haas
Personalausschuss: Markus Loew Vanessa Haas
Kultur, Jugend, Sport, Sozialausschuss: Vanessa Haas Ulrike Bender
Standiger Vergabeausschuss: Markus Loew Vanessa Haas
Sonderausschuss:

Touristische ErschlieBung Schlossberg: Ulrike Bender Vanessa Haas

Arbeitskreise/Komitees:
Markte und Feste: Willibald Motsch
Komitee Stadtepartnerschaften: Willibald Motsch

Aufsichtsrite:
Kultur GmbH Willibald Motsch
Stadtwerke GmbH Melanie Loew

Mit freundlichen GriRen

Markus Loew
Fraktionsvorsitzender



2021/1212/100

offentlich

Beschlussvorlage

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: Frau Puchner

Einleitung eines Abwahlverfahrens gegen
Oberburgermeister Rudiger Schneidewind gemaf3 § 58
KSVG

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O

Beschlussvorschlag

Der Stadtrat entscheidet Uber die Einleitung eines Abwahlverfahrens.

Sachverhalt

In der Stadtratssitzung am 20.05.2021, die als Videokonferenz durchgefihrt
wurde, haben 30 Ratsmitglieder zu Protokoll erklart, dass sie den Antrag auf
Einleitung eines Abwahlverfahrens gegenuber dem Oberburgermeister Rudiger
Schneidewind gemdl § 58 KSVG unterstltzen, so dass die erforderliche Mehrheit
von mindestens der Halfte der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder gegeben war.
Uber den Antrag auf Einleitung des Abwahlverfahrens ist namentlich
abzustimmen. Zwischen dem Antrag und der Beschlussfassung miuissen
mindestens zwei Wochen liegen. Fur den Beschluss ist eine Mehrheit von zwei
Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder erforderlich.

Anlage/n
Keine
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2021/1208/100

offentlich

Beschlussvorlage

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: Frau Puchner

Terminierung des Tages einer Abwahl

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O

Beschlussvorschlag

Der Stadtrat schlagt der obersten Kommunalaufsicht einen Termin als Tag der
Abwabhl vor, der im Benehmen festgesetzt werden soll.

Sachverhalt

Gem. § 81 iV.m. § 74 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz (KWG) wird der Tag der
Abwahl von der obersten Kommunalaufsicht im Benehmen mit der betroffenen
Gemeinde festgesetzt.

Ein der obersten Kommunalaufsicht zu Ubermittelnder Terminvorschlag ist daher
zu beschliel3en.

Anlage/n
Keine



2021/01/100

offentlich

Beschlussvorlage

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: Frau Puchner

Hinzuziehung einer Personengruppe zu Rats- oder

Ausschusssitzungen zur Thematik
~Radverkehrskonzept der Kreisstadt Homburg*
Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine ~ O/N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)

Beschlussvorschlag

Fur Gremiensitzungen, in denen die Thematik ,Radverkehrskonzept der Kreisstadt
Homburg" behandelt wird, werden die Ortsvertrauenspersonen hinzugezogen.

Sachverhalt

Gem. § 35 Abs. 3 der Geschdftsordnung des Stadtrates der Kreisstadt Homburg,
kann der Stadtrat beschlieBen, im Einzelfall zu bestimmten Themen oder zu
bestimmten Sachfragen Personen oder Personengruppen zu den Rats- oder
Ausschusssitzungen hinzuzuziehen (§ 49 KSVG). In der Sitzung des Bau- und
Umweltausschusses am 14.06.2021, der sich mit dem Radverkehrskonzept
befasste, = wurde  vorgeschlagen, zu diesem Thema auch die
Ortsvertrauenspersonen zu horen.

Die Belange der Gemeindebezirke werden durch die Ortsvorsteher, denen ein
Teilnahmerecht an nichtoffentlichen Sitzungen nach § 75 Abs. 3 KSVG zusteht,
vertreten.

Durch die Hinzuziehung der Ortsvertrauenspersonen sind somit fur diese
Thematik auch die Belange der Ortsteile, fur die keine Gemeindebezirke gebildet
wurden, vertreten.

Im Verhinderungsfall kann anstelle der Ortsvertrauensperson die Vertreterin / der
Vertreter teilnehmen.

Anlage/n
Keine
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2021/94/50-01

offentlich

Beschlussvorlage

50 - Jugend, Senioren und Soziales

Bericht erstattet: Becker, Christine; Braun, Ingrid

Kunftige Beteiligung der Stadt Homburg an der
Finanzierung von Einrichtungen im Kinder- und
Jugendbereich

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O

Beschlussvorschlag

Ab 01.01.2022 schlief3t die Stadt Homburg mit den folgenden Einrichtungen der
Kinder- und Jugendarbeit neue Kooperationsvertrage fur die Dauer von 5 Jahren.
Zur Finanzierung der Einrichtungen sind folgende stddtischen Zuschisse
vorgesehen:
e Zuschuss von max. 23.500 € pro Jahr fur das ,Atelier fir Madchen und
junge Frauen®, in Tragerschaft der AWO/SPN
e Zuschuss von max. 66.500 € pro Jahr far das ,Stadtmitteprojekt 2nd
HOMe" in Tragerschaft des Internationalen Bundes
e Zuschuss von max. 61.000 € maoglichst ab 2022 pro Jahr far das ,KIZ
Kinderzentrum Erbach®, in Trdgerschaft des Caritaszentrums Saarpfalz.
Laut bestehendem Vertrag entstehen dort fir das Jahr 2022 noch Kosten
von max. 70.000 €. Bis Vertragsende im August 2023 entstehen anteilige
Kosten von 46.667 €. Von September bis Dezember 2023 entstehen
anteilige Kosten von 20.333 €. In der Summe belaufen sich die Kosten fur
das gesamte Jahr 2023 auf 67.000 €. Eine Vertragsneugestaltung vor
September 2023 zwischen der Stadt Homburg und dem Caritaszentrum
Saarpfalz wird angestrebt.
Somit bewegt sich das finanzielle Engagement der Kreisstadt Homburg und des
Saarpfalz-Kreises ab 2022 auf gleichem Niveau.

Sachverhalt

Durch die SchlieBung des AWO Jugendraums Check Point Erbach werden schon
ab 01.01.2022 Kosten von 96.000,- € eingespart.

Im Vergleich zum bisherigen Haushaltsansatz von 300.000,- € werden ab 2022
dauerhaft folgende umfangreiche Einsparungen im stadtischen Haushalt erzielt:

- 2022: Kosten 160.000,- €; Einsparungen 140.000,- € entspricht 46,67%
- 2023: Kosten 157.000,- €; Einsparungen 143.000,- € entspricht 47,67 %
- Inden Jahren 2024 bis 2026 entstehen Kosten von 151.000,- € jahrlich.
Das fiihrt zu Einsparungen von 149.000,- € jahrlich (entspricht 49,67 %
jahrlich).
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Von Seiten des Fachamtes wird angestrebt, den bestehenden Alt-Vertrag mit der
Caritas vorzeitig zu kindigen, um die gesamten Einsparungen bereits ab 2022
im Rahmen eines neuen Vertrages wirksam zu machen. Die Caritas Saarpfalz ist
offen fur Gesprdche.

Entwicklung der Jugendrdume:

Der Rat der Stadt Homburg hat am 27.11.1997 einstimmig die Durchfihrung
eines Projektes ,Jugend und Kommunalpolitik® befarwortet. Am 09.07.1998
sprach sich der Stadtrat fur die Grundung einer AG ,Sicherheit in unserer Stadt*
aus, die auch die Zielgruppe Kinder und Jugendliche in den Blick nahm, da
Medienberichte und Polizeistatistiken eine zunehmende Gewaltbereitschaft
feststellten.

Im Januar 1999 unterrichtete der damalige Beigeordnete Joachim Rippel den
Kultur-, Jugend- und Sportausschuss zum umfassenden Projekt ,,Jugendorientierte
Stadt“ mit folgenden Ausfihrungen: Es muisse vor allem Ziel eines
gesamtgesellschaftlichen Bemulhens sein gegen die Ursachen jeglicher
Gewalttatigkeit vorzugehen, was bedeute, ein soziales Klima anzustreben, das
Gewalttatigkeit weitgehend ausschlieBe. 'Fur die Stadt bedeute dies, einen
Prozess des Handelns und der Neuorientierung in Gang zu bringen, der die
Teilhabe der Jugendlichen an Gesellschaft und Gemeinwesen fordere und das
Verhdltnis zwischen den Generationen positiv beeinflusse. Mit dem Projekt
Jugendorientierte Stadt solle auch ein in der Offentlichkeit vernehmbares Zeichen
gesetzt werden. Als Projektziel sei anzuflhren: stdrkere Orientierung der
Stadtentwicklung an den Bedurfnissen und Interessen der Jugend und Anregung
zur Neuorientierung im Verhdaltnis von Jugend und Erwachsenenwelt. Damit solle
auch die im Stadtlogo enthaltene Leitidee mit Leben erflllt werden. Das Projekt
folge in besonderem MafRe auch den Vorgaben der Lokalen Agenda. (in
Zusammenarbeit mit der Bertelsmann Stiftung wurden Leitlinien zur
Stadtentwicklung erarbeitet)

Als ein Schwerpunkt kristallisierte sich im Folgenden die Schaffung von
Angeboten der offenen Kinder- und Jugendarbeit mit einem hohem
Sozialraumbezug/Stadtteilbezug heraus. Eine sinnvolle Freizeitgestaltung sollte
mit Angeboten zur Unterstitzung bei Problemen in Schule und Familie
einhergehen.

Den Anfang machte die Stadt Homburg selbst mit der Einrichtung des
Jugendraums ,,Continue” in einem Ladenlokal in der Tempelhofer StraRe 1. Dort
war dann auch der bei der Stadt kurz vorher eingestellte Streetworker fur die
Jugendarbeit in Erbach verortet. 2001 erfolgte die Grindung einer Kindergruppe
im Berliner Wohnpark zundchst mit ehrenamtlicher Anleitung. Auch hier wurde
die fachpdadagogische Betreuung schnell als notwendig erkannt. Wichtige
Informationen zur Lebenssituation in Erbach lieferten auch die Untersuchungen
von ISOPLAN 2002 und 2003 (integriertes Handlungskonzept ,,Soziale Stadt").

In den Jahren 2004 ff. erteilte die Stadt Homburg Auftrdge an verschiedene
Trager der Jugendhilfe zur Einrichtung weiterer pddagogisch betreuter
Jugendrdume.
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Denn auch im o6ffentlichen Raum der Stadtmitte zeigten sich deutlich sichtbare
Bedarfe nach niedrigschwelliger Unterstitzung von Kindern und Jugendlichen aus
schwierigen sozialen Verhdltnissen.

Die Auftragsvergabe hierfur war in den stadtischen Gremien bis hin zum Stadtrat
abgestimmt und immer einstimmig befurwortet worden.

Alle Einrichtungen sprechen bis heute unterschiedliche Zielgruppen an. lhre
Entwicklung wird im Folgenden aufgefihrt.

Jugendraum Continue/CheckPoint Erbach

Von Beginn an erfolgte in der AG ,Sicherheit in unserer Stadt“ eine enge
Zusammenarbeit zwischen der Stadtjugendpflegerin Petra Junk, der
stadtischen Frauenbeauftragten, dem damaligen Jugendsachgebiet der
Polizei Homburg und dem Kreisjugendamt, sowie Schulen und Kitas vor
Ort. Die beobachteten Bedarfe nach fachlich betreuten, aber
niedrigschwelligen Einrichtungen fir Jugendliche zundchst in Erbach
wurden hier untermauert. 2001 mietete die Stadt ein Ladenlokal in der
Tempelhofer StraBe 1. Der stadtische Jugendraum ,Continue” als
AuBRenstelle des Kinder- und Jugendburos war entstanden. Personalisiert
war die Einrichtung zundchst mit einem Sozialarbeiter/Sozialpddagogen,
der von ehrenamtlich Tatigen unterstitzt wurde. Die Zielgruppe waren
insbesondere  herumlungernde Jugendliche, stark vertreten waren
Jugendliche aus Aussiedlerfamilien, mit Neigungen zum Vandalismus und
sonstigem auffdlligen Verhalten (zunehmende Gewaltbereitschaft,
steigender Alkohol- und Drogenkonsum). Diese fanden nun eine
fachkompetente Ansprache.

Wegen Beschwerden von Nachbarn zog die Einrichtung vorribergehend in die

Berliner StraRe 94-96 und 2007 ins Haus der Begegnung. Zum 01.03.2009
wurde laut Beschluss des Kultur-, Jugend- und Sportausschusses vom
04.12.2008 die Einrichtung von der AWO/SPN als Tragerin GUbernommen.

Kinderzentrum Homburg-Erbach/Berliner Wohnpark

Eine grélBere Anzahl von Kindern im Berliner Wohnpark war sich
offensichtlich nach der Schule ,auf der StraRe" selbst Uberlassen. Die
Kinder zeigten z.B. Anzeichen von mangelnder Versorgung mit warmen
Mahlzeiten oder mangelhafte, nicht witterungsangepasste Kleidung. 2001
kam es zur Grundung einer Kindergruppe mit ehrenamtlicher Betreuung.
Die Kleinen nutzten zu bestimmten Zeiten ebenfalls den Raum in der
Tempelhofer StraRe 1 (Kinder am Nachmittag, Jugendliche ab dem frahen
Abend). Nach der Auslagerung des ,Continue® durften die Kinder den
Raum alleine nutzen. Nach Uneinigkeiten mit der Nachbarschaft wurde ein
Vergleich geschlossen und das Ladenlokal musste ganz aufgegeben
werden.

Daher wurde ein passendes pddagogisches Konzept fur Kinder im Alter
von 6 bis 14 Jahren gemeinsam mit der Caritas Homburg entwickelt. Die
Caritas ubernahm 2007 das bis heute bestehende Kinderzentrum KIZ in der
Charlottenburger Stral3e in ihre Tragerschaft.

Stadtmitteprojekt 2nd HOMe
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Die Er6ffnung eines Jugendraums in der Stadtmitte in Zusammenarbeit mit
dem Internationalen Bund erfolgte nach entsprechender Vorbereitung im
Jahr 2004. Die Einrichtung war die sozialpddagogische Antwort der Stadt
auf die festgestellte prekdre Situation von Jugendlichen (hdufig mit
Migrationshintergrund). Beobachtet ~ wurden  Versorgungsmangel,
auffdlliges Verhalten (Vandalismus, stark provozierendes Verhalten in der
Offentlichkeit bei méannlichen Jugendlichen, Kinder spielten an gefdhrlichen
Stellen). Das Stadtmitte-Projekt wurde in der Zeit von 2005 bis 2010 von
der Landesregierung als Integrationsprojekt mitgeférdert. Die Einrichtung
hat eine grof3e Bedeutung fur die Stadtmitte.

Atelier fur Madchen und junge Frauen

Das Atelier fur Madchen und junge Frauen arbeitet nach dem
pddagogischen Ansatz der Geschlechterdifferenzierung. Schwerpunkt ist
die Forderung von Madchen aus einem Umfeld mit sozial schwierigem oder
bildungsfernem Hintergrund. Ziel ist das Erreichen von
Bildungsabschlissen  und/oder eine  passende  Studien-  oder
Berufsorientierung. Die enge Kooperation zwischen Stadtjugendpflegerin,
CJD, AWO, Kreisjugendamt und Kreisfrauen-beauftragter fihrte 2002 zur
Einrichtung des Ateliers als interkultureller Treffpunkt fir Mddchen. Die
Arbeit der dort tatigen Pddagoginnen ist seit langen Jahren sehr erfolgreich
und zeigt gute Wirkungen bezlglich Berufsorientierung, Ausbildung und
Studium.

Leistungen des Kinder- und Jugendburos:

Die engagierte Arbeit im Kinder- und Jugendbiro (stddtische Jugendpflege)
orientiert sich seit Jahren an der Handlungsmaxime Jugendorientierte Stadt
Homburg (j.0.s.h.) wie oben beschrieben. Das umfassende Konzept zur vielfaltigen
Pravention und Vernetzung im Kinder- und Jugendbereich rickt neben der
Forderung von Kinder- und Jugendkultur, Freizeit und Feriengestaltung folgende
Inhalte in den Fokus:

Verbesserung der Bedingungen zum gelingenden Aufwachsen: ,Damit
niemand verloren geht!®

Schaffung eines Rahmens auf Stadtebene zur Foérderung der Entwicklung
einer selbstverantwortlichen Personlichkeit

Verbesserung der Chancen von Kindern und Jugendlichen, die wenig
Unterstitzung aus der Herkunftsfamilie erfahren

Prdavention vor Jugendkriminalitat

Prdavention vor Drogen- und Alkoholmissbrauch

Pravention im Gesundheitsbereich

Prdavention im Umgang mit modernen Medien

Hinflhrung zu demokratischem Handeln in einer vielfaltigen Gesellschaft
durch die Partnerschaft fur Demokratie Homburg (geférdert durch das
Bundesprogramm ,Demokratie leben!®).
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j.0.s.h.: Jugendorientierte Stadt Homburg
Unsere Praventionsbausteine

MNetz-
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Begriindung der Weiterfinanzierung:

Das gut etablierte und positiv besetzte ,Markenzeichen j.0.s.h.“ wirde mit dem
kompletten Ausstieg der Stadt aus der finanziellen Férderung der Jugendrdume
einen Grofteil seines Kernbereichs verlieren. Eine Prognose hinsichtlich des
Anstiegs von Jugendkriminalitat ist durchaus realistisch. Der derzeitige Corona-
Lockdown bewirkt durch die Kontaktverbote eine Einschrénkung der offenen
Kinder- und Jugendarbeit. Bereits in diesem vergleichsweise kurzen Zeitraum wird
aus der Burgerschaft Uber vermehrtes Auftreten von Vandalismus in der
Innenstadt und Uber einen Anstieg von bedrohlich wirkendem Verhalten durch
Gruppen mdnnlicher Jugendlicher in der Offentlichkeit berichtet.

Trotz der bekannten Haushaltsnotlage und den erforderlichen Sparmafl3nahmen
sollte die Stadt Homburg weiterhin finanzielle und fachliche Unterstitzung
gewdhren.

Die finanzielle Beteiligung der Stadt sichert die personelle Einbindung der
stadtischen Jugendpflege in den jeweiligen Fachbeirdten und die Steuerung
kinftiger Entwicklungsprozesse in der inhaltlichen Ausrichtung und Arbeitsweise
der Einrichtungen.

In ersten Gesprdchen hat der Saarpfalz-Kreis seine Bereitschaft signalisiert,
bisherige Finanzierungsanteile zu erhéhen. Zur Vermeidung von Prdzedenzfallen
wird aber auch die Notwendigkeit einer weiteren Beteiligung der Stadt Homburg
angemahnt.

Anlage/n
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2021/95/50-01

offentlich

Beschlussvorlage

50 - Jugend, Senioren und Soziales
Bericht erstattet: Becker, Laura

Satzung fur den Jugendbeirat der Kreisstadt Homburg

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Kultur-, Jugend-, Sport- und Sozialausschuss 01.07.2021 N
(Vorberatung)

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)

Beschlussvorschlag
Die Satzung fur den Jugendbeirat der Kreisstadt Homburg wird beschlossen.
Sachverhalt

Die Satzung fur den Jugendbeirat Homburg wurde erstmals am 6. Mai 2021 im
Kultur-, Jugend-, Sport- und Sozialausschuss vorgelegt.

Im Ausschuss wurden 2 inhaltliche Aspekte intensiver diskutiert und die Mitglieder
haben um eine erneute Prifung der folgenden Sachverhalte gebeten:

1. Die vorgeschlagene Altersgrenze von 25 Jahren wurde von einigen
Mitgliedern als zu hoch erachtet, besser seien in diesem Fall 21 Jahre.

2. Das vorgeschlagene Verfahren zur Benennung der Mitglieder des
Jugendbeirates durch den Stadtrat wurde ebenfalls kritisch hinterfragt.
Alternativ solle die Wahl durch die Jugendlichen selbst erfolgen.

Nach eingehender Prifung der beiden Anliegen mdchte die Stadtverwaltung an
ihrem Beschlussvorschlag vom 6. Mai 2021 festhalten. Die Begrindungen hierfar
werden im Folgenden aufgefuhrt.

Thema Altersgrenze

Das zustandige Fachamt hat am 9. Marz 2021 eine Auftaktveranstaltung fur alle
interessierten Jugendlichen organisiert, bei der unter anderem das Hochstalter fur
Mitglieder intensiv diskutiert wurde. Dabei haben die Teilnehmenden mehrheitlich
fir ein Anheben der Altersgrenze auf 25 Jahre pldadiert, umgekehrt hat sich
niemand fur eine niedrigere Grenze ausgesprochen.

Die Stadtverwaltung hat diesen Vorschlag aufgenommen und mit der
gesetzlichen Grundlage abgeglichen. Diese besagt, dass Personen bis 27 Jahren
als junge Volljahrige gelten (SGB VIII §7 Abs. 1 Nr. 4), somit spricht aus rechtlicher
Sicht nichts gegen ein Hochstalter von 25 Jahren.



Zudem belduft sich die Obergrenze des Alters bei anderen Beirdten im Saarland
durchschnittlich ebenfalls auf ca. 25 Jahre, es handelt sich also um keine
aulRergewodhnlich hohe Grenze.

Thema Wahlverfahren

Die Vorschldge zu einer alternativen Wahl, welche nicht durch den Stadtrat
erfolgt, wirden einige Nachteile mit sich bringen.

Bei einer Urwahl durch die Jugendlichen selbst mussten alle Betroffenen aus der
Zielgruppe schriftlich eingeladen werden. Nachdem Wahlvorschldge gemacht
wurden, gdbe es einen Wahltag, fur den Wahllokale und Personal bereitgestellt
werden mussten. Bei diesem Verfahren wurden immense Kosten von mindestens
15.000 Euro entstehen, da neben den Portokosten noch Personal fuar die
Wahllokale und die Auszdhlungen abgestellt werden musste. Zudem wdre der
logistische Aufwand kaum zu bewdltigen.

Bei einer rechtlich sicheren Online-Wahl wdare ebenfalls mit Kosten von ca. 4500
Euro zu rechnen, da ein geeignetes Programm erworben werden musste.
Gleichzeitig schliet man moglicherweise bestimmte Personengruppen aus, die
keinen Zugang zu solchen Formaten haben.

Auch eine Wahl durch Jugendliche bei einer Versammlung gestaltet sich
schwierig, vor allem durch die Begrenztheit auf einen einzigen Wahltermin.

Bei einer Benennung der Mitglieder durch den Stadtrat hingegen kann ein
niedrigschwelliges Bewerbungsverfahren Uber einen angemessenen Zeitraum
stattfinden. AulRerdem kann sich der Stadtrat an dem von den Jugendlichen
erarbeiteten Kriterienkatalog orientieren, um eine moglichst grof3e Vielfalt in allen
Belangen zu gewdbhrleisten.

Die Stadt Homburg wird als erste Stadt im Saarpfalz-Kreis einen Jugendbeirat
einrichten und hierfur mussen erst funktionierende Strukturen geschaffen werden.
Die Stadtverwaltung schlagt deshalb vor, nach den ersten Erfahrungen mit dem
vorgeschlagenen Prozedere die angesprochenen Aspekte nochmals zu
reflektieren und bei Bedarf fur eine kommende Amtszeit Korrekturen
vorzunehmen.

Anlage/n

1 Satzung fur den Jugendbeirat der Kreisstadt Homburg (6ffentlich)
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Satzung fir den Jugendbeirat der Kreisstadt Homburg

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (Amtsbl. | S. 1341) hat der Stadtrat der Kreisstadt Homburg in
seiner Sitzung am 20. Mai 2021 folgende Satzung beschlossen:

Praambel

Die Kreisstadt Homburg méchte durch die Bildung eines Jugendbeirates junge Menschen starker
am kommunalpolitischen Geschehen beteiligen sowie ihr gesellschaftliches Engagement als
auch ihr Verantwortungsbewusstsein férdern. Durch die Beteiligung der Jugendlichen soll
sichergesellt werden, dass ihre Interessen in allen sie betreffenden kommunalpolitischen Themen
angemessen berlcksichtigt werden und damit dem Gedanken des § 49 a Abs. 1 Kommunal-
selbstverwaltungsgesetz Rechnung getragen wird.

Der Jugendbeirat ist kein Organ der Kreisstadt Homburg. Er ist unabhéngig, parteipolitisch
neutral und konfessionell nicht gebunden. Seine Mitglieder sind ehrenamtlich tatig.

§ 1 Ziel und Zweck des Jugendbeirates
Der Jugendbeirat verfolgt unter anderem nachstehende Anliegen:

e Motivation junger Menschen, ihre Kenntnisse und Fahigkeiten durch Ubernahme
politischer und sozialer Verantwortung fiir sich und andere in das Gemeinwohl
einzubringen.

e Foérderung des allgemeinen Verstandnisses fir die Jugendarbeit innerhalb der
Homburger Bevolkerung.

e Motivation junger Menschen, das solidarische Miteinander der Generationen von Jung
und Alt zu unterstitzen.

e Forderung des ehrenamtlichen Engagements junger Menschen in wichtigen
gesellschaftlichen Bereichen wie z.B. Kommunalentwicklung, Bildung, Sport, Freizeit oder
Kultur.

e Starkung der Beteiligung Jugendlicher an allen Planungs- und Entscheidungsprozessen,
die jugendrelevante Themen beriihren.

e Unterstitzung der Arbeit der Oberblrgermeisterin/des Oberblrgermeisters sowie des
Stadtrates und seiner Ausschisse in Angelegenheiten, die Auswirkungen auf die
jugendliche Bevdlkerung in der Kreisstadt Homburg haben.

e Beseitigung von Schwierigkeiten und Hemmnissen bei der Beteiligung junger Menschen.

e Foérderung der Selbststandigkeit und Autonomie der Jugendlichen im Jugendbeirat, so
dass Entscheidungen ohne die Einbindung von Erwachsenen getroffen werden kdnnen.

e Schaffung von Chancengleichheit durch Bildungsangebote fir Jugendliche.

e Berlcksichtigung von wirtschaftlichen Aspekten des Jugendbeirates und somit sinnvolles
Einsetzen der zur Verfligung stehenden Geldern, sowie das Akquirieren von externen
Fordermitteln.
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§ 2 Aufgaben des Jugendbeirates

(1) Der Jugendbeirat nimmt in Zusammenarbeit mit dem Stadtrat und der Verwaltung die
Interessen und Belange der jungen Menschen wahr und entwickelt in allen jugendrelevanten
Bereichen Ideen zur Verbesserung der Lebensverhéltnisse der Jugendlichen und jungen
Erwachsenen in der Kreisstadt Homburg.

(2) Der Jugendbeirat unterbreitet der Oberblrgermeisterin/dem Oberblrgermeister und dem
Stadtrat Vorschlage und berdt im Rahmen seiner Mdbglichkeiten diese wie auch
Organisationen, Vereine sowie sonstige Trager von Jugendarbeits- und Jugendférder-
maBnahmen in allen Belangen, die Jugendliche und junge Erwachsene betreffen.

(3) Die in den Sitzungen des Jugendbeirates beratenen bzw. verabschiedeten Antrage,
Anregungen, Anfragen und Empfehlungen leitet die Vorsitzende/der Vorsitzende der
Oberbirgermeisterin/dem Oberblrgermeister zu.

(4) Dem Jugendbeirat obliegt die Offentlichkeitsarbeit beziiglich der Wahrnehmung seiner
Aufgaben sowie Uber aktuelle jugendrelevante Fragen und Probleme in Abstimmung mit der
Oberbirgermeisterin/dem Oberbilrgermeister.

Der Jugendbeirat kann und soll seine Aufgaben aus eigener Initiative entwickeln.

§ 3 Rechte und Pflichten der Mitglieder des Jugendbeirates

(1) Der Jugendbeirat soll sich mit allen fiir die Jugendarbeit in der Kreisstadt Homburg relevanten
Planungen und Vorhaben befassen. Dies trifft beispielsweise insbesondere auf folgende
Bereiche zu:

Verkehrssicherheit fir Kinder und Jugendliche,

Jugendeinrichtungen, Spiel- und Sportstatten,

Freizeit- und Sportangebote sowie Bildungs- und Kulturangebote,

Erarbeitung und Empfehlungen zu L&sungsansétzen auf O&rtlicher Ebene, die

Auswirkungen auf Jugendliche haben (z.B. Drogen, Spielsucht, Kriminalitat),

Optimierungen im 6ffentlichen Personennahverkehr,

e Bildungs- und Kulturangebote sowie Schaffung von Strukturen flr interkulturelle
Begegnungen,

e Schaffung 6ffentlicher Rdumlichkeiten zum konzentrierten Lernen und Arbeiten,

Nachhaltigkeit sowie Klima- und Umweltschutz.

(2) Die Vorsitzende/der Vorsitzende des Jugendbeirates oder seine Vertreterin/sein Vertreter
kébnnen an den Sitzungen des Stadtrates sowie seiner Ausschiisse teilnehmen, soweit
jugendrelevante Themen zur Beratung und Entscheidung anstehen. Er hat ein Anhdérungs-
und Rederecht.

(3) Die Vorsitzende/der Vorsitzende des Jugendbeirates erhalt eine Einladung zu allen
offentlichen Teilen der Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschiisse, soweit
jugendrelevante Angelegenheiten auf der Tagesordnung stehen.

(4) Die Vorsitzende/der Vorsitzende des Jugendbeirates soll von der Stadtverwaltung Uber
anstehende MaBnahmen, die den Aufgabenbereich des Jugendbeirates betreffen, rechtzeitig
informiert werden.

(5) Der Jugendbeirat soll zu Fragen, die ihm vom Stadtrat, einem Ausschuss oder vom
Blrgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen.
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(6) Fir die Mitglieder des Jugendbeirates gelten die §§ 26 (Treuepflicht) und 27
(Mitwirkungsverbot bei Interessenwiderstreit) des Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG)
entsprechend.

§ 4 Zusammensetzung und Berufung der Mitglieder des Jugendbeirates
(1) Die Mitglieder des Jugendbeirates werden vom Stadtrat ernannt.
(2) Der Jugendbeirat besteht aus bis zu 15 Mitgliedern.

(3) Bei der Zusammensetzung des Jugendbeirates sollten folgende Kriterien berlcksichtigt
werden:

Breite Vielfalt des Altersspektrums,

Mischung aus parteipolitischen und nicht parteipolitisch engagierten Jugendlichen,
Vertretung méglichst aller Schulformen,

Vertretung méglichst aller Stadtteile,

Vertretung mdglichst aller Geschlechter,

Mischung aus kultureller und persdnlicher Vielfalt und Diversitét.

(4) Fir die Mitgliedschaft im Jugendbeirat kénnen sich Jugendliche und junge Erwachsene, die
zum Zeitpunkt der Berufung zwischen 12 und 25 Jahre alt sind und seit mindestens drei
Monaten mit Hauptwohnsitz in Homburg gemeldet sind, bewerben.

(5) Alle Mitglieder des Jugendbeirates sind stimmberechtigt.

(6) Bei der Ernennung der Mitglieder sollte auf eine geschlechtsparitatische Zusammensetzung
hingewirkt werden.

(7) Die Oberbirgermeisterin/der Oberblrgermeister fordert spatestens drei Monate vor Ablauf
der Amtszeit des Jugendbeirates durch amtliche Bekanntmachung zu Bewerbungen aus der
Bevoélkerung und den in Abs. 3 angeflhrten Kreis an Jugendverbdnden und Jugend-
organisationen auf. Flr den ersten Jugendbeirat erfolgt der Aufruf zur Abgabe von
Bewerbungen spéatestens zwei Monate nach Bekanntmachung der Satzung.

(8) Der Stadtrat ernennt aus den Bewerberinnen/Bewerbern die Mitglieder fir den Jugendbeirat
bis zum Erreichen der Héchstmitgliederzahl aus. Beim Ausscheiden der urspriinglich
gewahlten Mitglieder riicken die Bewerberinnen/Bewerber in der Reihenfolge der Benennung
als Mitglied in den Jugendbeirat nach.

§ 5 Amtszeit, Konstituierende Sitzung

(1) Die Amtszeit des Jugendbeirates betragt zwei Jahre. Sie beginnt mit der konstituierenden
Sitzung des Jugendbeirates.

(2) Zur konstituierenden Sitzung des Jugendbeirates |adt die Oberbiirgermeisterin/der Ober-
birgermeister der Kreisstadt Homburg innerhalb von 90 Tagen nach der Beschlussfassung
des Stadtrates Uber die Ernennung der Mitglieder ein.

(3) Die Mitglieder des Jugendbeirates fiihren ihre Aufgaben Uber das Ende der Legislaturperiode
hinaus bis zur konstituierenden Sitzung des neu berufenen Jugendbeirates fort.

(4) Ein Uberschreiten der in § 4 genannten Altershéchstgrenze innerhalb der Amtszeit ist
zulassig.



§ 6 Sitzungen

(1) Die Mitglieder des Jugendbeirates werden von seiner/seinem Vorsitzenden zu den Sitzungen
schriftlich oder per E-Mail unter Einhaltung einer Frist von mindestens einer Woche
eingeladen. Der Einladung ist eine vorlaufige Tagesordnung beizufligen. Zu einer Sitzung des
Jugendbeirates ist einzuladen, wenn dies mindestens ein Drittel der Mitglieder schriftlich
verlangt.

(2) Der Jugendbeirat tritt bei Bedarf, jedoch mindestens einmal im Vierteljahr, zusammen.

(3) Far die Durchfiihrung einer Sitzung als Videokonferenz findet §51a Abs. 1-4 KSVG analog
Anwendung. Zwei Drittel aller Mitglieder missen zustimmen.

(4) Die Sitzungen sind offentlich, soweit nicht Ricksichten auf das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.

(5) An den Sitzungen des Jugendbeirates kann die Oberblrgermeisterin/der Oberblrgermeister
oder die/der von ihr/ihm bestimmte Vertreter/Vertreterin mit beratender Stimme teilnehmen.

(6) Die/der Beauftragte fur Schule, Jugend und Erziehung sowie eine Stadtjugendpflegerin/ein
Stadtjugendpfleger nehmen mit beratender Stimme an den Sitzungen teil.

(7) Termin, Ort und Tagesordnung der Sitzungen werden &ffentlich bekannt gemacht.

(8) Der Jugendbeirat ist beschlussfahig, wenn die Einladung ordnungsgemafl ergangen und
mehr als die Hélfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.

(9) Beschlisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst.

(10)  Uber die Sitzungen des Jugendbeirates fertigt die Schriftfiihrerin / der Schriftfiihrer ein
Ergebnisprotokoll. Er ist von der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden und der Schriftfiihrerin/dem
Schriftfihrer zu unterzeichnen und der Oberblrgermeisterin/dem Oberbiirgermeister
zuzuleiten. Die Schriftfiihrung wird von der Stadtjugendpflege Gbernommen.

§ 7 Vorsitz

(1) Der Jugendbeirat wahlt aus seiner Mitte mit mehr als der Hélfte der abgegebenen gultigen
Stimmen die Vorsitzende/den Vorsitzenden, ihre/seine Vertreterin oder ihren/seinen Vertreter.

(2) Die Vorsitzende/der Vorsitzende und weitere zwei Mitglieder vertreten den Jugendbeirat
gegenliber der Oberblrgermeisterin/dem Oberblrgermeister, dem Stadtrat und seinen
Ausschissen.

(3) Die Vorsitzende/der Vorsitzende informiert den Stadtrat Gber die Tatigkeit des Jugendbeirates
einmal im Kalenderjahr mittels eines Jahresberichtes.

§ 8 Geschaftsfiihrung

(1) Die Geschéaftsfiihrung im Jugendbeirat obliegt der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden. Der
Jugendbeirat wird in seiner Geschéftsfihrung bzw. der Erledigung seiner Aufgaben von der
Kreisstadt Homburg in Person einer Stadtjugendpflegerin/einem Stadtjugendpfleger
unterstitzt.

(2) Die Kreisstadt Homburg stellt dem Jugendbeirat fir seine Aufgabenwahrung geeignete
Tagungsraume zur Verfiigung.
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§ 9 Finanzielle Mittel, Auslagenersatz
(1) Der Stadtrat stellt im Rahmen der Leistungsfahigkeit der Kreisstadt Homburg fir die
Erledigung der Aufgaben des Jugendbeirates einen Mindestbetrag von 3000 Euro aus dem
Haushalt zur Verflgung. Bei entsprechendem Mehrbedarf kann der Betrag nach einem
Antrag und dessen Prifung nach oben angepasst werden.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Homburg, den

Der Oberbiirgermeister

In Vertretung

(Michael Forster)

Birgermeister



2021/81/600

offentlich

Beschlussvorlage

600 - Bauverwaltung / Vergabe
Bericht erstattet: Herr Missy

Vergaberichtlinie - Verlangerung der Giltigkeitsdauer
der derzeitigen Wertgrenzen

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 17.06.2021 O

Beschlussvorschlag

Die Gultigkeit der festgelegten Wertgrenzen der Vergaberichtlinie wird bis zum
31.12.2021 verlangert.

Sachverhalt

Der Stadtrat hatte in seiner Sitzung am 07.05.2020 die Wertgrenzen fur
Auftragsvergaben - in Anlehnung an den Vergabeerlass des Innenministeriums vom
07.04.2020 - gedndert. Aufgrund des Anderungserlasses vom 02.06.2021 wird diese
Regelung bis zum 31.12.2021 verlangert.

Anlage/n

1 Vergabeerlass 020621 (6ffentlich)
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Erlass zur Anderung des Vergabeerlasses 2020

02,06 , 202/

Der Erlass (ber die Bekanntmachung der Vergabegrundsatze fiir die Gemeinden, Ge-
meindeverbande, kommunalen Eigenbetriebe und kommunalen Zweckverbande
(Vergabeerlass 2020) vom 7. April 2020 (Amtsbl. I S. 266), zuletzt geandert durch
Erlass vom 25. November 2020 (Amtsbl. I S. 1267), wird wie folgt geandert:

1. In den Nummern 1.2, 2.4 und 2.6 wird die Angabe ,30. Juni 2021 durch die An-
gabe ,31. Dezember 2021 ersetzt.

2. Der Erlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

0206, 202/

Saarbricken, den ....\Y&: XY S

Der Minister fiir Inneres, Bauen und Sport

e T

Klaus Bouillon



2021/73/610

offentlich

Beschlussvorlage

610 - Stadtplanung / Bauordnung

Bericht erstattet: Herr Banowitz / Buro Kernplan

Bebauungsplan "Rechts am Zweibricker Weg",

Gemarkung Homburg: Aufstellungs- und
Entwurfsbeschluss

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine ~ O/N

Bau- und Umweltausschuss (Vorberatung) 01.07.2021 N

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O

Beschlussvorschlag

a) Die Aufstellung des Bebauungsplanes ,Rechts am Zweibrtcker Weg* in der
Gemarkung Homburg wird beschlossen

b) Der Entwurf des Bebauungsplanes wird gebilligt

c) Die Verwaltung wird beauftragt, die  Offentlichkeits-  und
Behordenbeteiligung gemal3 § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 sowie die
Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemdal3 § 2 Abs. 2 BauGB
durchzufuhren

Sachverhalt

Die Grundstiucke ,Rechts am Zweibrlicker Weg“ sind derzeit unbebaut und
konnten einer Bebauung zugefuhrt werden.

Das stadtebauliche Konzept sieht dazu die Errichtung von drei Gebduden mit
Wohn- und Gewerbeeinheiten sowie einer Lagerhalle vor.

Bei dem Bereich handelt es sich um eine weitgehend unbebaute Grinfldche mit
vereinzelten Gehdlzstrukturen. Die noérdlich angrenzende Rohrrichtflache als
vermutlich geschutztes Biotop nach § 30 BNatSchG wird nicht in Anspruch
genommen. Die Anbindung der Flache an das ortliche und Uberértliche
Verkehrsnetz ist Uber die 6stlich verlaufende Zweibrtcker Stral3e gesichert. Der
ruhende Verkehr kdnnte vollstdndig auf dem Grundstuck, u. a. in einer Tiefgarage,
untergebracht werden.

Das Plangebiet liegt derzeit innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes ,Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10* (2005), welcher ein
Mischgebiet festsetzt und nur im vorderen Bereich zur Saarbrtcker Straf3e hin
Uberbaubare Flachen definiert. Demnach ist eine Bebauung, insbesondere
aufgrund fehlender Uberbaubarer Grundstucksfldchen, nicht realisierungsfahig.
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Ziel des Bebauungsplanes ist demnach die Schaffung der planungsrechtlichen
Voraussetzungen fur die Zulassigkeit einer solchen Planung (Nachverdichtung).

Im Bebauungsplan sollen u.a. folgende Festsetzungen getroffen werden
(Auswahl):

* Die Festsetzung eines Mischgebietes zur Realisierung von Wohn- und
Gewerbeeinheiten.

* Die Festsetzung von maximalen Gebdudehéhen zur Vermeidung der
Entstehung Uberdimensionierter Bauten.

* Die Festsetzung von Flachen fur eine Tiefgarage mit Zufahrt zur Ordnung des
ruhenden Verkehrs auf dem Grundstuck.

* Die Festsetzung einer Verkehrsflache zur internen ErschlieBung des
Plangebietes.

* Die Festsetzung eines offentlichen FuBweges zur Sicherung der bestehenden
FuBwegeverbindung in Richtung des Baumarktes.

* Die Festsetzung von Stellplatzeingrinung, als naturschutzfachliche
Aufwertung und Verbesserung des Mikroklimas.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,,Rechts am Zweibrticker Weg* wird
wie folgt begrenzt:

* im Norden durch angrenzende Grun- und Gehdlzstrukturen (Biotop),

* im Osten durch eine angrenzende Grinflache mit vereinzelten
Geholzstrukturen bzw. die StraRenverkehrsfldche der Zweibricker StralRe
(BundesstrafRe B 423),

* im Suden durch die Bebauung und private Freiflachen der Zweibrtcker Stral3e
Nr. 75 sowie die angrenzenden Flachen des Globus-Baumarktes und

* im Westen durch die Stellplatzflachen des Globus-Baumarktes.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind dem
beigefligten Lageplan zu entnehmen. Der Bebauungsplan umfasst eine Fldche
von ca. 4.900 mZ2.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt gem. § 13a i.V.m. § 13 BauGB im
beschleunigten Verfahren. Es handelt sich bei der Planung um eine MafRnahme
der Innenentwicklung (Nachverdichtung).

Der Fladchennutzungsplan stellt fur die Flache eine gemischte Bauflache dar. Das
Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit erfullt.

Der Beschluss, den Bebauungsplan aufzustellen, ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB
ortsublich bekannt zu machen.

Der Bebauungsplan ,Rechts am Zweibricker Weg" ersetzt in seinem

Geltungsbereich den Bebauungsplan ,Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10*
(2005).

Anlage/n
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Ubersichtskarte (6ffentlich)

Luftbild+Kataster (6ffentlich)

Geltungsbereich (6ffentlich)

Planzeichnung B-Plan "Rechts am Zweibrtcker Weg" (6ffentlich)
Begrindung B-Plan "Rechts am Zweibricker Weg" (6ffentlich)
B-Plan_Innenstadterneuerung_Teilplan10 (6ffentlich)
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LAGEPLAN, OHNE MASSSTAB

Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Rechts am Zweibriicker Weg“ in der Kreisstadt Homburg,
Stadtteil Homburg.
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GELTUNGSBEREICH

MISCHGEBIET (M)

§9A85.11. 1 BAUGE UKD 6 ALY

HOHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: ZULASSIGE GEBAUDEOBERKANTE ALS
GOK, HOCHSTMASS

(59385118, 2 84068 D § 13 8400)

(GRUNDFLACHENZAHL
GRZ {59451 R, 1 BAUGE VM. § 19 BAUNYO)
" ZAHL DER VULLGESCHOSSE [HO(HSTMASSI
. oFFE saumESE
a 'ABWEICHENDE BAUWEISE
O
— G
T rche FORTERGARAGE UNo ZURaHAT
! ] (694851 18, 4 BAUGE)
owe | HOGHTIUSGE 28 8

(59395116, 3]

'VERKEHRSFLACHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER:
VERKEHRSBERUHIGTER BEREICH
15985116 1 Bl

ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLACHEN; HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
TIEFGARAGE
1598116 11 Bl

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG

® HOHENBEZUGSPUNKT

ERUAUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

STADTEBAULICHES KONZEPT

Qe Rl Lip Dol A A, Honbr:Sand dr P g 201

2.2 GRUNDFLACHENZAHL
GEM.§ 9.A85. 1 NR. 1 BAUGB
LVM. § 19 BAUNVO

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE
9ABS. 1 NR. 1 BAUGE
LUM. § 20 ABS. 1 BAUNVO

3. BAUWEISE
GEM.§ 9.A8S. 1 NR. 2 BAUGB
LUM. § 22 BAUNVO

Anlagen.

Die Gebéudeoberkante wird definiert durch den
hichstgelegenen Abschluss einer AuBenwand oder
den Schittpunkt zwischen Auenwand und Dachhaut
(Wandhohe) oder den Schnitipunkt zweier geneigter
Dachflchen (Fsthohe.

Unterer Bezugspurkt fir die Gebéudeoberkante ist
die Oberkante der Gstich an das Plangebiet angren-
zenden StaBenverkesfliche der Zweibricker Strae,
gemessen an der sraBenseitigen Gebaudenmite

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl der
2um Betrieb_erforderichen Anlagen und Bauteile
kann die zulssige Gebaudeoberkante dberschiitien
werden.

4. UBERBAUBARE UND NICHY (UBERBAUBARE
GRUNDSTUCKSFLACH
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB
VM. § 23 BAUNVO
TEIL B: TEXTTEIL
.
‘ FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB L.V.M.
§6 BAUNVO
MISCHGEBIET (M1 1 - 5) Gem. § 6 BauNVO - Mischgebiet
2ulsssig sind: Gem. § 6 Abs. 2 Bauh\VO 5. FLACHEN FUR TIEFGARAGEN MIT
ZUFAHRTEN
1. Wohngebsude, GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB LVM. § 12
2. Geschafts- und Biirogebéude, 0
3. sonstige Gewerbebetriebe,
4. Anlagen fir Verwaltungen sowie fir kirchiiche,
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.
ausnahmsweise zulassig sind: Gem. § 6 Abs. 2 BauNVO i.V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO
1. Eimzelnandelsbeticbe mit nicht_zentrenele-
vanten Hauptsortimenten gema Homburger 6. HO(N“I'MSSIGE ZAHL DER
Sortimentsliste, Schank- unc
sowie Betibe des Beherbergungsgerterbe. G § 9465 11 6 BALGH
unzulassig sind: Gem. § 6 Abs. 2 und 3 BauNVO i V. m. § 1 Abs. 5
BauhVO und § 1 Abs, 6 .1 BauvO.
1. Anlagen fiir sportiche Zwecke,
2. Gartenbaubetriebe, .
3 Tanketellen 7. VERKEHRSFLACHE BESONDE-
4. Vergnigungsstatten, RER ZWECKBESTIMMUNG; HIER:
VERKEHRSBERUHIGTER BEREICH
Unzulassig sind weiterhin gem. § 6 Abs. 2 BauNVO GEM. § 9ABS. 1 NR. 11 BAUGB
. § 1 Abs.5 und  BauhVO Laden it Geschalts-
und Verkaufsfichen fir Sexartikel (Sexshops und
Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in
denen sexuelle Tatigkeiten gewerblich ausgeiibt oder
angeboten werden (Bordelle bzw, bordelshniche 8. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE
Beriebe einschieBlich Wohnungsprostituion und UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN,
gewerbliche Zimmervermietung). NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB
2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB
L.VM. §§ 16-21A BAUNVO
2.1 HOHE BAULICHER ANLAGEN
(GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB Siehe Plan.
XM, § 18 BAUNYO Mabigebender oberer Bezugspurict fir die maimale
Hohe ist die Oberkante der baulichen und sonstigen N
9. ANPFLANZEN VON BAUMEN, STRAUCHERN

UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9.A85. 1 NR. 25 A BAUGE

siehe P

Die Gmndﬂathenzah\ (GR2) wird gem. § 9 Abs. 1 N
1BauGB iVim. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauVO im
Bereich der Mischgebiete (M 1 - 5 auf 0,6 festge-
setzt, Die festgesetzte GRE bezieht sich ausdrickich
auf das gesamte Plangebiet und nicht nur auf die
durch Perlschnur gebildeten Teilbereiche.

Bei der Emittlung der Grundfiache sind. die
Grundflichen von

1. Geragen und Stellplétzen mitihren Zufahrten,

2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,

3. bauichen Anlagen unterhaly der Gelinde-
oberfliche, durch die das Baugrundstick
lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen,

Gema § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Garagen und Stelplatze mit iren
Zufafiten, durch Nebenanlagen im Sime des § 14
BauVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der
Gelindeoberfliche, durch die das Baugrundtiick
ledigich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nt 1 bis 3
BAuNVO) bis 2u einer GRZ von 0,8 im Bereich der
Mischaebiete (W1 1 - 5) iberschritten werden.

Der Grundsticksfliche i 5. v. § 19 Abs. 3 BauvO
sind Flachenanteile an Gemeinschaftsanlagen hinzu-
aednen, Gemeinschafanlagn sind_ piate
Anlagen, die einem begrenzten Krels von
Grndetictsegenimémn oohren, die duh de
gemeinsame Erchtung und_Unterhaltung_einer
Vepficting s gsetichen Ve o

Gemeinschaftsgaragen  und
oememsmameup\m;

Siehe Plan.

Die Zah! der Vligeschosse wird gem. § 16 Abs,
BauVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Hochs\maﬁ
festgesetzt.

Siche Plan.
Im Bereich des Mischgebietes MI 1 wird eine offene.
Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BaullVO festgesetzt. In
der offenen Bauneise sind Gebaude mit seitichem
Grenzabstand zu errichten.

Im Bereich der Mischaebiete MI 2 bis MI 5 wird eine
abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BaulVO
festgesetzt. In der abweichenden Bauweise it eine
Grenzbebauung innerhalb des Plangebietes ulssg.

Die berbavbaren Grundsticksfiachen sind im

fen Gebsude und Gebsudeteile die Baugrenze nicht
berschreiten, Demnach sind die Gebude innerhalb
des im Plan durch Baugrenzen definirten Standortes
2u errichten. Ein Vortreten von Gebaudeteilen in
geringfiigigem AusmaB kann zugelassen werden,

AuBerhaly der Gberbaubaren Grundsticksiachen sind
untergeordnete Nebenarlagen und Enrichtungen
(5 14 BauvO) zulasig,die dem Nutzungszwec der

nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 A2
BauNVO gelen entsprechend.

Das Gleiche gl fir bauliche Anlagen, soweit sie
nach Landesrecht in den Abstandsflachen zulassig
sind oder zugelassen werden kinnen (2.5, Stellplatze,
Garagen, Carports).

Siehe Plan.

Tiefgaragen it Zufahrten sind in den dafir fest
gesetzten Flachen fir Tiegaragen mit Zufahiten
2ssig

Liftungsschachte, etc. sind auch auBerhalb der dafiir
festgesetzten Flchen fir Tiefgaregen it Zufaften
s

Innerhalb des  Mischgebietes MI 2 sind
Womgghaude maxngl 1o Woneihein,mahal
des Nischgebietes M 3 je Wohngebude maximal
13 Wohneinheiten und innerhalb des Mischgebietes
Wi 4 je Wohngebaude maximal 10 Wohneinheiten
asig

Siche Plan
Zur inemen ErschlieBung ces Gebietes wird cine
Verkehrsflache besonderer hier:

10. GRENZE DES RAUMLICHEN

Dariber hinaus sind die nicht _ Gherbaubaren
Grundsticksflichen als begrinte Gartenflichen an-
zulegen, sofer sie nicht fir Zufahiten, Stellplatze,
Wege oder weitere Gestaltungselemente bentigt
werden. Zuléssig sind alle MaBnahmen, die geeig-
et sind, eine ansprechende Durchgriinung und eine
harmonische und optisch ansprechende Einbindung
in das umgebende Siedungsbid 2u erreichen. Zur
Eingrinung ist je 200 qm nicht Gberbauter Grund-
stiicksfiiche mindestens 1 standortgerechter Laub-
baumhochstamm / Stammbusch zu pflanzen, daver-
haft 2 erhalten und bei Abgang nachzupfianzen

Bei allen Baumpfanzungen muss grundsétzlich die
offene oder mit einem dauerhaft Iuft- und wasser-
durchlassigen Belag versehene Flache (Baumscheibe)
mindestens 6,0 m’ betragen.

Die Baumscheiben sind durch geeignete MaBnah-
men wie 28, die Bepflanzung mit bodendeckenden
Kleingehdlzen oder Stauden, Remm-Borden, etc. vor
Obeflachenverdichtung 2u schitzen.

I Falle beengter Verhaitnsse sind Beliftungs- und
Bewisserungskanle anzulegen; die Pflanzgrube
muss mindestens 12,0 m umfassen und 1,50 m tief
sein.

Bei der Baumarten- baw. ~sortenauswahl fir den
Stlplaerih it i fogend ot Nor
schlagsliste) zu-verwenden, wobei auch andere
Sandorgmechie aume cepnet werden e

Feld-Ahorn (Acer campestre)
Spitz-Ahorn (Acer platanoides)
Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
Hainbuche (Carpinus betulus)
Sommer-inde (Tia platyphyllos)
Winter-Linde (Tl cordate)

Silber-Linde (Tiia tomentosa)

Platane (Platanus x acerfola)
Mehloeere (Sorbus aria)

Rosskastanie (Aesculus hippocas-tanum)

Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen
der FLL (Empfehlungen fir Baumpflanzungen, Tei 1
- Planung, Planzarbeiten, Plege, 2. Ausgabe 2015,
Teil 2 Standortvorbereitungen - Neupflanzungen,
Pllanzgruben und Wurzehaumenweiterung, Bau-
weisen und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die
Gitebestimmungen fir Baumschulpfianzen) ebenso
wie die einschlzgigen DIN Normen (DIN 18916 -
Vegetationstechnik_im _Landschaftsbau, Pflanzen
und Planzarbeiten) 2u beachten. Die Baume sind
daverhaft 2u sichern und Ausfale durch glechartige
Baume zu ersetzen,

Eine Fassadenbegriinung it grundsétzlich zuissig
Ebenso st eine Begrinung der Dachflachen von
Haupt- und Nebengebuden zulssig

Siehe Plan,
‘GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGE.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN ‘

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN
(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

Abwasserbes

igung (§ 9 Abs. 4 BauGB iV. mit §5 49-54 Saarlindisches Wassergesetz)
Das Plangebiet it im moifzieten Trennsystem 2u entwdssern

Schmutawasser ist dber einen in den bestehenden bl
Anfalendes Regenwasser ist inerhalb des Plangebietes 2u versickern (sofern der bodengutachterliche
Nachweis erbracht wird), in einem getrennten Regenwasserkanal abauleiten baw. in oberirischen und/
oder unteirschen Riickhaltebecken entuveder zur weiteren Verwendung (2.8, Bewdsserung) 2wischenzu-
speichern oder gedrosselt n den stactischen Mischwasserkanal abaugeben.

Ortliche Bauvorschriften (5 9 Abs. 4 BauGB i\, mit § 85 Abs. 4 LBO)

Die Instalation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachiléchen it 2uéssig
Unaulissig sind

Ausnahmsweise sind auch andere Materilien 2ulssig

Flichen, die nicht ls Stelplitze, Zutahrten, Terrassen oder Wege bendrigt werden, sind unversiegelt 2u

belassen und gartnerisc als Zer- oder Nutzgarten anzulegen. GroBfiéchig it Steinen bedeckte Flachen,

auf denen hauptsachlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und Pflnzen nicht oder nur in geringer

Zahl vorkommen (Schottergérten), sind im Bereich dieser Freifichen nicht zulassig, Wasserdichte oder

nicht durchwurzelbare Materialien (2 B Flien, Viies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser gefil-

ten Flachen ulissig. Mineraische fir 2.8, und

Beete oder Gartenanlagen ohne zusstzliches Vies und falie sind el

Sandfichn i Afaloehter s 6 sur fnfchn Sfemvrehséche ofeneren archen

entweder in Schranken einzuhausen oder sichtgeschitzt anzuordnen.

Materialien,

Fiir die Verfahrensdurchfilhiung und die Festsetzun-
ger
setze und Verordnungen:

o Gesetz

« saatandfe P in At 1 des
Gesetzef e e 4, et
geandert durch as Gesetz vom 01, Dezember
Baugesetzbuchinder FassungderBekannimachung 2019 (ATSBL1 20205, 211, 760)

wom 03, November 2017 (BGBL. | 5. 36341 » § 12 des Kommunalsebstienuatungsaesezes
(Verfhren), 2tz geindert durch Arkel 2 des  (KSVG) des. Saarlandes in der Fassung der
Gesetzes vom 08, August 2020 (BGBL.15. 1728).  Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (AmisbL. 5.
saunutzngsverordnung n der Fossung der  662) 2lttoeander durch Aiel 1des Gesetes
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (8Bl Yo 09 Dezember 2020 (Amtsbl 15, 1341).
15.3786). « Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im
Saarand - Saarlindisches Noturschutzoesetz -
(SNG) - vom 05. Apil 2006 (At 2006 5. 726),

n des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-

Verordnung  Gber die  Ausarbeitung _der

Bauleiplane und die Darsellung des Planinhals

(Pmzechenverordnung - PlaneVy vom 16, et gesndert curc das Gesetz vom 1. Februar

Dezember 1990 (BGBI. | 5. 58), zuletzt geander\ 2018 (Amtshl. | 5. 324)

durch Arike 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017« Saarlandisches Gesetz zur Ausfibrung des

(8GBL1, 1057), undes-Bodenschutzgesetzes  (Saarlandisches

Bodenschutzgesetz - SBodSchG) vom 20, Marz

Gesetz iber Newrschutz und Landschafipfiege

(Bundesnatrscnzgest - BNtScHG) vom 36, 2002 (Amisbl. 20025 990), etz geandert durch

Ju 2009 (BGBI.1 5. 2542), ezt geandert durch 225 Gesez vom 21. November 2007 (Amishl

Avtkel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 3%

(BGB.15. 306), « Saarlancisches Wassergesetz (SWG) vom 28, Jui
960 in der Fassung der Bekannimachung vom
30. Juli 2004 (Amisbl, . 1994), zletz geandert
urch das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amisol.
15.32),

« Sarlandisches Denkmalschutzgesetz (SDschG)
(At 3 des Gesetzes Nr. 1946 2ur Neuordnung des
saarindischen Denkmalschutzes und. der saar-
landischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018
(Amishl 2018, . 358).

Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. Mérz 1998
(BGBL 1 5. 502), zuletzt geandert durch Artkel 7
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBL | S.
306).

ar Ordnung des Wasserhaushalis
Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31, Juli 2009
(BGBL I 5. 2585), etz geéndert durch Artel 3
des Gesezes vom 09, Juni 2021 (BGBI. | 5. 1699)

VERFAHRENSVERMERKE

verkehrsberuhigter Bereic, festgesetz:

Zur Vermeidung der Tétung von nistenden Vogeln
sind im Fall der Entfernung der Geholze die gesetz-
lichen Rodungsfristen gem. § 39 Abs. 5 BNatSchG
einzuhalten

Diese Frsten sind auch auf den Riickbau der Unter-
sténde, Garagen und die Raumung der Lagerflichen
2u ibertragen.

Ab drei obericischen Stelplatzen ist im Unifang
von je drei oberidischen Stelplatzen mindestens
ein standorgerechter iein- bis mittelkroniger Laub-
baumhochstamm  (Stammumfang 18 - 20 cm) zu
pflanzen.

HINWEISE

Verkehrssicherheit gewam\em ist, 20 zmallew

Der Bebauungsplan ,Rechts am Zwelbricker Weg” ersetzt in seinem Geltungsbereich den Bebauungsplan
. Innenstadtereuerung Tellpan N 10" aus dem lahr 2005.
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13 BauGB aulgestelt. ie Vorschifen des
5 13 BauGB gelten entsprechend. Danit witd gem. § 13 Abs. 3 BauG von einer Umwelprifung nach § 2
Abs. 4 BauGB, von dem Unweltbericht nach § 22 BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauG,
welche Arten umweltbezogener Informtionen verfligbar sind, der zusammenfassenden Erklérung nach
§ 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der fihzeiigen Unterrichtung und Erérterung nach
§§ 3Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

b n Bau-
oapen Anhaltspunkte tber schidliche Bodenverandemnqen, hesleh\ gemaﬂ 5 2405 1 Sriondses
andesamt i ntere

Bodenschutzbehorde zu nformieren.
Baudenkmaler und Bodendenkmaler sind nach heutigem Kenniistand von der Planung nich betoffen.
Auf

n da 5 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-
dem wird auf § 28 hingeiesen.
Hinsctic de imatischen Vernderungen s drau 2 achten,das Oberichenabfise (afgrng von
ausitzliches Risko durch unkontrolerte e sind bei der

vorsorglich entsprechende MaBnahmen vorzusehen. Besonderer Wiinmen i e von moglichen
Gberfiutungen sind wahend der Baudurchfihrung und bis hin zur endgiitigen Begrindung und Grund-

Gehdize sind, sofern es der eraubt und die

g 2u integreren. Die

P\anw(hnuﬂq (Teil A) und

 Der Stadtat hat am n Bebauungsplan
et an Zcbicier Wi s Song besciosen
{5 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus
der Planzeichnung (Fil A) und dem Texttel (Tei B) so-
i G Begrindung

Der Stodtat der Kreistadt_Homburg hat am
. die Enlitung des Verahrens zur Aufstel
fung_des Bebauungsplanes Rechis am Zwebricker
Weg” beschiossen (§ 2 Abs. 1 BauGE).
Der_Beschus, disen Bebauungsplan aufzstellen,
ideam . onsiblich bekanntgemacht (5 2
Abs.1 BauGE).
s wid bescheinigl, dess die im réumlchen Gel
tungsbereich des Bebuungsplnes gelegenen Furstl
el hwmmh(h e Gregen urd Bescngen
enschafiskataster dbereinstmmer
Der Eehauungsphn wird gem. § 13a BauGB (Bebau
ungsléne der Inenentwicklung) i beschleunigten
Verlahen aufgestelt. Ge. § 13a Abs. 3 und 4 BauGB
wird ine Unwetprifung icht durchgefrt
Der Stadtat der Kreisstadt Homburg ha in seiner Si-
2ung am den Entwur gebiligt und die f-
fentiche Ausegung des Bebauungsplnes . Reclts am
Zweibicker Weg” beschlosse (5 13a BauGB i\m. § 3
s s
e s gl s as e
e Tt (i ) s
egrindung, hat in der Zeit vor
e e vsgiegen s e

« Der Bebaungsplan Rechts am Zwelbricker Weg”
wird hiermit alsSatzung ausgefett.

Homburg, den

Der Oberbirgermeister
i Der Burgermester

« Der satzungsbeschluss wurde am _
lch bekannt gemacht (5 10 Abs. 3 BauGE). I diesr
enninadung i d Wit der B
nahme, die Voraussetzungen fir die Gelendmachung
derVerltzung von Vorschiten sowie auf die Rechtfo-
gen der 55 214, 215 BauGB, femer au Faligheit und
rischen derEntchidigungsansprich gem. § 44 Abs.
3Sat2 1 und 2 sowie Abs. 4 BauG und uf die Rechts:
Tolgen des § 12 As. 6 KSVG hingewesen vorden.

M g stamadur ot e Bsswrgsn

Rechts am Zwibricker Weg”, bestehend aus der
Hanatdang (e A) und de Testeh (e B sowe
derBegrindung,in it (5 10 Abs 3 BauGE).

BauGB (V. § 3 Abs. 2 BauG).
Ot und Daver der Auslegung wrden it dem Hinweis,
dass Stelungnahmen wahvend der Auslegungsfst von

fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei
lisisung e den Dtaangsla i
gt bieben komen, am chbokant
gemach ( 13a BauGB (V. § 3 A, o)
Dl e o st e Slcis Sl
s die Nadrbagemeiden e . Shsben
— uleng beraddik
5B s A 2 s nd § A
500GH 1 § 2 452 BBl I ot e Fist
bisaum_____ zurStelungnahme eingeraumt
Whvend der Gffentichen Auslegung gingen seitens
der Behtrten und der sonstigen Trger offenticher -

Homburg,den -

Der Oberbirgermelster

Stellungnahmen ein. Die AL wgeadten

Sednta und Amegunge afote tch den Sttt
an _ Das Ergebnis waurde derjenigen, die

vegungen und Stelungnafmen vorgebracht haben,
g3 R 2S04 3000)
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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In Homburg sollen die Grundstiicke , Rechts
am Zweibrlicker Weg"”, nérdlich des Glo-
bus-Baumarktes, bebaut werden. Vorgese-
hen ist die Errichtung von insgesamt drei
Gebduden mit Wohn- und Gewerbeeinhei-
ten sowie einer Lagerhalle.

Bei dem Grundstlick handelt es sich um
eine weitgehend unbebaute Griinflache mit
vereinzelten Geholzstrukturen. Im Gstlichen
Bereich des Plangebietes, angrenzend an
die Zweibrlicker StraBe, findet sich zudem
ein Wohngebaude (Zweibriicker StraBe Hs.-
Nr. 73).

Die ErschlieBung der Flache ist (iber die &st-
lich verlaufende Zweibriicker StraBe gesi-
chert. Die interne ErschlieBung des Gebiets
soll (iber den vorhandenen FuBweg zum
Baumarkt erfolgen, welcher verbreitert und
als ZufahrtsstraBe ausgebaut werden soll.
Der FuBweg zum Baumarkt soll hierbei er-

~

halten werden. Der ruhende Verkehr kann
vollstandig auf dem Grundstlick, u. a. in
einer Tiefgarage, untergebracht werden.

Das Plangebiet liegt derzeit innerhalb des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
LInnenstadterneuerung Teilplan Nr. 10"
(2005), welcher ein Mischgebiet festsetzt
und Uberbaubare Flachen im dstlichen Be-
reich des Plangebietes, entlang der Zwei-
briicker Strae definiert. Demnach ist das
Vorhaben insbesondere aufgrund der Aus-
weisung als  nicht  {berbaubare
Grundstlicksflachen nicht realisierungsfa-
hig. Zur Schaffung der planungsrechtlichen
Voraussetzungen flr die Zuldssigkeit der
Planung bedarf es daher der Aufstellung
des Bebauungsplanes.

Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat
daher nach § 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs.
1 BauGB  die Aufstellung  des

Luftbild mit Geltungsbereich; Quelle: ZORA, LVGL; Bearbeitung: Kernplan

Bebauungsplanes ,Rechts am Zweibriicker
Weg" beschlossen.

Der vorliegende Bebauungsplan ersetzt in
seinem Geltungsbereich den Bebauungs-
plan ,Innenstadterneuerung Teilplan Nr.
10" aus dem Jahr 2005.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs
des Bebauungsplans sind dem beigeflgten
Lageplan zu entnehmen. Der Bebauungs-
plan umfasst eine Flache von ca. 4.900 m2,

Urspriinglich war die Bebauung einer gro-
Beren Flache vorgesehen. Da es sich bei die-
ser nordlich gelegenen Flache jedoch um
eine Rohrichtflache und ein Biotop handelt,
wurde zum Schutz dieser Fldche hierauf ver-
zichtet.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes
und der Durchfiihrung des Verfahrens ist die
Kernplan, Gesellschaft fir Stadtebau und

f‘/'
ESsoylankstelle b

~y "f."_'/Burge,r e
of |

y

Bebauungsplan, Rechts am Zweibricker Weg" Homburg

www.kernplan.de




Kommunikation mbH, KirchenstraBe 12,
66557 lllingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspléne  der  Innenentwicklung)
durchgefiihrt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine  MaBnahme  der
Innenentwicklung (Nachverdichtung im In-
nenbereich). Mit dem Gesetz zur Erleichte-
rung von Planungsvorhaben fiir die
Innenentwicklung der Stadte vom 21. De-
zember 2006, das mit der Novellierung des
Baugesetzbuches am 1. Januar 2007 in
Kraft trat, fallt die seit Juli 2004 vorgesehe-
ne formliche Umweltpriifung bei Bebau-
ungsplanen der GroBenordnung bis zu
20.000 gm weg. Dies trifft fiir den vorlie-
genden Bebauungsplan zu, da das
Plangebiet lediglich eine Flache von ca.
4.900 m? in Anspruch nimmt.

Eine Zuldssigkeit von Vorhaben, die einer
Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltver-
traglichkeitspriifung nach dem Gesetz Uber
die  Umweltvertraglichkeitspriifung — oder
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem
Bebauungsplan nicht begriindet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte
flr eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange
vorliegen. Dies trifft fiir den vorliegenden
Bebauungsplan zu. Auch bestehen keine
Anhaltspunkte daftir, dass bei der Planung
Pflichten zur Vermeidung der Begrenzung
der Auswirkungen von schweren Unfallen
nach § 50 BImSchG zu beachten sind.

Damit sind die in § 13a BauGB definierten
Voraussetzungen erfillt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
maB § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es
sind keine Grlinde gegeben, die gegen die
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend:
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und
3 BauGB von einer Umweltpriifung nach §
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfiigbar sind,
der zusammenfassenden Erklarung nach §
10a Abs. 1 BauGB und von der friihzeitigen
Unterrichtung und Erdrterung nach § 3 Abs.
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird.
GemaB § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die

Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zuldssig, ein Ausgleich
der vorgenommenen Eingriffe ist damit
nicht notwendig.

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Kreisstadt
Homburg stellt fiir die Flache eine gemisch-
te Baufldche dar. Das Entwicklungsgebot
gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit erflillt.

TOP 16
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Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage und Begrenzung des
rdumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt inmitten der Kreisstadt
Homburg, unmittelbar angrenzend an die
Zweibriicker StraBe (B 423).

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes
wird wie folgt begrenzt:

e im Norden durch angrenzende Griin-
und Geholzstrukturen (Biotop),

e im Osten durch eine angrenzende Griin-
flache mit vereinzelten Geholzstruktu-
ren bzw. die StraBenverkehrsflache der
Zweibriicker StraBe (BundesstraBe B
423),

e im Stiden durch die Bebauung und pri-
vate Freiflache der Zweibriicker StraBe
Nr. 75 sowie die angrenzenden Fldchen
des Globus-Baumarktes und

e im Westen durch die Stellplatzflachen
des Globus-Baumarktes.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches
sind der Planzeichnung des
Bebauungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und
Umgebungsnutzung, Eigen-
tumsverhaltnisse

Die Flache des Plangebietes befindet sich
Uberwiegend im Eigentum von Privatperso-
nen. Lediglich der offentliche FuBweg in
Richtung Globus-Baumarkt sowie eine klei-
nere Restflache sind im Eigentum der Kreis-
stadt Homburg. Aufgrund der Eigentums-
verhdltnisse ist daher von einer ziigigen
Realisierung des Vorhabens auszugehen.

Das Plangebiet ist durch einen befestigten,
offentlichen FuBweg sowie einem Wohnge-
baude (Stadtvilla) und den dazugehérigen
privaten Freiflache mit Schuppen gepragt.
Einzelne Bdume und eine dichtere Gehélz-
struktur im Nordwesten des Gebietes struk-
turieren die Freiflache.

Die Umgebung des Plangebietes ist teils
durch Wohnnutzung und private Freiflachen
(Privatgarten) gepragt. Westlich des Gebie-
tes befindet sich mit dem Globus-Baumarkt
zudem ein groBflachiger Einzelhandler. Zu-
dem sind in der naheren Umgebung verein-

A
°
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Kataster mit Geltungsbereich, ohne MaBstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan

zelt Handwerksbetriebe und sonstige Nut-
zungen vorzufinden.

Das Plangebiet ist somit fiir eine gemischte
Nutzung pradestiniert.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet ist reliefarm. Es ist daher
nicht davon auszugehen, dass sich die To-
pografie in irgendeiner Weise auf die Fest-
setzungen dieses Bebauungsplanes (insbe-

sondere auf die Festsetzung des Baufens-
ters) auswirken wird.

Verkehr

Das Plangebiet ist (iber die 6stlich angren-
zende Zweibriicker StraBe (BundesstraBe B
423) erschlossen. Uber diese erfolgt auch
die Anbindung an das dberortliche Ver-
kehrsnetz (ca. 4 km bis BAB 6, AS 9 ,Hom-
burg” bzw. ca. 5,5 km bis BAB 8, AS 30
LEinod”).

Blick ins Plangebiet aus Richtung Stidwesten mit der bestehenden Stadtvilla im Hintergrund
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Bzgl. der Anbindung an die Zweibriicker
StraBe soll eine ,rechts rein, rechts raus”
Regelung erfolgen. Das bedeutet, dass man
von der Zweibriicker StraBe kommend nur
rechts in das Plangebiet einfahren bzw. vom
Plangebiet aus nur nach rechts in die Zwei-
briicker StraBe abbiegen darf.

Die interne ErschlieBung des Gebiets soll
iiber den vorhandenen FuBweg zum Bau-
markt erfolgen, welcher erweitert und als
ZufahrtsstraBe ausgebaut werden soll. Der
FuBweg zum Baumarkt soll hierbei erhalten
werden.

Der ruhende Verkehr kann vollstandig auf
dem Grundstlick, u. a. in einer Tiefgarage,
untergebracht werden.

Die Anbindung des Plangebietes an den
OPNV erfolgt tber die Bushaltestelle |, Vir-
chowstraBe”, welche sich unmittelbar nord-
ostlich des Plangebietes befindet. Ab hier
bestehen u. a. Anbindungsméglichkeiten in
Richtung Zweibrticken sowie an den Haupt-
bahnhof Homburg.

Weiterer ErschlieBungsanlagen bedarf es
flr die Realisierung des Vorhabens nicht.

Ver- und Entsorgung

Die fiir die geplante Nutzung erforderliche
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist in der
Zweibrlcker StraBe bereits grundsatzlich
vorhanden.

*
iederbx/bach )

Limbach
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Bestehende Wohnbebauung im Osten des Plangebietes mit der angrenzenden Zweibriicker StraBe

Die nach § 49 a SWG geltenden Vorgaben
zur Beseitigung des Niederschlagswassers
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein
oberirdisches Gewasser) sind hier nicht
zwingend anzuwenden, da das Grundstiick
vor dem Jahr 1999 bereits bebaut, damit
befestigt und an die offentliche Kanalisa-
tion angeschlossen war.

GemaR des Kartendienstes zur potenziellen
Versickerungseignung ist der Geltungsbe-
reich fiir eine Versickerung ungeeignet
(Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand
der Abfrage: 04.05.2021).

Homburg
® . Homburg,

Die Stadt plant langfristig den Ausbau des
Trennsystems. Daraus ergibt sich die Forde-
rung der Stadt, ein modifiziertes Trennsys-
tem einzurichten. Das bedeutet:

e Schmutzwasser wird (ber einen
Schmutzwasserkanal in den bestehen-
den Mischwasserkanal abgeleitet.

e Anfallendes Regenwasser wird entwe-
der versickert (sofern der bodengutach-
terliche Nachweis erbracht wird) oder
iber einen Regenwasserkanal abgelei-
tet, in einem unterirdischen Riickhalte-
becken/-kanal gespeichert und gedros-

Versickerungseignung | "
® Plangebiet

[] geeignet

[ bedingt geeignet

[ ungeeignet

[ ] Aufschiittungsfliche

Versickerungsfahigkeit des Bodens (griin = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = ungeeignet); Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 04.05.2021)
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selt in den Mischwasserkanal abgege-
ben.

e Zur Brauchwassernutzung ist die Errich-
tung von Speichern (z.B. Zisterne) zulas-

sig.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen missen vor der Bauausfiihrung
noch mit den Ver- und Entsorgungstragern
abgestimmt werden.

Berticksichtigung von
Standortalternativen

Das Plangebiet, welches inmitten eines he-
terogen genutzten Gebiets liegt, ist von den
bestehenden Stadtvillen und einem grofBfla-
chigen Einzelhdndler (Globus Baumarkt)
gepragt. Das Grundstlick dient im Bestand
groBtenteils als private Freifldche, eine
Nachverdichtung mit Wohn- und Gewerbe-
einheiten sowie einer Lagerhalle bietet sich
auf dieser Flache daher an. Gleichzeitig
ibernimmt das Gebiet eine Scharnierfunk-
tion  zwischen  der  bestehenden
Wohnbebauung im Osten und den gewerb-
lichen Einheiten im Westen.

Die Inanspruchnahme anderer Fldchen im
AuBenbereich wird somit vermieden.

Fiir die Entwicklung des Standortes eignen
sich angesichts der umliegenden Nutzung
(Wohnen in Ein- und Mehrfamilienhausern
und groBflachiger Einzelhandel) nur wenige
Vorhaben.

A

e Die geplante Nutzung muss mit der vor-
handenen Wohnnutzung im Umfeld
vertraglich sein.

e Weiterhin stellen das Stérgradpotenzial
fur die umgebende Wohnnutzung und
die stadtebaulich gestalterischen Anfor-
derungen Entwicklungshemmnisse dar.

Dem wird durch die Realisierung von Mehr-
familienhdusern, gewerblichen Einheiten
sowie einer Gewerbehalle in dem hetero-
gen gepragten Gebiet Rechnung getragen.
Sonstige Nutzungsalternativen, z.B. eine
rein gewerbliche Nutzung, ist hier aufgrund
der geringen Flache kaum realisierbar und
stadtebaulich béten sich attraktivere und
eher vertrethare Standortalternativen in der
Kreisstadt Homburg an.

Mischnutzung ist eine realisierbare, vor dem
Hintergrund des hohen Bedarfs an vielfaltig
nutzbaren Flachen begriindbare Nutzung.
Durch die geplante Nachverdichtung einer
Freiflache wird die Kreisstadt der anhalten-
den Nachfrage nach neuem Wohnraum und
Arbeitsplatzen gerecht.

Der Flachennutzungsplan stellt fiir das
Grundstiick eine Mischbaufldche dar. Die
planerische Zielvorstellung des vorbereiten-
den Bauleitplanes wird weiterhin gewahrt.
Darliber hinaus setzt der bestehende Be-
bauungsplan ,Innenstadterneuerung Teil-
plan Nr. 10" (2005) das Plangebiet und
dessen unmittelbare Umgebung bereits als
Mischgebiet fest.

i A
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Die Standortfaktoren fir eine Mischnutzung
sind glinstig. Es handelt sich um eine etab-
lierte Wohnlage mit gleichzeitig schneller
Anbindung an die Homburger Innenstadt
per PKW oder OPNV (Bushaltestellen ,Vir-
chowstraBe” in fuBlaufiger Entfernung).
Auch die Kindertagesstatte ,Kath. Kinder-
tagesstatte Fronleichnam” liegt noch in der
erweiterten Nachbarschaft (ca. 600 m dst-
lich in der RingstraBe). Die unmittelbare La-
ge an der Zweibriicker StraBe (Bundesstra-
Be B 423) ist zudem ein guter Standortfak-
tor flr gewerbliche Nutzungen. Die Auto-
bahn (BAB 8 und BAB 6) ist ebenfalls in
kurzer Zeit zu erreichen.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen
im Sinne der Standortfindung kann aus den
dargelegten Griinden auBen vor bleiben.

]

Stadtebauliches Konzept, Quelle: Roland Lupp, Dipl. Ing. Architekt AKS, Homburg; Stand der Planung: April 2021; Bearbeitung: Kernplan
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Ubergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-

lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium

Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralortliche Funktion, Siedlungsachse

Kernzone des Verdichtungsraumes, Siedlungsachse 1. Ordnung, Mittelzentrum Homburg

Vorranggebiete

nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsatze

e nachrichtlich ibernommene Siedlungsflache (entspricht dem Planvorhaben)

® (Z 12): Konzentration der Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der
Siedlungsachsen (ausgewogene Raumstruktur, Vermeidung flachenhafter Siedlungs-
strukturen, Erreichbarkeitsverhaltnisse): erfiillt

e (Z17,21) Nutzung der im Siedlungshestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, stadtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdehnung in
den AuBenbereich: erfiillt

e (Z 32) Inanspruchnahme erschlossener Bauflachen statt Ausweisung und Erschlie-
Bung neuer Wohnbauflachen: erfillt

e keine Restriktionen fiir das Vorhaben

Wohneinheiten

e Der Bebauungsplan , Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10" (2005) greift bereits in
die Wohneinheitenbilanzierung ein.

¢ 3,5 Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner und Jahr

Es wird beantragt, dass aufgrund § 13a BauGB (Bebauungsplan, der der Nachverdich-
tung dient) die Wohneinheiten nicht angerechnet werden

Landschaftsprogramm

e keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

e lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines der Projektrdume (rein infor-
melles Instrument ohne restriktive Wirkungen)

Ubergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Wasserschutzgebiet

nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-,
Landschaftsschutz-, Uberschwemmungs-
gebiete, Geschiitzte Landschaftsbestand-
teile, Nationalparks, Biospharenreservate,
Naturparks

nicht betroffen

Denkmaler / Naturdenkmaler / archdolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6
SDSchG oder in amtlichen Karten ver-
zeichnete Gebiete

nicht betroffen

Geschiitzter unzerschnittener Raum nach
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Bebauungsplan, Rechts am Zweibriicker Weg”, Homburg
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Kriterium

Beschreibung

Informelle Fachplanungen

Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Arten im direkten Umfeld des
Geltungsbereiches (Siedlungsraum):

gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland) Nachweis des Braunen
Langohrs (C. HARBUSCH, 2008, Winterquartier in den Karlsberg-Stollen) und der
Mauereidechse am Landratsamt (C. BRAUNBERGER, 2012)

die alteren Fundortdaten des ABSP belegen innerhalb eines 1 km-Radius und noch
innerhalb des Siedlungsbereiches Vorkommen der gefleckten Smaragdlibelle und im
Bereich der Erbach-Aue Nachweise der Rohrammer, des Schwarzkehlchens und der
Turteltaube aus den spaten 80er Jahren

keine Flachen des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) betroffen

kein Lebensraum n. Anh. 1, FFH-Richtlinie und kein registrierter n. § 30 BNatSchG
gesetzlich geschiitzter Biotope betroffen, nachstgelegene Flachen auBerhalb des
Siedlungsbereiches

Allgemeiner und besonderer Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2
BNatSchQG)

Zum Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Ok-
tober bis 28. Februar einzuhalten.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44
des BNatSchG) Storung oder Schadigung
besonders geschitzter Arten bzw. natirli-
cher Lebensrdume nach § 19 i.V.m. dem
USchadG, Verbotstatbestand nach § 44
BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zahlen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schitzten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle
streng geschiitzten Arten inklusive der
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europdi-
schen Vogelarten.

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

der ca. 0,5 ha groBe Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der
Homburger City an der Zweibrlicker StraBe unweit des Rathauses

es handelt sich um eine Bauliicke zwischen dem Burger King und einem Wohnhaus
mit rlickwartiger Freiflache

nordlich des Geltungsbereiches befindet sich eine mittlerweile vollstandig verbrach-
te Flache, auf der, offenbar in Vorgriff auf ein friiher beabsichtigtes Bauvorhaben,
eine Baugrube angelegt wurde; hier hat sich zwischenzeitlich auf anmoorigem
Standort ein kleinflachiges Rohrkolben-Rohricht entwickelt, das von Pioniergehdl-
zen Uberwiegend aus Salweiden gesaumt wird; aufgrund des relativ hoch anstehen-
den Grundwassers sind tiefer liegenden Bereiche offenbar ganzjéhrig mit Grund-
wasser gefiillt (das Grundstlick befindet sich im Bereich der ehemaligen Erbach-Aue,
das Gewasser ist im gesamten Innenstadtbereich jedoch vollstandig verrohrt)

zumindest das Rohrkolben-Réhricht ist n. § 30 BNatSchG geschiitzt; dies und der
Umstand, dass das Gewasser als potenzieller Laichstandort fir Amphibien gelten
darf, hat nach naturschutzfachlicher Beurteilung den Investor dazu veranlasst diesen
urspriinglich in den Geltungsbereich eingeschlossenen Abschnitt aus der Planungs-
flache auszuschlieBen

Bebauungsplan, Rechts am Zweibriicker Weg”, Homburg
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Kriterium Beschreibung

e derreduzierte Geltungsbereich umfasst nunmehr das Wohngrundstiick an der Zwei-
briicker Str. 73 mit Wohngebaude und Ziergriinflache, den riickwartig anschlieBen-
den intensiv genutzten Grlinbereich, sowie daran anschlieBend eine weitere exten-
siv genutzte Griinflache mit mehreren alten Obstbaumen

e der Geltungsbereich umfasst weiterhin den riickwartigen Bereich der Bauliicke zwi-
schen dem bestehenden Wohnhaus und dem Burger King, die Bauliicke wird gerade
bebaut, wobei das aufgebrachte Schotterplanum ca. 10-15 m in den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes hineinreicht

e in den Geltungsbereich eingeschlossen ist auch der stidlich angrenzende FuBweg
zwischen Zweibrlicker StraBe und Globus-Baumarkt

e standortlich und aus der Sicht der aktuellen Nutzung ist die Planungsfléche auBer-
halb des eingefriedeten Wohngrundstiickes und des asphaltierten Verbindungswe-
ges 2-geteilt:

e der an das Wohngrundstiick anschlieBende, eher trockene Abschnitt wird von den
Anliegern intensiv genutzt und regelmaBig gemaht bzw. freigehalten, auf der Teil-
flache befinden sich mehrere Unterstande, eine Holzgarage und Lagerflachen

e der riickwartige Abschnitt ist etwas feuchter und wird von einer, lokal durch Griin-
schnittablagerungen gestérten, eutraphenten Honiggras-Fuchsschwanz-Wiese ein-
genommen, die regelmaBig von aufkommenden Brombeerhecken freigestellt wer-
den muss, die vor allem aus der nordlich angrenzenden Brachflache einwachsen; auf
der Teilflache befinden sich mehrere alte Obstbaume, ein vitaler Walnussbaum mit
ca. 80 cm Stammdurchmesser, ein umgeknickter Kirschbaum BHD ca. 70 cm, ein
weiterer vitaler Kirschbaum mit BHD 60 cm sowie ein jiingerer Apfelbaum mit Tot-
asten und Hohleninitial

e die Baume, vor allem der Apfelbaum und der umgeknickte Kirschbaum, besitzen
hohe Totholzanteile, auch offene Spalten und Nischen in den Bruchstellen, die sich
flr Halbhohlenbriiter wie z.B. den Gartenrotschwanz als Brutstatte eignen; Hinweise
auf aktuelle oder frithere Bruten wurden jedoch nicht gefunden

e s konnten auch keine Stamm- und Asthéhlen registriert werden, die z.B. aus als
Fledermausquartier geeignet waren; das Hohleninitial am Apfelbaum besitzt noch
eine zu geringe Tiefe

®  zwei weitere jiingere und vitale Obstbdume befinden sich im vorderen intensiv ge-
nutzten Teilbereich

Bestehende Vorbelastungen

e lage im City-Bereich von Homburg mit stark versiegeltem Umfeld und geringem
Anteil an Grlnstrukturen

e hohes Verkehrsaufkommen durch StraBenverkehr und Nutzung als Parkplatz (Glo-
bus-Baumarkt)

e daher starke Stor- und Larmdisposition, auch durch Fahrzeugbewegungen

Bedeutung als Lebensraum fiir abwagungs- oder artenschutzrechtlich relevanten Tier-
und Pflanzenarten

e vorderer intensiv genutzter Teilbereich mit vergleichbaren Strukturen wie in den an-
grenzenden Wohngrundstiicken mit stark beanspruchten und gestorten Griin- oder
Ziergriinflachen, Unterstanden, Abstellplatzen fiir Gartenutensilien, Ablagerungen
etc.

e Dachiiberstande, Nischen und andere Strukturen an den Unterstanden und der Ga-
rage als Brutstatte fiir Gebdudebriter grundsatzlich geeignet (z.B. Hausrotschwanz);
bei der Begehung im April konnte keine Aktivitat von Haussperlingen registriert wer-
den, auch flir Mauersegler sind die niedrigen Gebaude ungeeignet

e im riickwartigen Abschnitt mit randlichen Ziergriin- und Brombeerhecken sowie al-
ten Obstbaumen sind Brutstatten von Gehdlzfrei. und Halbhéhlenbriitern méglich

e keine geschlossenen Baumhohlen als potenzielle Brut- bzw. Ruhestatten fir héhlen-
briitende Végel bzw. Fledermause
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Kriterium

Beschreibung

e in der angrenzenden Brachflache mit perennierendem Kleingewasser und kleinem
Rohricht ist evtl. mit dem Sumpfrohrsanger zu rechnen, der bekannterweise auch in
kleine Feuchtbrachen innerhalb des Siedlungsbereiches vordringt (auch wenn
wahrend der Begehung keine Gesangsaktivitdten registriert wurden); verhort wur-
den an dieser Stelle u.a. Zilzalp, Monchsgrasmiicke, Rotkehlchen, Amsel und Elster

e indieser angrenzenden Brachflache ist auch ein (Laich-) Vorkommen von Amphibien
maglich, a priori nicht auszuschlieBen ist gar ein Vorkommen der Gelbbauchunke,
die nach Information des Umweltamtes (Hr. Dorda) in vergleichbaren, ebenfalls iso-
lierten, Gewassern im stadtischen Umfeld bereits nachgewiesen wurde

e Planungsflache besitzt als Grinflache im stark versiegelten City-Bereich vor allem
auch Teillebensraumfunktion (Nahrungsraum)

e weitere planungsrelevante Arten sind aufgrund der Habitatausstattung und der
Siedlungslage nicht zu erwarten

Artenschutzrechtliche Beurteilung

e die Flache bietet in den randlichen Ziergriinflachen, Brombeerhecken und an den z.
T. alten Obstbdumen Brutmdglichkeiten fiir Geholzbriiter, auch fir Halbhéhlenbriiter,
aufgrund der Lage im Innenstadtbereich ist jedoch vor allem mit storresistenten
Siedlungsarten zu rechnen

e fiir diese kann in Bezug auf die Fortpflanzungsstétte eine Legalausnahme n. § 44
Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 vorausgesetzt werden, d.h. es ist davon auszugehen, dass diese
Arten aufgrund ihres weiten Lebensraumspektrums in der Lage sind, vergleichswei-
se einfach andere Standorte zu besiedeln oder auf diese auszuweichen, so dass die
odkologische Funktion der Fortpflanzungsstatten im raumlichen Zusammenhang wei-
terhin erflillt ist

e dies gilt auch fur die moglichen Gebaudebriter an den Schuppen und Unterstanden,
zu rechnen ist hier vor allem mit dem Hausrotschwanz

e fiir den in der angrenzenden Brachfldche mit perennierendem Kleingewasser nicht
auszuschlieBenden Sumpfrohrsanger kann im Kontext der nahezu vollstandigen Ver-
siegelung des weiteren Umfeldes eine signifikante Verscharfung der Isolationslage
durch das Vorhaben (durchgriintes Mischgebiet) und damit eine Verschlechterung
der Habitatfunktion nicht plausibel abgeleitet werden

e dies darf im Falle ihres (unwahrscheinlichen) Vorkommens durchaus auch fir die
Gelbbauchunke gelten

e mit jagenden siedlungstypischen Fledermausarten (Zwerg-, Breitfligelfledermaus,
GroBer Abendsegler u.a.) ist auf der Flache zu rechnen

e geschlossene und quartier- oder gar schwarmtaugliche Baumhohlen sind trotz ho-
her Totastanteile und knorrigem Wuchs der 4 alten Obstbdume nicht vorhanden;
Tagesquartiere von Einzeltieren kénnen hingegen nicht ausgeschlossen werden

e auch hier ist davon auszugehen, dass aufgrund der zahlreichen Quartierméglich-
keiten flr die hier zu erwartenden o. g. Siedlungs- bzw. Gebdudearten die 6kologi-
sche Funktion der Ruhestatten im rdumlichen Verbund weiterhin erfiillt sein wird

e Totungstatbestande kénnen wie bei den Végeln durch Einhaltung der gesetzlichen
Rodungsfristen vermieden werden

e VerstoBe gegen § 44 BNatSchG sind daher nicht zu erwarten

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes
e |ebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen

e da den Flachen innerhalb des Geltungsbereiches keine essenzielle Bedeutung als
Lebensraum i.S.d. § 19, Abs. 3 Nr.1, BNatSchG zugewiesen werden kann, entspre-
chende Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden
Arten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert
werden kann, sind Schaden n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadengesetz
nicht zu erwarten

Bebauungsplan, Rechts am Zweibriicker Weg”, Homburg
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Kriterium

Beschreibung

e daher ist eine Freistellung von der Umwelthaftung bei Einhaltung der gesetzlichen
Rodungsfristen im Zuge des Bauleitplanverfahrens mdglich

Artenschutzrechtlich begriindete MaBnahmen

e zur Vermeidung der T6tung von nistenden Vogeln sind im Fall der Entfernung der
Gehdlze die gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 5., BNatSchG einzuhalten

e diese Fristen sind auf den Riickbau der Unterstande, Garagen und die Rdumung der
Lagerflachen zu Uibertragen

e damit kann ein Eintreten der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande vermieden
werden

Baumschutzsatzung der Kreisstadt Homburg

GemaB der Satzung zum Schutz von Bau-
men in der Kreisstadt Homburg vom 18.
Februar 2009 sind Baume innerhalb der
Kreisstadt Homburg geschitzt, sofern die
Kriterien des § 1 der Satzung erfiillt wer-
den.

MaBgebliche Faktoren fiir die Schutzaus-
weisung sind:

e Baumart

e Stammumfang

Schutzzweck ist gemaB § 2 die Bestands-
erhaltung der Badume zur Sicherstellung
der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts,
insh. zur Verbesserung des Stadtklimas
und zur Sicherung der Lebensstatten fiir
Tier- und Pflanzenwelt sowie zur Be-
lebung, Gliederung und Pflege des Orts-
und Landschaftsbilds.

e Naturraumtypische und standortgerechte Gehdlze sind, sofern es der Gesundheits-
zustand erlaubt und die Verkehrssicherheit gewahrleistet ist, zu erhalten, und in die
Planung zu integrieren. Die Baumschutzsatzung der Kreisstadt Homburg ist zu be-
achten.

Bebauungsplan, Rechts am Zweibriicker Weg”, Homburg
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flachennutzungsplan ¢ Darstellung: gemischte Bauflache
¢ Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist erfilllt

;z"': m

Auszug aus dem Flachennutzungsplan, Quelle: Kreisstadt Homburg (Saar)

Bebauungsplan e Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ,, Innen-
stadterneuerung Teilplan Nr. 10" (2005), der fir die Flache ein Mischgebiet festsetzt.
Insbesondere das im Bebauungsplan , Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10" fest-
gesetzte MaB der baulichen Nutzung sowie die (iberbaubaren Grundsticksflachen
lassen die Realisierung des Planvorhabens jedoch nicht zu. Die Aufstellung des
Bebauungsplanes ist somit erforderlich.

e Der Bebauungsplan ersetzt in seinem Geltungsbereich den Bebauungsplan , Innen-
stadterneuerung Teilplan Nr. 10" (2005).

&)
iy £ l. Q~
S S b
el b [

!Im;,

Auszug aus dem Bebauungsplan , Innenstadterneuerung Teilplan Nr. 10 “, Quelle: Kreisstadt Hom-
burg (Saar)
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Begriindungen der Festsetzungen und
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung -
Mischgebiet (M)

Gem. § 6 BauNVO

Zentrales Anliegen dieses Bebauungsplanes
ist das Schaffen der planungsrechtlichen
Voraussetzungen zur Realisierung des ge-
planten Quartiers ,Rechts am Zweibriicker
Weg”.

Es soll ein Gebiet entwickelt werden, das
sowohl dem Wohnen, als auch nicht we-
sentlich stérenden, gewerblichen Zwecken
dient. Weiterhin sind am Standort ,Rechts
am Zweibrlicker Weg"” ergdnzende, vertrag-
liche Nutzungsarten denkbar (z. B. Anlagen
flr Verwaltungen sowie fir kirchliche, kultu-
relle, soziale und gesundheitliche Zwecke).
Dariiber hinaus konnen Einzelhandelsbe-
triebe mit nicht zentrenrelevanten Haupt-

sortimenten gemaB Homburger Sortiments-
liste, Schank- und Speisewirtschaften sowie
Betriebe des Beherbergungsgewerbes aus-
nahmsweise zugelassen werden.

Die Umgebung dient dem Wohnen und als
Standort von Nutzungen, die die Wohnruhe
nicht wesentlich storen. Dem Ziel der Reali-
sierung einer typischen innerdrtlichen
Wohnnutzung mit weiteren vertrdglichen
gewerblichen Nutzungen wird durch die
Ausweisung eines Mischgebietes somit
Rechnung getragen. Dies entspricht auch
dem  Bestands-Bebauungsplan ,Innen-
stadterneuerung Teilplan Nr. 10" (2005),
welcher fiir das Plangebiet bereits heute ein
Mischgebiet festsetzt. Daraus ergibt sich
eine Vertrdglichkeit der geplanten Nutzung.

Das Mischgebiet ist das Gelenk zwischen
Wohnnutzung, Baumarkt und sonstigen ge-
werblichen Nutzungen im Umfeld.

Die Festsetzung des Mischgebietes hat auch
nachbarschiitzenden  Charakter, sodass
bauplanungsrechtlich nicht von gegenseiti-
gen Beeintrachtigungen auszugehen und
durch den Verordnungsgeber die Sicherung
gesunder Wohnverhdltnisse gewahrt ist.

Die Standortfaktoren, die sich aus der stad-
tischen Lage des Standortes ergeben (u.a.
schnelle Anbindung zur Innenstadt, Nach-
barschaft zur Betreuungseinrichtung, ...)
konnen mit der Festsetzung voll ausge-
schopft werden.

Es sind jedoch nicht alle Nutzungen des Ka-
taloges des Mischgebietes an diesem
Standort realisierungsfahig. Gartenbaube-
triebe, Tankstellen und Anlagen fir sportli-
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Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne MaBstab; Quelle: Kernplan
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che Zwecke sind nicht gewiinscht. Dem (ib-
licherweise erhohten Flachenbedarf und
den baulichen Anforderungen dieser Nut-
zungen kann an diesem Standort nicht
Rechnung getragen werden. Gartenbaube-
triebe, Tankstellen und die ebenso unzulas-
sigen Vergniigungsstatten sind dartber hin-
aus gestalterisch nur schwer zu integrieren.

Zudem wird durch den Ausschluss von Ver-
gnligungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3
Nr. 2 BauNVO die Gefahr des Entstehens
von Trading-Down-Effekten innerhalb des
Gebietes verhindert. An anderer Stelle im
Stadtgebiet sind ausreichend Flachen fir
die Ansiedlung von Vergniigungsstatten
vorhanden.

MaB der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 -
21a BauNVO

Hdéhe baulicher Anlagen

Erganzend zur Festsetzung der Zahl der
Vollgeschosse wird die Hohenentwicklung
im Mischgebiet Giber die Hohe baulicher An-
lagen durch Festsetzung der Gebdudeober-
kante exakt geregelt (mit Ausnahme der be-
stehenden Wohnbebauung an der Zweibr(-
cker StraBe).

Gleich der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der
Héhe baulicher Anlagen die
Hohenentwicklung auf eine Maximale be-
grenzt und so ein relativ einheitliches Er-
scheinungsbild im Planungsgebiet sicherge-
stellt sowie einer Beeintrachtigung des Er-
scheinungshildes des Umfeldes entgegen-
gewirkt. Dies vermeidet, dass es durch die
Realisierung von Nicht-Vollgeschossen zu
unerwiinschten Hohenentwicklungen
kommt.

Mit der Hohenfestsetzung wird somit eine
Einheitlichkeit sowohl von Bestand als auch
geplanter Nutzung gewahrleistet. Einer
gegeniiber dem Bestand unverhéaltnismaBi-
geniiberdimensionierten Hohenentwicklung
wird vorgebeugt.

Fir die Festsetzung der Hohe der baulichen
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshchen erforderlich, um die Hohe
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu
kdnnen. Die Bezugshdhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Eine Uberschreitungsbefugnis der zuléssi-
gen Gebdudeoberkante flir Photovoltaik-

module / Solarmodule inkl. der zum Betrieb
erforderlichen Anlagen und Bauteile ermég-
licht die Energiegewinnung aus solarer
Strahlungsenergie zugunsten einer nach-
haltigen Entwicklung des Gebietes.

Grundflachenzahl (GRZ)

Die Grundflachenzahl gem. § 19 Abs. 1
BauNVO ist eine Verhdltniszahl, die angibt,
wie viel Quadratmeter Grundflache je Qua-
dratmeter Grundstlcksflache zuldssig sind.
Demnach erfasst die Grundflachenzahl den
Anteil des Baugrundstiicks, der von bauli-
chen Anlagen Uberdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein MindestmaB3
an Freiflachen auf dem Baugrundstiick ge-
wahrleistet (sparsamer Umgang mit Grund
und Boden).

Die gewahlte Grundfldchenzahl orientiert
sich eng an der stadtebaulichen Konzep-
tion.

Die Festsetzung einer GRZ von 0,6 ent-
spricht der Bemessungsobergrenzen des
§ 17 BauNVO fiir Mischgebiete.

Insbesondere aufgrund

e des beschrankten Raumangebotes, das
aus der umgebenden Bestandsbebau-
ung resultiert, dem Verzicht auf die In-
anspruchnahme des Biotops und

e derstadtebaulich verdichteten Nachnut-
zung

geht auch mit der Neubebauung eine star-
kere Verdichtung hervor.

Eine geringere Grundflachenzahl wiirde zu
einer wesentlichen Erschwerung der zweck-
entsprechenden Nutzung des Grundstlickes
fuhren, die vorgesehene Konzeption ware
nicht realisierungsfahig.

Eine Uberschreitung der Bemessungs-
obergrenze st laut BauNVO mdglich. Es
diirfen die Grundflachen von Garagen und
Stellplatzen ~ mit  ihren  Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
und bauliche Anlagen unterhalb der Gelan-
deoberflache, durch die das Baugrundstiick
lediglich unterbaut wird, die definierte
Obergrenze der GRZ auf bis zu 0,8 (iber-
schreiten (§ 19 Abs. 4 S.4 BauNVO). Die
Uberschreitung ist im vorliegenden Fall not-
wendig, um die Funktionsfahigkeit des ge-
planten Quartiers zu gewahrleisten.

Zudem sind der Grundstiicksflache Flachen-
anteile von Gemeinschaftsanlagen, also pri-
vaten Anlagen die einem begrenzten Kreis
von Grundstiickseigentiimern gehéren, die
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durch die gemeinsame Errichtung und
Unterhaltung einer Verpflichtung aus ge-
setzlichen Vorschriften nachkommen, hinzu-
zurechnen.

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sind ge-
wahrt. Die gewahlte Grundflachenzahl fiihrt
beispielsweise nicht zu einer Massierung
von Nutzungen und baulichen Anlagen, die
ein erhohtes Verkehrsaufkommen bedingt.

Der entstehenden Dichte wird durch aus-
gleichende MaBnahmen entgegengewirkt:
Flachen sind nur zu versiegeln, soweit not-
wendig und je 200 m? angefangener, nicht
iberbauter Grundstlicksflache ist mindes-
tens ein Baum anzupflanzen (s. Festsetzun-
gen bei Anpflanzungen), hinzu kommt die
Rohrichtflache, die nun auBerhalb des
Geltungsbereiches liegt und freigehalten
wird.

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschrankung der Zahl der Vollge-
schosse wird gemaB der Festsetzung einer
maximal zuldssigen Gebdudehdhe das Ziel
verfolgt, die Errichtung iiberdimensionierter
Baukdrper im Vergleich zur Bestandsbebau-
ung zu unterbinden. Einer Beeintrachtigung
des Stadtbildes wird damit entgegenge-
wirkt.

Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse ist
hierbei aus dem stadtebaulichen Konzept
abgeleitet.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und
Weise die Gebaude auf den Grundstiicken
in Bezug auf die seitlichen Grundstuicks-
grenzen angeordnet werden.

GemaB dem stadtebaulichen Konzept ist,
im Bereich des Mischgebietes MI 1, eine of-
fene Bauweise vorgesehen. Hierbei sind die
Gebdude mit seitlichem Grenzabstand zu
errichten.

Fur die weiteren Mischgebiete (M1 2-5) wird
eine abweichende Bauweise festgesetzt. In
der abweichenden Bauweise ist eine Grenz-
bebauung innerhalb des Plangebietes zu-
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lassig. Dadurch wird im Plangebiet eine Be-
bauung gewahrleistet, die der stadtebauli-
chen Konzeption folgt und eine spater fle-
xible Grundstiicksparzellierung zuldsst.

Uberbaubare und
nicht tiberbaubare
Grundstiicksflachen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23
BauNVO

Mit der Festsetzung der Uberbaubaren
Grundstlicksflachen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stlicks definiert und damit die Verteilung
der baulichen Anlagen auf dem Grundstiick
geregelt. Die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3
BauNVO umschreibt die Uberbaubare Fla-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebéu-
de und Gebdudeteile nicht bzw. allenfalls in
geringfligigem MaB Uberschritten werden
darf.

Die Baugrenzen orientieren sich exakt an
der stadtebaulichen Konzeption der geplan-
ten Bebauung. Der alte Bebauungsplan sah
keine Nachverdichtung und bauliche Nut-
zung in zweiter Reihe vor. Zuvor orientierte
sich ~ das  Baufenster an  einem
Bestandsgebdude, dessen Raumkante ent-
lang der Zweibrlicker StraBe bernommen
wurde (Ml 5).

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sollen in Teilbereichen auch auBer-
halb der (iberbaubaren Grundstticksflache
zuldssig sein. Damit ist eine zweckméaBige
Bebauung des Grundstlickes mit den erfor-
derlichen Nebenanlagen und Einrichtungen
sichergestellt (z. B. Terrasse), ohne geson-
dert Baufenster ausweisen zu mussen.

Flachen fir Tiefgaragen mit
Zufahrten

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flachen fiir Tiefgaragen
mit Zufahrten dient der Ordnung des ruhen-
den Verkehrs durch ein ausreichendes
unterirdisches Stellplatzangebot innerhalb
des Plangebietes.

Die fiir die geplante Nutzung erforderlichen
Stellpldtze  werden ausschlieBlich  im
Plangebiet bereitgestellt. Zudem werden
Beeintrachtigungen der bereits bestehen-
den Bebauung in der Nachbarschaft des
Plangebietes vermieden (Parksuchverkehr
etc.).

Tiefgaragen mit Zufahrten sind den dafir
festgesetzten Flachen fiir Tiefgaragen mit
Zufahrten zulassig.

Zugange, Wege, Rampen, Notausgange, Zu-
fahrten fir Rettungsfahrzeuge, Anleiterfla-
chen und weitere ErschlieBungselemente
sowie Optionsflachen fur Liftungsschéchte
sind von diesen Festsetzungen ausgenom-
men.

Dies gewahrleistet die notwendige Flexibili-
tat und erdffnet geringfligigen Spielraum
bei der Ausgestaltung und Bauausfiihrung.

Die Tiefgarageneinfahrt erfolgt von Seiten
der internen ErschlieBungsstraBe.

Hochstzulassige Zahl der
Wohneinheiten je
Wohngebaude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschrankung der zuldssigen Zahl der
Wohneinheiten im Plangebiet je Wohnge-
baude verhindert die Entstehung von Ge-
bauden mit einer unbegrenzten Zahl von
Wohnungen und damit ein erhéhtes Ver-
kehrsaufkommen. Die Festsetzung gewahr-
leistet darlber hinaus ein harmonisches
Einfligen des Neubaugebietes in den be-
stehenden Siedlungskorper der Kreisstadt
Homburg.

Durch die Beschrankung der max. Wohnein-
heiten je Wohngebaude sind ausschlieBlich
Hausformen realisierbar, die dem gewach-
senen Siedlungskorper mit Mehrfamilien-
hausern entsprechen. Zudem werden Be-
eintrachtigungen der bereits bestehenden
Bebauung in der Nachbarschaft des
Plangebietes vermieden (Parksuchverkehr
etc.).

Verkehrsflache besonderer
Zweckbestimmung;
hier: verkehrsberuhigter Bereich

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Fiir die interne ErschlieBung ist eine Stich-
straBe vorgesehen, die als Verkehrsflache
besonderer Zweckbestimmung - hier: ver-
kehrsberuhigter Bereich - festgesetzt wird.

Durch die StichstraBenerschlieBung wird
das Gebiet nur von den zukiinftigen An-
wohnern, Kunden und Besuchern befahren,
Durchgangsverkehr ist nicht mdglich. Hier-
durch ergibt sich eine gesteigerte
Wohngqualitat.
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MaBnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Gebdudebri-
ter) innerhalb des Plangebietes werden vor-
sorglich entsprechende, artenschutzrecht-
lich begriindete MaBnahmen festgesetzt.

Anpflanzen von Baumen, Strau-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der innerdrtlichen Lage des
Mischgebietes in direkter Nachbarschaft zu
der bereits bestehenden Bebauung und der
geplanten Versiegelung ist die hochwertige
und qualitatsvolle Ausgestaltung der Frei-
raume von besonderer Bedeutung. Mit den
getroffenen grlinordnerischen Festsetzun-
gen wird die Entwicklung 6kologisch hoch-
wertiger Pflanzungen mit Mehrwert fiir das
Mikroklima erzielt.

Die Festsetzungen dienen insbesondere der
Option der Begrlinung des Flachdachs und
der Fassade zur naturschutzfachlichen Auf-
wertung und Verbesserung des Mikrokli-
mas.

Auf weitergehende Festsetzungen wird ver-
zichtet, da so noch Flexibilitat bei der gart-
nerischen Anlage verbleibt.

Festsetzungen aufgrund
landesrechtlicher Vorschriften
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m.
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4
BauGB i.V. mit 8§ 49-54 Saarlin-
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten MaBnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgema-
Ben Entwasserung aller Flachen innerhalb
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung bereits grundsatzlich vorhanden.

Das Plangebiet ist im modifizierten Trenn-
system zu entwassern.

Dadurch hat die Kreisstadt langfristig die
Option, die Trennung der Kanalisation von
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Niederschlags- und Abwasserentsorgung
umzusetzen.

Zur Brauchwassernutzung ist die Errichtung
von Speichern (z.B. Zisterne) zuldssig.

Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4
BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Fiir Bebauungsplane kdnnen gem. § 9 Abs.
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarldndi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen
planungsrechtlich zu sichern, werden ortli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen
auf das Stadt- und Landschaftsbild, denn
gerade aufgrund der direkten Nachbar-
schaft zur bestehenden Wohnbebauung
spielt die Gestaltqualitdt eine besondere
Rolle. Die getroffenen minimalen Einschran-
kungen bei der Fassadengestaltung sollen
Auswiichse (z.B. glanzende Materialen) ver-
hindern. Durch die Einhausung bzw. sicht-
geschiitzte Aufstellung von Miilltonnen sol-
len dartiber hinaus nachteilige Auswirkun-
gen auf das Stadtbild vermieden werden.

Die Zulassigkeit von Anlagen zur Nutzung
der Sonnenenergie auf den Dachern ermég-
licht die Energiegewinnung aus solarer
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Innerhalb des Plangebietes ist die Anlage
von Stein-/Schottergarten unzuldssig, da
diese aus 6kologischer Sicht duBerst proble-
matisch sind. Zum Einen bieten sie Insekten
und Kleintieren wie Vogeln oder Reptilien
kaum Nahrung oder einen Unterschlupf.
Andererseits ergeben sich auch flir das
Kleinklima negative Folgen: Im Sommer
heizt sich der Schotter stark auf, nachts
kuhlt er nur langsam wieder ab. Flachen, die
nicht als Stellplatze, Zufahrten, Terrassen
oder Wege bendtigt werden, sind daher un-
versiegelt zu lassen und gartnerisch als Zier-
oder Nutzgarten anzulegen.

Das Vorhaben fiigt sich mit den getroffenen
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwagung

Abwigung der 6ffentlichen und
privaten Belange

Fiir jede stadtebauliche Planung ist das Ab-
wdgungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von
besonderer Bedeutung. Danach muss die
Kommune als Planungstragerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die offent-
lichen und privaten Belange gegeneinander
und untereinander gerecht abwdgen. Die
Abwdgung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr stad-
tebauliches Konzept um und entscheidet
sich fiir die Berlicksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurlickstellung der dieser
Lésung entgegenstehenden Belange.

Die Durchfiihrung der Abwagung impliziert
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

e Sammlung des Abwagungsmaterials
(siehe , Auswirkungen der Planung”)

e Gewichtung der Belange (siehe ,Ge-
wichtung des Abwégungsmaterials”)

e Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he ,Fazit")

e Abwadgungsergebnis (siehe , Fazit”)

Auswirkungen der Planung auf
die stddtebauliche Ordnung und
Entwicklung sowie die natiirlichen
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der stadtebaulichen Ordnung
und Entwicklung bzw. der natlrlichen
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6
BauGB) sind insbesondere folgende mdgli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhéltnisse

Dieser Planungsgrundsatz prazisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthdlt die aus den allgemeinen
Planungsgrundsatzen entwickelte Forde-
rung fir Bauleitplane, dass die Bevélkerung
bei der Wahrung der Grundbediirfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstat-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

eintrdchtigungen vom Planungsgebiet auf
die Umgebung und von der Umgebung auf
das Planungsgebiet vermieden werden.
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die geplante Mischnutzung flgt sich in die
Eigenart der ndheren Umgebung ein. Die
unmittelbare Umgebung, d. h. die Zweibri-
cker StraBe als angrenzende StraBe, dient
ebenfalls Uberwiegend dem Wohnen bzw.
als Standort von Gewerbebetrieben, die das
Wohnen nicht wesentlich stéren. Hierdurch
wird Konfliktfreiheit gewdhrleistet. Gegen-
seitige Beeintrachtigungen dieser Nutzun-
gen sind bisher keine bekannt und auch
kiinftig nicht zu erwarten.

Die Festsetzungen des vorliegenden Bebau-
ungsplanes wurden so gewahlt bzw. aus
dem alten Bebauungsplan {bernommen
und angepasst, dass sich die Wohnnutzung
hinsichtlich Art und MaB der baulichen Nut-
zung, der Bauweise sowie der (iberbauba-
ren Grundstlicksflache an der bestehenden
Bebauung in der Umgebung orientiert und
sich so in die Umgebung einflgt. Zusatzlich
schlieBen die im Bebauungsplan getroffe-
nen Festsetzungen auch innerhalb des
Plangebietes jede Form der Nutzung aus,
die innergebietlich zu Beeintrachtigungen
filhren kann.

Der Bebauungsplan kommt der Forderung,
dass die Bevolkerung bei der Wahrung der
Grundbedrfnisse gesunde und sichere
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet,
nach.

Auswirkungen auf die Wohnbediirf-
nisse der Bevdlkerung

Mit zu den wichtigsten stadtebaulichen
Aufgaben der Kommune gehort die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevélkerung mit
Wohnbaugrundstiicken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf
dem Immobilienmarkt.

Das Angebot sollte dabei vielfaltig sein und
den unterschiedlichen Wiinschen und Be-
dirfnissen der Bevolkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende Bebauungsplan
kommt dieser Forderung nach. Da im
Plangebiet keine Bebauung mehr besteht

und das MaB der baulichen Nutzung und
die (iberbaubare Grundstlicksflache den
zeitgemaBen Anforderungen nicht mehr ge-
niigt, wird die Flache fiir eine Umnutzung /
Nachverdichtung bereitgestellt. Durch die
Errichtung von Gebduden mit Wohnungen
unterschiedlicher GréBe und unterschiedli-
chem Zuschnitt werden stadtnah nachfra-
georientierte  Angebotsformen des Woh-
nens geschaffen. Der bestehenden Nachfra-
ge in Homburg wird somit in integrierter La-
ge Rechnung getragen.

Auswirkungen auf die Belange der
Wirtschaft und der Erhaltung, Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplat-
zen

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftli-
chen Belange in erster Linie durch ein aus-
reichendes, den wirtschaftlichen Bediirfnis-
sen entsprechendes Flachenangebot zu be-
riicksichtigen. Dem wird durch die Auswei-
sung des Mischgebietes Rechnung getra-
gen.

Daneben spielt auch die Bereitstellung und
Sicherung von Arbeitsplatzen eine wichtige
Rolle. Diesen Interessen trdgt der vorliegen-
de Bebauungsplan Rechnung.

Mit Realisierung der Planung wird die mit-
telstandische Gewerbe- und Arbeitsplatz-
struktur in der Kreisstadt nachhaltig ge-
starkt.

Auswirkungen auf die Gestaltung des
Stadt- und Landschaftsbildes

Das stadtebauliche und gestalterische
Potenzial des Plangebietes ist gegenwartig
aufgrund der vorwiegenden Nutzung als
private Freiflache nicht voll ausgeschopft.

Durch die zukunftsfahige Entwicklung des
Grundstlickes hin zu einer gemischt genutz-
ten Flache und durch die architektonische
Konzeption des geplanten Vorhabens wird
das Stadt- und Erscheinungsbild des
Plangebietes und des direkten Umfeldes
stadtebaulich und gestalterisch weiter ent-
wickelt.

Durch die gestaffelte Héhe und die Gliede-
rung des Baukdrpers werden stadtebauliche
Spannungen zur Umgebung vermieden.
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Auch die Begrinungen im Plangebiet
(Baumpflanzungen) tragen zudem dazu bei,
dass keine negativen Auswirkungen auf das
Stadtbild entstehen.

Auswirkungen auf umweltschiitzende
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung / Umnutzung einer unbebauten
Freiflache in innerortlicher Lage.

Der Geltungsbereich weist aufgrund der
Beeintrdchtigungen wie Bewegungsunruhe
und Larm infolge der bestehenden Nutzun-
gen in der unmittelbaren Umgebung (Stra-
Ben, Baumarkt, ...) bereits eine deutliche
Vorbelastung auf.

Es kommt durch das Planvorhaben weder
zu einer Beeintrachtigung artenschutzrecht-
lich relevanter Arten, noch st ein
FFH-Lebensraumtyp / besonders geschiitz-
ter Lebensraum betroffen.

Von der Planung sind keine Schutzgebiete,
insbesondere keine Schutzgebiete mit ge-
meinschaftlicher Bedeutung betroffen, die
dem Planvorhaben entgegenstehen konn-
ten. Die nordlich angrenzende Rohrrichtfla-
che als vermutlich geschiitztes Biotop nach
§ 30 BNatSchG wird nicht in Anspruch ge-
nommen.

Im Ubrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Be-
bauungsplanes zu erwarten sind, als vor der
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich.

Auswirkungen auf die Belange des
Verkehrs und auf die Belange der Ver-
und Entsorgung

Mit der Realisierung des geplanten Misch-
gebietes wird es zwar zu einem Anstieg des
Verkehrsaufkommens kommen. Dieses ist
jedoch lediglich auf den Anwohner- bzw.
Besucher- und Arbeitnehmer-Verkehr be-
schrankt. Die Zweibriicker StraBe ist als
BundesstraBe fiir die festgesetzte Nutzung
wohl ausreichend dimensioniert, sodass der
zusatzlich entstehende Verkehr aufgenom-
men werden kann.

Ein GroBteil des ruhenden Verkehrs wird in-
nerhalb des Plangebietes - in einer Tiefgara-
ge unterhalb der geplante Bebauung - ge-
ordnet. Dies tragt dazu bei, dass ruhender
Verkehr und Parksuchverkehr in der Zwei-
briicker StraBe und in den umliegenden
StraBen vermieden werden.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend beriicksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer
Umgebung des Plangebietes vorhanden.

Unter Beachtung der Kapazitaten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemap
sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des
Hochwasserschutzes / Starkregen

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind
wahrend der Baudurchfiihrung und bis hin
zur endgiltigen Begriinung und Grund-
stlicksgestaltung besondere MaBnahmen
zur Abwehr von méglichen Uberflutungen
durch die Grundstickseigentiimer zu be-
denken.

Den umliegenden Anliegern wird folglich
kein zuséatzliches Risiko durch unkontrollier-
te Uberflutungen entstehen. Insofern kann
davon ausgegangen werden, dass die Be-
lange des Hochwasserschutzes / Starkregen
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trachtigt werden

Auswirkungen auf Belange des
Klimas

Das Grundstiick ist bislang nur teilweise be-
baut. Durch das geplante Vorhaben findet
insgesamt eine Nachverdichtung statt, wo-
durch zusatzliche Versiegelungen stattfin-
den. Durch die Inanspruchnahme des im
Siedlungsbestand vorhandenen Potenzials,
der Anpflanzung von Baumen, das Verbot
s0g. Steingarten und in Anbetracht der ge-
ringen GroBe des Plangebietes konnen ne-
gative Auswirkungen auf die Belange des
Klimas insgesamt jedoch ausgeschlossen
werden. Eine Inanspruchnahme von Fla-
chen im AuBenbereich wird vermieden.

Auswirkungen auf private Belange

Die derzeitige Gebietsart, die auch dritt-
schlitzende Wirkung hat, wird beibehalten
(Mischgebiet). Mdgliche nachteilige Auswir-
kungen auf angrenzende Wohn- bzw.
wohnvertrdgliche Nutzungen sind nicht zu
erwarten, da der zu entwickelnde Standort
der Mischnutzung ebenso wie die Umge-
bung dienen wird und vertraglich ist. Zum
anderen wurden entsprechende Festsetzun-
gen getroffen, um stadtebauliche Spannun-
gen zu vermeiden (vgl vorangegangene
Ausfihrungen).

TOP 16

Alle bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben konnen eingehalten wer-
den.

Auswirkungen auf alle sonstigen
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von
Bauleitplanen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
riicksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung
nicht berlhrt.

Gewichtung des
Abwagungsmaterials

GemaB dem im Baugesetzbuch verankerten
Abwagungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwdgung zu beriicksichti-
genden &ffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan
eingestellt.

Argumente fiir die Verabschiedung
des Bebauungsplanes

e Umnutzung / Nachverdichtung einer
innerdrtlich gelegenen Flache

e Mit der Erweiterung des Angebotes an
Wohnraum,  Gewerbefldchen  und
Arbeitsplatzen wird die Kreisstadt der
bestehenden Nachfrage gerecht

e Keine erheblichen Auswirkungen auf
die Belange des Umweltschutzes

e Keine negativen Auswirkungen auf das
Stadt- und Landschaftsbild

e Geringer ErschlieBungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden

e Keine negativen Auswirkungen auf die
Belange des Verkehrs, Ordnung des ru-
henden Verkehrs auf dem Grundstiick

e Keine negativen Auswirkungen auf die
Ver- und Entsorgung

e Keine Beeintrachtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes
sprechen.

Bebauungsplan, Rechts am Zweibriicker Weg”, Homburg
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Fazit

Im  Rahmen der Aufstellung des
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die fir die
Planung sprechen, kommt die Kreisstadt
Homburg zu dem Ergebnis, dass der Umset-
zung der Planung nichts entgegensteht.

TOP 16
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2021/76/610

offentlich

Beschlussvorlage

610 - Stadtplanung / Bauordnung
Bericht erstattet: Herr Banowitz

Bebauungsplan "Westlich der Remise, 1. Anderung",
Gemarkung Homburg, hier: Aufstellungsbeschluss

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Bau- und Umweltausschuss (Vorberatung) 01.07.2021 N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)

Beschlussvorschlag

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ,Westlich der Remise, 1. Anderung* in der
Gemarkung Homburg wird beschlossen.

Sachverhalt

Am 20.05.2021 beschloss der Rat der Kreisstadt Homburg einen ,letter of intent”
bezuglich der Kaufanfrage zu 2 ha Gewerbe- und Industrieflache im
Bebauungsplan ,Westlich der Remise“. In der Beratung wurde darauf
hingewiesen, dass der Kaufinteressent zwecks Nutzbarkeit als Bahnbetreiber
diese Flache von der Bahnstrecke aus erschlieBen muasse. Zwar sah der
Bebauungsplan von Beginn an vor, einen Stammgleisanschluss zu ermoglichen —
dieser war aber vorhabenbezogen am noérdlichen Privatgleis vorgesehen. Der nun
beabsichtigte Gleisanschluss nach einem Verkauf quert eine an sich mit Verbot
versehene Eingriffs-Ausgleichsflache und koénnte ein eisenbahnrechtliches
Bahngenehmigungsverfahren erschweren bis unmodglich machen. Das erste
stédtebauliche Planungserfordernis liegt daher in der Anderung dieser Eingriffs-
/Ausgleichsflache im Baugebiet unter Wahrung weiterhin notwendiger
Eingriffskompensation — etwaig Gber das kommunale Okokonto.

Die tatsdchliche StraBenverkehrsflache, welche uber die im Bebauungsplan
festgesetzte Flache hinausgeht muss bei einer Bebauungsplan-Anderung durch
Neuaufstellung planungsakzessorisch und  planungserforderlich Beachtung
finden.

Mit Beschluss des Stadtrates vom 05.11.2020 wurde dem Antrag der Fa. Loacker
in einem Genehmigungsverfahren gem. §§ 4,19 BImSchG das Einvernehmen i.S. §
36 BauGB erteilt. Dennoch konnte die UBA der Kreisstadt Homburg in diesem
Verfahren der Genehmigungsbehdorde LUA  nicht die offentlich-rechtliche
stralBenverkehrliche ErschlieBung mitteilen, untersagte diese sogar bis zur
Herstellung der Offentlichkeit der StraBe und verlangte die Verschmelzung mit
dem firmeneigenen Nachbargrundstick per Baulasten, um eine ErschlieBung zu



gewahrleisten. Hierin begrundet sich das dritte Planungserfordernis, denn nach
der Einvernehmensherstellung ist die 6ffentlich-rechtliche ErschlieBung gegeben
oder als ErschlielBungsverpflichtung herzustellen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird wie folgt begrenzt:

im Norden:

im Uhrzeigersinn beginnend mit dem Schnittpunkt der nordéstlichen Grenze des
FI.St.Nr. 3215/2 und der nordwestlichen Grenze des FI.St.Nr. 3209/14.

Von diesem Punkt Richtung Osten verlaufend entlang der nérdlichen Grenzen des
FI.St.Nr. 3209/14 bis zur festgesetzten Grinflache/MaBnahmenflache im
Bebauungsplan ,Westlich der Remise*.

im Osten:

von vorgenanntem Punkt in sudlicher Richtung entlang der Ostlichen Grenze der
zuletzt genannten Grunfldche/MaRBnahmenflache bis zu deren stdwestlichen
Endpunkt. Von diesem Punkt in stdwestlicher Richtung abknickend bis zur
westlichen Grenze der festgesetzten StrafRenverkehrsfldche im Bebauungsplan
~Westlich der Remise”. Weiter Richtung Sudosten ca. 73 m entlang dieser
StrafRenverkehrsflache.

Im Saden:

von zuletzt genanntem Punkt in sudwestlicher Richtung abknickend zum
Schnittpunkt der sudlichen Grenze des FI.St.Nr. 3449/179 und der stdwestlichen
Grenze des FI.St.Nr. 3209/14.

Im Westen:

von vorgenanntem Schnittpunkt in nordwestlicher Richtung abknickend entlang
der

Grenze der Deutschen Bahn AG Trasse FLStNr. 3449/180 bis zum
Ausgangspunkt.

Alle Plannummern Gemarkung Homburg.
Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind dem
beigefigten Lageplan zu entnehmen. Die Teildnderung des Bebauungsplanes
umfasst eine Fldche von knapp. 40.000m?
Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt gem. § 13a i.V.m. § 13 BauGB im
beschleunigten Verfahren. Es handelt sich bei der Planung um eine Anpassung

der Festsetzungen.

Der Flachennutzungsplan stellt fur die Flache eine gewerbliche Baufldche dar.
Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit erfullt.

Der Beschluss, den Bebauungsplan aufzustellen, ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB
ortsublich bekannt zu machen.

Die  Bebauungsplandnderung ersetzt in  ihrem  Geltungsbereich  den
Bebauungsplan ,Westlich der Remise® (2012).

Anlage/n
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Geltungsbereich (6ffentlich)
Uberlagerung Luftbild+B-Plan+Geltungsbereich (6ffentlich)
B-Plan Westlich Der Remise (6ffentlich)
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KREISSTADT HOMBURG

BEBAUUNGSPLAN
" WESTLICH DER REMISE"

TO

4£ij> ’c; “

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

i

I pemanann

o3

i

ZEICHENERKLARUNG

1. Art dr baichen Nutzung

1BauGB, §§1 bis 11 BauNvO)
Industriegebiste

(§9 BauNvo)

2. MaB der baulichen Nutzung
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundiéchenzahl oder GRZ mit Dezimalzahl
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNvO)

Baumassenzah

15500 1 Ar 1 Bauc, § 16 BauNV0)

Hohe der baulchen Anlage, Gebaudeoberkart Uber
Oberkante Gelnde (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
9 o 11 2 32,08, 88 52 und 25 BauNVO)
Baugren
65 Abe. 1 N1 2 BauGB, § 23 auVO)

4. Verkehrsflachen

StraBenverkehrsflachen
(§9 Abs. 1Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Bahnanlagen
(§5 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 4 BauGB)

5. Grinfléchen
(69 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGE)

Private Grinflache
(§9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)
6. Planungen, Nutzungsregelungen, MaBinahmen und Flachen fir MaBnahmen

‘2um Schutz, zur Pllege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§9 Abs. 1Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Ungrenzung von Fischen far Magnahmen zum Schutz, zur Plege
und zur Entwicklung von Natur und Landschatt
59 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. & BauGB)
Anpfanzen von Baumen
@ (59 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6 BauGB)

7. Sonstige Planzeichen
Umgrenzung der for bauliche Nutzungen vorgesehenen Fiachen,
deren Boden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet

sind
(§5 Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 4 BauGB)

VERFAHRENSUBERSICHT

es Bebauungsplanes "Westich dor Romise”

dom danebenstehenden Text

Der

den Zieien

Der Beschluss dber

worden,
Die Bekanimachung dariber erolge mit der oben Angefuhrin.

Satz 1 BauGB)

gemacht.

§34bs2
Die Trager ofenticher legung
benachrichigt

Satz 1 BauGB)

bis 00.08.2011

Die
benachrichtt

bindung mit§12 KSVG und dle Begrondung sowie der Umweltbeicht gemat §9 Abs.8
jossen.

Pratung migeteit worden (53 Abs 2 Satz BauGB).

.

Homburg, den 13.02:2012 Oberbirgemelster

AUSFERTIGUNG

Der Hi

Zimmer 420, Am Forum 5, 66424 Homburg, eingesehen
Kreissi

0. 2B.
Nutzung
Baugeme

(2.8.§ 16 Abs. 5 BauNVO)

NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN
1B

gem.§ 16 und 17 SDschG.

2. Hinweis

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Gl 3

GRZ 0.8

BMZ 10;

K max.
25m .

Kampliitclbesciigungsdienst wird emplohlen.

%
ZUSATZKONTINGENTE LARM

Homburg, den 13.02.2012 Der Oberbirgambiser

Die Verkundung eroigte im Wochenspiegel Homburg,

Rehungssedor [ von | bis togs in nochis n

B )

A w | W ) 6

8 e | 1o o o

c we | e n ]

D e | o7 0 5

3 wr | mr 15 12

F 21 | 358 9 6

WAV

Homburg, den 16.02.2012 ‘Dor Oberoorgermeistsr

L

[P
¥

M A
(AL 17417

C

~=~[MABSTAB 1
=

: 1000

Digitales Liegenschafiskataster, Flurkarten 1:1000 Stand 2007

b8

Bebauungsplan (Satzung) "WESTLICH DER REMISE"

Matinahmenfische M 1

Manahmenfische M 2

Zuordnung von Ausgleichsmatinahmen

i e
Kreisstadt Homburg wie ek 70066
i ann,
folgende Texttit sind auf den Baugrundstiicken Die MaBrishmenfiche M 2 wird wie foigtfestgesetz:: Ausgleichsmatinahme zugeornet:
I Art der baulichen Nutzung pflanzen Ssergn b e o
Lol

INDUSTRIEGEBIET (§9 BauNvO) g e o ek - dn Wk . Shocarn Sbromat 55489 P

Bt et v ot et ) g {

“Fiae e b

Fiichenbezogener Schalllelstungspegel i Manahmenfische M3
Gerduschkontingentierung Ao TN ) © 18257 Pankee
i § 7, Absate &, 80 1,15 2 und Sat 2BauNVO WG Rt o oyumde

ensige Beptuneingen (9 A1 Nr.35 5 D)
Koo ) a5 Bangleise, zur Entwickiung von Sandmagerrasenflachen. Erbetiuny sou Kostenersiatiu =
e L sl ) o M.M'"m'""‘c" M3 wird wie 5 Rvigenelzt Dn im Bebauungsplan mit M1, M2 und M3" bezeichneten Flachen (Flache oder

e s o o o Ny,

e g el e Wiarahmen 2um SO i leg nd 2 Exiciung o Bodn, ek un

A et Scnosa Natr v Landscha (35 A1 81 20 BouGy
oAl o ol RN S ! e

Pinus sylvesiris Kicfer Crataegus aevigata  Zweigrift. Weigdorn um. noglichen lsolation der als Fldche.

Tamgiis B Sompmenpth . Evorche e o :

— Tubids  Ammionis e " e i ifveus

i e e icpais | Bemoge
25 Jant 1900 (B8 1 1 & Tl cordan e el . Pangebits i vom 26.1.1688 zugeorine s 9 Abs.Ta Saz 2 5auG8 )
) Tila playphyllos Sommerlinde Anschiuss an den zu erhaltenden Robinjenbestand an.

KREISSTADT HOMBURG (SAAR)

3
BEBAUUNGSPLAN
"WESTLICH DER REMISE"

BAU - u. UMWELTAMT
ABTEILUNG PLANUNG - u. VERMESSUNG

HOMBURG , den 22.09.2011

SACHBEARBEITER
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2021/74/610

offentlich

Beschlussvorlage

610 - Stadtplanung / Bauordnung
Bericht erstattet: Herr Banowitz

Durchfuhrungsvertrag zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan "Wohnbebauung Heidebruchstraf3e
21", Gemarkung Bruchhof-Sanddorf

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Bau- und Umweltausschuss (Vorberatung) 01.07.2021 N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)

Beschlussvorschlag

Der  Durchfuhrungsvertrag zum  vorhabenbezogenen Bebauungsplan
~Wohnbebauung Heidebruchstraf3e 21“ in der Gemarkung Bruchhof-Sanddorf
wird beschlossen.

Sachverhalt

Der Stadtrat hat am 25.03.2021 die Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,Wohnbebauung HeidebruchstraBe 21*
beschlossen und den Entwurf gebilligt.

Folgend liegt nun der Durchfiuhrungsvertrag zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan vor.

Grundlage und Gegenstand des Vertrages st die Schaffung der
planungsrechtlichen Voraussetzung zur Errichtung eines zweistockigen
Einfamilienhauses mit Doppelgarage. Bei dem Grundstick handelt es sich im eine
bislang unbebaute Flache.

Die Vorhabentrdager verpflichten sich zur Durchfihrung des Vorhabens auf ihre
Kosten.

Die Umgrenzung des Vertragsgebietes ergibt sich aus dem als Anlage
beigefigten Lageplan. Der Geltungsbereich mit einer Flache von ca. 700 m?
umfasst ein Teilstuck der Parzelle Nr. 4610/2.

Anlage/n
1 Geltungsbereich (6ffentlich)

2 Durchfuhrungsvertrag (nichtoffentlich)
3 Ubersichtskarte (6ffentlich)



Lageplan o.M.

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,Wohnbebauung
Heidebruchstralie 21“ in der Kreisstadt Homburg, Gemarkung Bruchhof-Sanddorf

461141
. 45914
460345 459(

4611/2

@ pd

401103 4621/65

Quelle und Stand Katastergrundlage: LVGL, 14.12.2020; Bearbeitung: Kernplan
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2021/75/610

offentlich

Beschlussvorlage

610 - Stadtplanung / Bauordnung

Bericht erstattet: Herr Banowitz / Buro Kernplan

Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Wohnbebauung
Heidebruchstraf3e 21", Gemarkung Bruchhof-Sanddorf,
hier: Prufung und Abwagung der Stellungnahmen;

Satzungsbeschluss
Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Bau- und Umweltausschuss (Vorberatung) 01.07.2021 N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O

Beschlussvorschlag

a) Es wird die Abwdgung der eingegangenen Stellungnahmen gemdR der
vorliegenden Beschlussvorlage sowie die Ubernahme des
Abwagungsergebnisses in die Planung beschlossen.

b) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ~Wohnbebauung
HeidebruchstraRe 21%, bestehend aus der Planzeichnung mit Vorhaben-
und ErschlieBungsplan (Teil A) und dem Textteil (Teil B), wird gem. § 10
Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Die Begrindung wird gebilligt.

Sachverhalt

Der Stadtrat hat am 25.03.2021 die Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,Wohnbebauung Heidebruchstrale 21“
beschlossen und den Entwurf gebilligt.

Die offentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 14.05.2021
bis zum 15.06.2021 statt. Die Behorden und sonstigen Trdager offentlicher
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2
BauGB wurden mit Schreiben vom 06.05.2021 an der Planung beteiligt. Es
wurden Hinweise vorgebracht, welche in die Planunterlagen aufgenommen
wurden.

Die gesamten vorgebrachten Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden liegen dem Stadtrat mit dem
in der beiliegenden Beschlussvorlage dargestellten Ergebnis zur Abwagung vor.

Das Ministerium fur Umwelt- und Verbraucherschutz (Oberste Forstbehorde) hat
bis zum Fristende noch keine Stellungnahme abgegeben. Diese befindet sich noch

in Abstimmung und wird spatestens bis zur Sitzung des Stadtrates nachgereicht.

Burgerinnen und Blrger haben sich zur Planung nicht gedulRert.



Die Behorden wund sonstigen Trdager offentlicher Belange sowie die
Nachbargemeinden, die sich zur Planung gedulert haben sind von dem Ergebnis
der Abwdgung in Kenntnis zu setzen. Hierzu wird das Ergebnis der Abwdgung
den o0.g. Behodrden sowie sonstigen Trdgern offentlicher Belange und den
Nachbargemeinden schriftlich mitgeteilt.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgte gem. § 13a i.V.m. § 13 BauGB im
beschleunigten Verfahren. (Bebauungspldne der Innenentwicklung).

Fur den Bebauungsplanbereich stellt der Fldchennutzungsplan Uberwiegend eine
Wohnbaufldche dar. Das Entwicklungsgebot gemdf § 8 Abs. 2 BauGB ist somit
erfallt.

Der Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
~Wohnbebauung Heidebruchstral3e 21“ ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsublich
bekannt zu machen.

Anlage/n

Ubersichtskarte (6ffentlich)

Geltungsbereich (6ffentlich)

Planzeichnung B-Plan "Wohnbebauung Heidebruchstral3e 21" (6ffentlich)
Begrindung B-Plan "Wohnbebauung Heidebruchstraf3e 21" (6ffentlich)
Gesamtabwdgung (6ffentlich)

o~ WN PR
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Lageplan o.M.

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,Wohnbebauung
Heidebruchstralie 21“ in der Kreisstadt Homburg, Gemarkung Bruchhof-Sanddorf

461141
. 45914
460345 459(

4611/2

@ pd

401103 4621/65

Quelle und Stand Katastergrundlage: LVGL, 14.12.2020; Bearbeitung: Kernplan
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TEIL A: PLANZEICHNUNG

PLANZEICHENERLAUTERUNG

4621724

GELTUNGSBEREICH
i)

s

ALLGEMEINES WOHNGEBIET
159485111548 0 .4 BNDH

04 = GRZ-OBERGRENZE U HAUPTGEBAUDE/ HAUPTANLAGEN
5285 1 ool

Rz 06 = UBERSCHRETUNGSOPTION FUR GARAGEN UND STELLPLATZE MIT
04106 IHREN ZUFAHRTEN, NEBENANLAGEN IM SINNE DES § 14 BAUNVO SOWIE
BAULICHE ANLAGEN UNTERHALB DER GELANDEOBERFLACHE, DURCH DIE DAS
BAUGRUNDSTUCK LEDIGLICH UNTERBAUT WIRD.
1572852108 1930540
N ZAHLDER VOUGESCHOSSE (HOCHSTIASS)
1594851 115406 11 §20385. 1 3R10O)
o OFFENE BAUWEISE
159251 1028068
A BAUNEIE HAUSFORY; HIER ENZELAAUSER
159485 110.2 6408 D § 22485 28N
——— BAUGRENZE
1594581128408 D § 734853 8NV
2o HOCHSTZULASSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBAUDEN

159851163481

e ERLAUTERUNG DER
g

TEIL B: TEXTTEIL

‘ FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB + BAUNVO)

eV oa ot S 14122020

ANSICHT

s p

Qb s st S 14122020

§12A8S. 3A BAUGB IVM. § 9ABS. 2BAUGB  Gem § 12 Abs. 32 BauGB wird urter Anwendung
des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetz,dass im Rehen der
festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulssig

ind, 2u deren Durchfihrung sich der Vorhabentrager
i Durchfirungsvertag verfichret.

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGH;
56 114 BAUNVO

1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)

Analog § 4 BauNVO wird e Allgemeines Wohngebiet
festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete cienen vorie-
gend dem Wohnen.

aulsig sin: Analog § 4 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebéude,

2. Nicht strende Handwerksbetrebe,

3. Anlagen fir kichiche, kulurell, sozice und

gesundhetiche Ziecke.

ausnahmsweise 2ulassig sind Analog § 4 Abs. 3 BauNVO

1. Betiebe des Befierbergungsgeneibes,

2. Sonstige icht starende Gewerbebetiebe,

3. Anlagen fir Venvaltungen

icht ulssig sid: Anclog § 4 Abs. 3 BaulVO ivim. § 1 Abs. 6 Ni. 1

BauNVO und § 4 Abs, 2 BaUNVO iV, § 1 Abs. 5

1. die der Versorgung des Gebets dinenden Laden,
Schank- und Speisewitschaen,

2. Avlagen f sportche Zwecke,

3. Gartenbaubetriebe,

4. Tarkstellen.

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. | NR. 1 BAUGB
VM. §§ 16-214 BAUNVO

1 GRUNDFLACHENZAHL
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGE
LYM.§ 19 BAUNVO Siehe Plan.

Die Grundfléchenzah! (GRZ) wid anclog § 9 Abs. 1

N1 BauGB iim. § 19.Abs. T und 4 BauNVO auf 0.4

festgesetzt

Bei der Ermitdung der Grundilche sind analog § 19
Abs. 4 BAUNVO auch die Grundflichen von

Garagen und Stellpltzen it iren Zufaften,
Neberanlagen im Sinne des § 14 BauO,
Baulchen Anlagen unterhalb der Gelande-
oberfache,durch die das Baugrundstickleciglich
unterbaut wird,

mitzurechnen.

32 20HL DER Vouagschosse
G § R 1 BAUGS
e §zonsswaau vo

4. BAUWEISE
ANALOG § 9 ABS. | NR. 2 BAUGB
VM. § 22 BAUNVO

UBERBAUBARE UND NICHT UBERBAUBARE
GRUNDSTOCKSFLACH

ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGE

1M, § 23 BAUNVO

FLACHEN FUR STELLPLATZE, GARAGEN
UND CARPORTS
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGE

HOCHSTZULASSIGE ZAHL DER
WOHNUNGEN JE WOHNGEBAUDE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB

ANPFLANZEN VON BAUMEN, STRAUCHERN
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

g 198 S 26000 dieestgee
G2 Gasge el e
Nebenanlagen i Sine des §

liche Avlagen unterhal der Seindaperide o
diedas Baugrundstick ledigich unterbaut wid (§ 19
Abs 4 . 1-3 BauNVO), insgesat bis 2u iner GRZ
von 06 dberschiten werden

Sihe Plan

Die Zahl der Vollgeschosse wid analog § 16 Abs. 2
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauiVO als Hochstmal
festgesetat, s sind maximal 2 Vollgeschosse zulsig.

Sihe Plan,

Al Bauweise fir das Allgemeine Wohngebiet wird
anclog § 22 Abs. 2 BauNVO eine offene Baueise
festgesetzt. In der offenen Bauweise werden die
Gebsude mit setichem Grenzabstand as Enzehéuser
enchte

Siche Plan

Die_dberbaubare sind in

9. GRENZE DES RAUMLICHEN
‘GELTUNGSBEREICHES

ANALOG § 9 ABS. 7 BAUGE Sihe Plan

HINWEISE

VERFAHRENSVERMERKE

Verfahren
+ Dot vrbarbenoqne ebaungpln i Vrater i Eslangin wid i et
Verfahren gem. § it wird

gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltpifung nach § 0 4 s vo i et mch
§ 20 BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen
verfigbar sind, der zusammenfassenden Exkiarung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB
von der fihzetigen rterrichtung und Erarterung nach §5 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

Denkmalschutz

. 16.Abs. 1und 2
dem wird auf § 28

. tadt Homb e

Artenschutz

Nch § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNaISCHG it e verboten, Baune, e auberhal des Wades und von Kurzum-
mehsn\an!aqew oder garnerisch genutaten Grundfiichen stehen, Hecke, lebende Zaune, Gebische urd
andere Geholze in der Zeft vom 1. Mérz bis 2um 30. September abzuschneiden, zu foden oder auf den
tock 2 setzen

Altasten

«Sind im Plangebiet Aasten oder aHlastenverdichtige Flachen bekannt oder ergeben sich b spiteren

h

ot Aotk e shidire Bndenvevandemngem besteit gemal § 2 Abs. 1 Saatandi-
i

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN
(§ 9 ABS. 4 BAUGB L.V.M. LBO UND SWG)

4BauG LV mit §§

Bebauungsplangebiet durch dieFestsetzung von
Baugrenzen bestint, Analog § 23 Abs. 3 BauNVO
dirfen Gebéude und Gebéudetele die Baugrenze ncht
berschreiten. Demnach sind die Gebaude innerhalp
des im Plan durch Baugrenzen definerten Baufensters
au erichten. Ein Vortreten von Gebaudeteien in
geringfugigem Ausmaf kann zugelassen werden.

Auberhalb

. Trennsystem 2 entwdsser.

. ber abgeeiet.

Aufledes R wideder s m«em der bodengutachteiche Nachweis erbracht
itd) oder iher einen Regenwasserkanal abgeletet, in einem unteririschen Rickhaltebeckent-kanal

spidr undgeroso  on Mishwasaionel dggseben

oo ist g von Speichern (28, Zistene) uk

Ortliche Bauvorschriften (5 9 Abs 4 BauG 1\ mit § 85 Abs. 4 180)

untergeorcnete. Nebenanlagen und Einrichtungen
(5 14 BauNVO) ulissg, e dem Nutzungszweck d

nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2
BauNVO gelten entsprechend.

Gleiches git fir bauliche Anlagen soweit sie nach
Landestecht in den Abstandsfléchen zulsig sind oder
augelassen werden komnen

Zwischen Garagen| Carports und der StraBenverkels-
fache der Heidebruchstiabe st ein Mindestabstand
von 5 m einzuhalten. Davor sind Stellpltze, auch
auferhalb der berbaubaren Grundsticksfiéche,zulés-
sig

JeWahngebiude sind maximal 2 Wohnungen zulssig

Ble wat thatwtn Crndatdeicen < e

Die Instalation von Anlagen zur Nutzung solarer Enegie auf den Dachflichen it zlas-

h6) g, de untere Landesates
{ir et o Atz 20 formieren.

Baumschutzsatzung

« Die Vorhabentrager, die Eneleute Spofer, haben
mit Schieben vom ______die Einleitung
eines Satzungsverfhrens nach § 12 BauGB bean-
tegt

o Der Stedvat der Keisstadt Homburg hat am

e Eiletung des Verfhrens zur Aut-
telling des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
it Vorhaber und ExschieBungspian Wohnbe-
bauung HeidebruchsiaBe 21° beschiossen (§ 2
Abs. 1 BauGe).

= Der Beschluss, diesen vorhabenbezogenen Bebar
ungsplan it Vorhaben- und ErschieBungsplan

aufzustelen, worde am ____ ortibich be-

Katgemacht (§ 2 Abs.T BauGh).

G wid besheiig i de in uniten

Getungsbereich des _ vorhabenbezogenen

Scbaangspanes it Vttabe und e

Bncpin gegern Ftice W \mev

Grenzen und Bezeichnungen mit

tasone s

« Der vorhabenbezogene Bebauungspln it Vor-
haben- und_ErschieBungsplan wird gem. § 132
82uGB (Bebauungsplne er nnenentuickung) im
beschleuigten Verafren aufgestlt. Gem. § 13
As. 3 und 4 BauGR wid eine Umielprifung

 Die Satzung 2um Schutzvon Baumen in der Kreistact

Hochwasser / Starkregen

« Hinsichtich der Kimatischen Verdnderungen ist darauf 2u achten, dass e Oberfachenabfisse aufgrund
von Stakregenereigissen inem kontolleren Abfluss 2ugefihit werden. Den uiiegenden Anliegem
dar kein 2usatalches Risio durch unkotrolerte berfstungen entstehen. Hierir sind bei er Oberfz-
chenplanung vorsrglch etsprechende MaBnahmen vorzusehen. Besondere MaBnahmen zur Abwehr von
mégiichen Uberutungen sind walend der Baudurchfihung und bis hin zur endgitigen Begrinung und
Grundsticksgestatung durch de Grundstickseigntimer 2u bedenken.

Deutsche Telekom Technik GmbH

Bl der Bavausfhrung st darauf 2u achten, dass Beschidigungen der vorhandenen Telekommurikatons-
i veiior woren nd s et G .. Fle von Sungen) der gt
Zugang u den A

Kabelschichten Gehause ol waren, o s gl

Bl Konkretisierung der Planunge ist ene Planauskunft und Einweisung von der zentralen Planauskurt

. Sme\alze N\(mubevda(me Sl ndusie 2 s ch Mgt i
gen Materialen zu b
Materiaien

Ur\zu\ass\g sind aus
und Keramikplatten
hneinheitsind gem. § 47 LBO zwei Sellpltze auf

« Die Kabelschutzaneisung derTeekom it 2u beachten.

« Solte an dem beteffenden Standort ein Anschluss an das Telekommurikationsnetz der Telekom bendtigt
wierden, bittet die Teekom ur Koordinienung mit der Verlegung anderer Leitungen sich rechzeiti i Ver-
bindung 20 sezen

Kampfmittel

« Nach Auswertung der vorlegenden Untetagen sind im Planungsbereich keine Forkreten Hinweise auf
mégiiche Kampfmite zu erkemnen. Solten vider Ervarten Kampfittel gefunden werden, 5o sind die -
sandige o

Plalzwerke Netz AG

. Uber das Plangebiet verlufen zvei Richfunkstrecken der Plozwerke Netz AG, die in der Planzeichnung
icht ausgenviesen sind. Aufgrund der im Plengebiet indirek dber e 2 Vollgeschosse fetgesetzten maxi-
melen Gebéudehohen, ist edoch keine Beeinfussungen zu envarten

« Der Stadtrat der Kresstadt Homburg hat in seiner
Sitzung am _______ den Entwurf gebligt und
die dfentiche Auslegung o vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschle-
Bungsplan . Wohnbebauung _ Heidebruchstrafe
2" el (5 132 85 m. £ 3 5.2

1GB).

. s hberberognen
Eebauunq&v\enes it Vorhaben- und Erschle-
oo, besened aus Gt et (o
A e et () sovie e Serndng
Fat in der Zet v bis einschleBlich

e s (s 130 Bou
. §3 Abs.2 Bau

« Ort und Daver der Auslegung waurden it dem
Hinweis, dass Stellungnahmen watend der Aus-
legungsfist van_jedermann schifich oger zur
Niedershft abgegeben werden konmen, dass
richt frstgerecht_abgegebeneStellungnafimen
bei der Beschissfassung ber den vorhabenbezo-
genen Bebauungspan it Vorhaben- und Erschlc-
gl herkds ot bber e, e

siblich bekant gemacht (5 13
oG . 3052 s

« Die Behirden und sonstigen Trager ffenticher e
fange sowie die Nachbargemeinden wurden mit
Schveiben vom _.___von der Auslegung be-
e L

§ 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGE),
I v e st s -

BT o~
“T @ » d!;::[‘: oo i
fentlidher inden  so-

wie der Blrger Amegungan wd Stellungrehmen
ein. Die Abwdgung der vorgebrachten Bedenken
R e
Ergebnis wurde denjnigen, die
Anvegungen i Sclpahmen vogamac ho
ben, mitgetel (5 3 Abs. 2 Sz 4 BauGB).
Der Stadtiat hat am ______ den vorhaben
bezogenen Bebauungsplan mit Vorhaben- und
ErschleBungsplan . Wohnbebauung Heidebruch-
stale 21" al Satzung beschlossen (5 10 Abs. 1
BauGB). Der vorhabenbezogene Bebauungsplan
it Vorhaben- und ExschlieBungsplen besteft aus
der Planzechnung (Tl A)und dem Tt (Tl B)
sovie der Begrindung
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Vorha-
ben- und ErschlieBungsplan Wohnbebauung Her-
debruchstabe 21 * wird hiemit als Satzung aus-
gefertigt

Homburg, den

Der Oberbirgermeister
V. Der Bingermeister

o Der_Satzungsbeschluss wurde

o bennt Gomatht (10 b3 TG8)
In dieser Bekamntmachung st auf die Mogiich-
Keit der Einsichinahme, die Voraussetzungen fir
die Geltendnachung der Veretzung von Vorsci
ten sowie auf die Rechislolgen der §5 214, 215
BauGB und auf die Rechtsfogen des § 12 Abs 6
KSVG hingeiesen worden

Mit dieser Bekenntmachung it der vorhaben
bezogene Bebauungsplan it Vorhzben- und
schebungsplan Wohnbebauung ~ Heidebruch
stale 21", bestehend aus der Planzeichnung (Teil
) und derm Texttel (Tl B) sowie der Begiindung,
in Kiaft (5 10 Abs. 3 BauGB).

Homburg, den

Der Oberbirgermeister
V. Der Bingermeister

auch wenn disse zich nur begtenzt ufgestelt werden solfen, beclifen im Einzelfal a
fung,obsich herduch en Beeinfssung der Richunkstecken exgiot sowe er Zusimmung 2t Erch
der Richtfunkstrece. Vor

NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN (§ 9 ABS. 6 BAUGB)

B wird darauf hingewiesen, dass die Anlagen bei der Bauausfihvung zu schizen bzw. 2u Schern sind,

Wasserschutzgebiet
D Plangebiet befindet sich innerhal der Schutzzone Il des it Verordnung vom 14. Mai 1979 festge-
setzten Wasseschutzgbietes  Bumensuae” (C 17).Die Vorgaben der Wassrschutgebitserordnung

i fr 2uven, Selpze wEge o
oder weltere Nebenanlagen bendtigt werden.

sty s e s, e e, e

v i o
bende Siedkungsbid 2u erichen, so dess ei harmo-
isches Gesamibid entsteht

Je angefangenen 150 m' nicht _Gberbauter
Grundsticksfiache ist mindestens 1 standort roaeo:
ter Laubbaumhochstamm / Stammbuch 2u planzen,
daverhat 2 rhalten und bei Abgang nachzupﬂanzen

Die fgende Al st e sl o 20
pllanzenden Baumarten (Hod
Ahom (Acer Dseudap\anam/s!n\avar\mdes/mmnes
tre),
Halnbuche (Carpinus betulus),
s syhatical,

oo Eche (Queres obureroca),
Eberesche (Sorbus aucuparia),

iz

* ind 20 beachten.
o im Rahmen cr spatren Umsetzung von BaumaBahmen st deen Verenbtkei. i den Anfrcerngen
baw. den Vorschiten ﬂevWassevyhngeb\ﬂsvmmdr\ung 2u Gberpifen
I sind nicht Die
o Exhatmlalekren st sl 2 pren
2. Fir die Ausfihrung vorgesehener Sauberkeit- rag- oder Dranscichten, fir e Vefillng von Arbeit-
den Ut und Parkfachen
Gt rr Materl vnvendet werdn, o e ausiugren wasegfvdenden Setantol i

S lischen Abfalen Stand, September 2005) entspricht
3. Sofamsine Grindungde Bt il Brftleneflge ot urd dis n g Grundasar
horizont 9 Abs. 1 N 4 Wasser-

Vastsgen WG ot o g § 3 A W bt 10 WG i sy
firdie Enteung c
behirde (5 103 Abs. 2.1 Saarlindiches Wasergeetz - G\

Waldabstand
Gem. § 14 Abs. 3 LWAIdG it bei dr Enichtung von Gebduden auf waldnahen Grundsticken ein Abstand von
30 Metern zwischen Waldgrenze und Auflenwnd des Gebaudes inzuhaien. Die gleichen Abstande sind bei
s Ny on Vil 20 Gebiuden vl Duch i Eveng et e diren
e gema Satz

i et und voandere Cnetdecungen gt veren dafen Solte cne Umeeng
deric werden, bendtigt die Vadafone Ka-
5l Detchlard GmEH mindestns e Morote v Banegt den Aufiag,um eine Planung und Bauor-

GESETZLICHE GRUNDLAGEN ‘

Fir die Verfahvensdurchfihrung und cie Festsetzun
gen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit
Vorhaben- und gelten . fol-

« Saafandische_Landesbavordnung (LBO) (Art. 1
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zu-

gende Gesetze und Verornungen:

« Baugesezbuch in der Fassung der Bekannima-
chung vom 03, November 2017 (8GEL | 5. 3634),
etz geandert durch Atk 2 des Gesezes vom
8 August 2020 (8GBL 15 1728).

« Verordnung tber die baiche Nutzung der Grund-
sticke (Baunutzungsverordnung - BaUNVO) i der

2

dem geméth B emzuha\mnder\ Abstand, wenn
o der Eiget uenden Grundsticks zugunsten des jevelligen Eigentimers des von der Ab-
ﬂandsumeri(hmmng enateren Gtk e unaganshaet o o el e s

Bei beengten Platzverhiltnissen sind Kein- oder
schmalkronige Sorten der vorgenannten Arten zu ver-
wenden.

Fiir Gehtlzanpflanzungen solten auf der Grundlage
des § 40 BNetSChG gebietsheimische Geholze it der
regionalen Herkunft . Westdeutsches Sergland und
Obertheingaben” (Region &) nech dem , Leifaden zur
Verwendung gebietseigener Geholze® (BMU, Januar
2012) verwendet werden.

Zur Einsaat von Wiesenfléchen solten keine Standerd-
Saatgutmischungen fir Landscheftsrasen (RSM) sor-
den aul Grundlage des § 40 BNaISChG nur zeri
fizierte gebietsheimische Saatgutmischungen it der
vegonalen Herkurit , Obertheingraben it Sazrpfazer
Bergland (Region 6)” verwendet werden

 aufgund der Standontgegebenheiten, insbesandere der Gelandeausformung, der Waldstruktur sovie der
Windexpasiton keine rhahte Baumwurigefah bestf.

rgehen.

assung der November

2017 (8GBLI 5. 3786).

o Verordhung iber die Ausarbeitung der Bauleta-
e und die Darstellung es Planinhalts (Planzy)
vorn 18.12.1990 (8GBL 1991 15.58),zuletat gean-
dert dutch Atk 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017
(BGBLI . 10

« Gesetz iber Naturschutz und Landschaftpfiege
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 2
112009 (BG.15.2542),2uetzt geandert durch Ar-
el ds Gt o 2. ebar 2021 6581
15.306),

* Bundes ederczgesez o 17, Wi 1998

Dezember
2019 (amtsbl1 2020 5.21).

= Gesetz um Schutz der Natur und Heimat m Saar-
land - Saarlsndisches Nturschutzgesetz - (SNG)
- vom 05. Aprl 2006 (Amisbl. 2006 S. 726), -
letzt geandert durchdas Gesetz vom 12. Mai 2021
(AmisbL 1, 1491).

« Saatandisches Dekmalschutzgesetz (SDschG)
(Ar.3 des Gesetzes . 1946 2ur Newordnung des
saarandischen Denkmalschutzes und der sear-
landischen Derikmlpfiege) vom 13. Juni 2018
(Amisbl 2018, 5. 358).

o Saarlndisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni
1960 n der Fassung de Bekanntmachung vom 30
Juli 2004 (At . 1994), 2t geiindert durch
das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amsb 15.324)

o Waldgesetz fr das Saarland (Landeswaldgesetz -
LWAIGG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
26, Oktober 1977 (AmtsbL 1977 5. 1009), vletat
geéindert durch das Gesetz vom 13. Febuar 2019
(bl 1. 324)

Gt o 2ot {868115.508,

* Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31.Juii 2009 (BGBL |
5. 2585), zletat gedndert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 09. Juni 2021 (BGBLI 5. 1699).

Bodenschutzgesetzes  (Saarlancisches Boden-
schutagesetz - SBodSchG) vom 20. Marz 2002
(Amisbl. 2002 5. 990), zultat geandert curch das
Gesetz vom 21. November 2007 (Amisbi 5. 2393).

« Satzung zum Schutz von Baumen in der Krissadt
18, Febru-

e n
)t e P o S
machung vom 27 Ju 1997 (AmtsbL.S. 682), 2u-
letzt geandert curch Artiel 1 des Gesetzes vom
819, Dezember 2020 (AmsbL 1. 1341)

ar 2009,
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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In der HeidebruchstraBe in der Kreisstadt
Homburg, Stadtteil Bruchhof-Sanddorf, soll
angrenzend an das Grundstiick ,Heide-
bruchstraBe 19" ein neues Einfamilienhaus
errichtet werden.

Bei dem Grundstlick handelt es sich um
eine bislang unbebaute Flache, deren Um-
gebung durch Wohngebaude entlang der
HeidebruchstraBe gepragt ist.

Die ErschlieBung des Plangebietes ist {iber
die stidlich an das Grundstiick angrenzende
HeidebruchstraBe gewahrleistet. Die erfor-
derlichen Stellplatze konnen vollstandig auf
dem Grundstlick organisiert werden.

Fir das Plangebiet und die umliegenden
Wohnfléchen existieren nach aktuellem
Stand keine Bebauungsplane. Die planungs-
rechtliche Zulassigkeit beurteilt sich dem-
entsprechend nach § 34 BauGB (im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile). Auch wenn
sich das Vorhaben, mit Blick auf die vorge-
sehene Wohnnutzung, grundsatzlich in die
Eigenart der ndheren Umgebung im Sinne
des § 34 BauGB einfligt, kann es auf dieser
Grundlage derzeit nicht eindeutig beurteilt
werden.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen bedarf es der Aufstellung
eines  vorhabenbezogenen  Bebauungs-
planes mitVorhaben-undErschlieBungsplan.

Die Kreisstadt Homburg hat somit nach § 1
Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m.
§ 12 BauGB auf Antrag des Vorhabentragers
die Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Er-
schlieBungsplan ,Wohnbebauung Heide-
bruchstrale 21" beschlossen.

Der Geltungsbereich des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und
ErschlieBungsplan umfasst eine Flache von
insgesamt ca. 700 mZ,

Mit der Erstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes und der Durchfiihrung
des Verfahrens ist die Kernplan, Gesellschaft
fir Stadtebau und Kommunikation mbH,
KirchenstraBe 12, 66557 lllingen, beauf-
tragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungsplane  der  Innenentwicklung)
durchgefiihrt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine  MaBnahme  der
Innenentwicklung (Nachverdichtung im In-
nenbereich). Mit dem Gesetz zur Erleichte-
rung von Planungsvorhaben fiir die
Innenentwicklung der Stadte vom 21. De-
zember 2006, das mit der Novellierung des
Baugesetzbuches am 1. Januar 2007 in
Kraft trat, fallt die seit Juli 2004 vorgesehe-
ne formliche Umweltpriifung bei Bebau-
ungsplanen der GroBenordnung bis zu
20.000 gm weg. Dies trifft fiir den vorlie-
genden Bebauungsplan zu, da das
Plangebiet lediglich eine Flache von ca.
700 m? in Anspruch nimmt.

Eine Zuldssigkeit von Vorhaben, die einer
Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltver-
traglichkeitsprifung nach dem Gesetz (ber
die  Umweltvertraglichkeitspriifung  oder
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem
Bebauungsplan nicht begriindet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte
fir eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6
Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Um-
weltbelange vorliegen. Eine Untersuchung
der naturschutzrechtlichen Belange kam zu
dem Ergebnis, dass keine Anhaltspunkte fir
derartige Beeintrdchtigungen bestehen.

Auch bestehen keine Anhaltspunkte dafr,
dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-
dung oder Begrenzung der Auswirkungen
von schweren Unfdllen nach § 50 BImSchG
zu beachten sind.

Die in § 13a BauGB festgelegten Vorausset-
zungen zur Aufstellung eines Bebauungs-
planes im beschleunigten Verfahren sind so-
mit erflllt. Es sind keine Griinde gegeben,
die gegen die Anwendung dieses Verfah-
rens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und
3 BauGB von einer Umweltpriifung nach
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-

bezogener Informationen verfigbar sind,
der zusammenfassenden Erklarung nach
§ 10a Abs. 1 BauGB und von der friihzeiti-
gen Unterrichtung und Erdrterung nach § 3
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen
wird.

GemaB § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zuldssig, ein Ausgleich
der vorgenommenen Eingriffe ist damit
nicht notwendig.

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Kreisstadt
Homburg stellt fiir das Plangebiet tiberwie-
gend Wohnbaufldche dar. Das Entwick-
lungsgebot gemah § 8 Abs. 2 BauGB ist so-
mit erfillt.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan , Wohnbebauung HeidebruchstraBe 21" 4
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Voraussetzungen des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes

Zur Schaffung von Baurecht durch einen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind
folgende Voraussetzungen zu erfiillen:

e Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan,
der eine umfassende Gesamtbeschrei-
bung des Vorhabens enthalt, ist von
dem Vorhabentrdger zu erarbeiten, der
Kreisstadt Homburg vorzulegen und ab-
zustimmen.

e Der Durchfiihrungsvertrag, in dem sich
der Vorhabentrager auf der Grundlage
eines mit der Kreisstadt abgestimmten
Planes zur Durchfiihrung des Vorhabens
innerhalb einer bestimmten Frist und
zur Tragung der Planungs- und Erschlie-
Bungskosten ganz oder teilweise ver-
pflichtet, ist vor dem Satzungsbeschluss
des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes zwischen Vorhabentrager und
Kommune abzuschlieBen.

e Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan
wird gem. § 12 BauGB Bestandteil des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.
Der Durchfihrungsvertrag und die darin
enthaltenen  Verpflichtungen  des
Vorhabentragers  bleiben  hingegen
rechtlich gegenuber dem vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan selbststandig.

TOP 19
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Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage und Begrenzung des
rdumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil
Bruchhof-Sanddorf in der Kreisstadt Hom-
burg. Es liegt innerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortslage in der Heidebruch-
stralBe.

Der Geltungsbereich des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes wird wie folgt be-
grenzt:

e im Nordwesten durch die Wohnbe-
bauung der HeidebruchstraBe (Hs-Nr.
19) und deren private Gartenflache,

e im Slden, Stidwesten und Westen durch
die StraBenverkehrsflache der Heide-
bruchstraBe,

e Norden und Osten durch Waldflachen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches
sind der Planzeichnung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und
Umgebungsnutzung, Eigen-
tumsverhéltnisse

Die Vorhabentrager sind gleichzeitig auch
Eigentiimer bzw. Verfligungsberechtigter
der Flache innerhalb des Plangebietes. Bei
der Flache handelt es sich um eine Flache

< PLANGEBI
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Kataster mit Geltungsbereich, ohne MaBstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan

im Eigentum der Kreisstadt Homburg. Dem
Verkauf der Flache wurde bereits zuge-
stimmt. Aufgrund der Eigentumsverhaltnisse
ist von einer zligigen Realisierung des Vor-
habens auszugehen.

Aktuell handelt es sich bei dem Plangebiet
um eine unbebaute, teilweise mit Geholz-
strukturen bewachsene Freiflache.

Die Umgebung ist iberwiegend gepragt

durch Wohnnutzung und private Freiflachen
(Privatgarten). Nordostlich befindet sich in

Ev. Christuskirche

Luftbild mit Geltungsbereich und Umgebungsnutzung; ohne MaBstab Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan

kurzer Entfernung zum Plangebiet die Evan-
gelische Christuskirche.

Aufgrund der innerértlichen Lage und der
angrenzend bereits vorhandenen Wohnbe-
bauung ist das Plangebiet pradestiniert fir
die Realisierung eines weiteren Wohnge-
baudes.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet weist keine topografischen
Besonderheiten auf. Es ist demnach nicht
davon auszugehen, dass die Festsetzungen
dieses vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes mitVorhaben- und ErschlieBungsplan
in irgendeiner Weise durch die vorherr-
schende Topografie beeinflusst wird.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist bereits iber die Heide-
bruchstraBe erschlossen und an das értliche
Verkehrsnetz angebunden. Im weiteren Ver-
lauf bindet die Kaiserslauterner StraBe das
Plangebiet an das (iberértliche Verkehrsnetz
an. Eine Anschlussstelle an die Bundesauto-
bahn A6 liegt zudem 5 km nérdlich (AS 10
Waldmohr)  des  Plangebietes.  Die
tberdrtliche Verkehrsanbindung ist somit
ebenfalls gesichert.

Die Anbindung an den OPNV erfolgt tiber
die rund 200 m entfernten Bushaltestellen

Vorhabenbezogener Bebauungsplan , Wohnbebauung HeidebruchstraBe 21" 6
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,Friedhof” in der HeidebruchstraBe bzw.
,Gewerbegebiet” in der Kaiserslauterner
StraBe.

Es bedarf keiner weiteren ErschlieBungs-
anlagen zur Realisierung des Vorhabens.

Ver- und Entsorgung

Die fiir die geplante Nutzung erforderliche
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist in der
angrenzenden HeidebruchstraBe  bereits
vorhanden (Wasser, Elektrizitat, etc.).

Es handelt sich um einen Mischwasserkanal
in der HeidebruchstraBe.

Fir die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers gilt gem. § 49 a SWG: ,Niederschlags-
wasser von Grundstiicken, die nach dem 1.
Januar 1999 erstmals bebaut, befestigt
oder an die dffentliche Kanalisation ange-
schlossen werden, soll (...) vor Ort genutzt,
versickert, verrieselt oder in ein oberirdi-
sches Gewasser eingeleitet werden (...)."

Die Stadt plant langfristig den Ausbau des
Trennsystems. Daraus ergibt sich die Forde-
rung der Stadt, ein modifiziertes Trennsys-
tem einzurichten. Das bedeutet:

e Schmutzwasser wird (iber einen
Schmutzwasserkanal in den bestehen-
den Mischwasserkanal abgeleitet.

e Anfallendes Regenwasser wird entwe-
der versickert (sofern der bodengutach-
terliche Nachweis erbracht wird) oder
iber einen Regenwasserkanal abgelei-
tet, in einem unterirdischen Rickhalte-
becken/-kanal gespeichert und gedros-

Karte zur potenziellen Versickerungseignung des Bodens

TOP 19

Auszug aus dem Kanalplan der Kreisstadt Homburg; Quelle: Kreisstadt Homburg

selt in den Mischwasserkanal abgege-
ben.

e Zur Brauchwassernutzung ist die Errich-
tung von Speichern (z.B. Zisterne) zulds-

sig.

GeméaB dem Kartendienst zur potenziellen
Versickerungseignung ist der Geltungsbe-
reich flr eine Versickerung geeignet (Quelle:
LVGL, GeoPortal Saarland, Stand der Abfra-
ge: 08.12.2020).

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen muissen vor der Bauausfiihrung
noch mit den Ver- und Entsorgungstragern
abgestimmt werden.

Bruchhof:Sanddort

grlin = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = un-

geeignet, blau = Plangebiet); ohne MaBstab; Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 08.12.2020
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Ubergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-

lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium

Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

Zentralortliche Funktion, Siedlungsachse

Kernzone des Verdichtungsraumes, Siedlungsachse 1. Ordnung, Mittelzentrum Homburg
(Bruchhof-Sanddorf zu Homburg-Mitte gehdrend)

Vorranggebiete

e \Vorranggebiet flir Grundwasserschutz; Keine Beeintrachtigung des Grundwassers
durch das Vorhaben

Zu beachtende Ziele und Grundsatze

e Nachrichtlich Gbernommene Waldflache
e (Z17) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale: erfiillt

e (Z21)Bedarfsgerechte, stadtebaulich sinnvolle Arrondierungen des Siedlungsbestan-
des statt Ausdehnung in den AuBenbereich: erfillt

e Entsprechen dem Planvorhaben; keine Restriktionen fiir das Vorhaben

Wohneinheiten

e Baureifmachung flir zweckentsprechende Nutzung des Gebietes

e \Wohnungsbedarf als Stadtteil zu Homburg-Mitte zuzuordnen: 3,5 Wohnungen pro
1.000 Einwohner und Jahr); entspricht ca. 10 Wohnungen / Jahr bei 3.015 Einwoh-
nern (Stand: 01.12.2020) im Stadtteil Bruchhof-Sanddorf

e 30 Wohnungen / Hektar als durchschnittliche Siedlungsdichte in einem nicht-zentra-
len Stadtteil im Ordnungsraum; geplant sind max. 2 Wohneinheiten

e Die Baulandreserve dient der Nachverdichtung und SchlieBung einer Bauliicke

e Keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflachenangebotes

Landschaftsprogramm

e keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Ubergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

e FFH-Gebiet ,Closenbruch” (N-6610-301) ca. 240 m sUdlich des Plangebietes
o Keine Restriktionen fiir das Vorhaben; Auswirkungen sind nicht zu erwarten

Regionalpark

e Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines Projektraumes (rein informelles
Instrument ohne restriktive Wirkungen)

Wasserschutzgebiet

e Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Schutzzone Il des mit Verordnung vom 14,
Mai 1979 festgesetzten Wasserschutzgebietes ,BrunnenstraBe” (C 17). Die Vorga-
ben der Wasserschutzgebietsverordnung ,Homburg Brunnenstrale” sind zu beach-
ten.

¢ Im Rahmen der spateren Umsetzung von BaumaBnahmen ist deren Vereinbarkeit mit
den Anforderungen bzw. den Vorschriften der Wasserschutzgebietsverordnung zu
iberprifen.

1. Brunnenbohrungen sowie Erdwarmesonden sind nicht genehmigungsfahig. Die Ge-
nehmigungsfahigkeit von Erdwarmekollektoren ist im Einzelfall zu priifen.

2. Fr die Ausfihrung vorgesehener Sauberkeits-, Trag- oder Dranschichten, fiir die Ver-
flllung von Arbeitsrdumen (Kanalgraben, Baugruben usw.) sowie fiir den Unter- und
Oberbau von Verkehrs- und Parkflachen darf nur Material verwendet werden, das
keine auslaugbaren wassergeféhrdenden Bestandteile enthalt (geeignetes Naturma-
terial) bzw. Material, das der Einbauklasse 0 der LAGA Mitteilung M20 (Anforderun-
gen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfallen Stand, September 2005)
entspricht.

3. Sofern eine Grlindung des Bauwerks mittels Bohrpfahlen erfolgen sollte und diese in
den Grundwasserhorizont reichen, stellt die MaBnahme einen Benutzungstatbestand
im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dar, der geméB § 8 Abs.
1 WHG der Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf.
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Kriterium Beschreibung

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, Vo- | @  Naturschutzgebiet , Closenbruch” (N-6610-301) ca. 240 m stidlich des Plangebietes
gelschutz-, Landschaftsschutzl-l, Uber- e Vogelschutzgebiet ,Jagerburger Wald und Konigsbruch bei Homburg (VSG-6610-
schwemmungsgebiete, Geschiitzte Land- 302) ca. 700 m nérdlich des Plangebietes

schaftsbestandteile, Nationalparks, Natur- | Landschaftsschutzgebiet ,LSG-L_6_02_01" ca. 600 m siidlich bzw. 700 m dstlich

parks des Plangebietes
e Keine Restriktionen flir das Vorhaben; Auswirkungen sind nicht zu erwarten
Denkmaler / Naturdenkmaler / archdolo- | @ nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen

gisch bedeutende Landschaften nach § 6
SDSchG oder in amtlichen Karten ver-
zeichnete Gebiete

Geschutzter unzerschnittener Raum nach Nicht betroffen
§ 6 Abs. 1 SNG

Informelle Fachplanungen Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Biotoptypen innerhalb des
Geltungsbereiches bzw. von i.S.d. besonderen Artenschutzes n. § 44 BNatSchG planungs-
relevanten Arten im nahen Umfeld:

e keine Fundorte gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten Saarland, Stand 2017) im
direkten Umfeld; entlang der Bahnlinie Homburg-Kaiserslautern ein Fundort der
Schlingnatter (C. BRAUNBERGER, 2011)

e die dlteren Artnachweise des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) aus den
80er bzw. 90er Jahren belegen am Rand des Kénigsbruches und im Closenbruch in
einer Entfernung < 1km eine Reihe im Saarland selten gewordener Vogelarten wie
Feldschwirl, Grauspecht, Kiebitz, Braunkehlchen und Wiesenpieper

e keine n. § 30 BNatSchG gesetzlich geschitzten Biotope und keine registrierten Le-
bensraumtypen n. Anh. 1, FFH-Richtlinie betroffen, nachstgelegene Flachen im Clo-
senbruch ca. 300m siidlich, hier befindet sich auch die nachstgelegene ABSP-Flache

Baumschutzsatzung der Stadt Homburg e innerhalb des Geltungsbereiches befindet sich ein Bergahorn mit einem Stamm-
durchmesser von ca. 70 cm (Stammumfang > 220 cm), der gem. der Baumschutz-
satzung der Stadt Homburg geschiitzt ist, alle anderen Baume besitzen nicht den
erforderlichen Stammumfang

e der Baum steht am Rand des Geltungsbereiches, moglicherweise auch auBerhalb des
Grundstlickes, daher ist zundchst zu priifen, ob er erhalten werden kann; sollte dies
nicht der Fall sein, dann ist im Zuge des konkreten Bauantrages unter Vorlage eines
Lageplanes/Fotos eine Erlaubnis n. § 5 Abs. 3 der BSchS zu beantragen und ggfs. in
Absprache mit der Stadt Homburg eine Ersatzpflanzung zu leisten

Allgemeiner Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und | Falls zur Realisierung des Planvorhabens Gehdlze abgeschnitten, auf den Stock gesetzt
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG) | oder entfernt werden missen, ist der allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen und Tie-
re zu beachten, d.h. die notwendigen Gehélzentfernungen sind auBerhalb der Zeit vom
01. Marz bis zum 30. September in den Herbst- und Wintermonaten durchzufiihren.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Stérung oder Schadigung besonders ge- | Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

schitzter Arten bzw. natirlicher Lebens- | o der lediglich ca. 0,07 ha groBe Geltungsbereich umfasst den duBeren Rand einer

raume nach USchadG, Verbotstatbestand Pionierwaldflache innerhalb des Siedlungsbereiches von Bruchhof-Sanddorf

nach § 44 BNatSchG e Ziel ist die bauplanungsrechtliche Sicherung eine Baugrundstiickes im Anschluss an

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar- die bereits bestehende Bebauung

ten zahlen alle gemeinschaftsrechtlich ge- | ® bei dem Geh6lz handelt es sich um einen Aufwuchs aus Sommerlinden und Berg-
schitzten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle ahorn in Dickungs- bis Stangenholzstarke, als weitere Baumart befindet sich auf der
streng geschitzten Arten inklusive der Flache lediglich eine abgestorbene, pilzbefallene Birke

FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europdi- | o im Unterstand haben sich einzelne Douglasien, Stechpalmen und Kirschlorbeer an-
schen Vogelarten. gesammelt
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Kriterium

Beschreibung

e am Rand des Geltungshereiches befindet sich ein &lterer, 3-gabliger Bergahorn mit
einem Durchmesser von ca. 70 cm, der Baum weist einen (iberwallenden Stamm-
schaden auf sowie eine Initialhchle, die jedoch aufgrund der geringen Tiefe allenfalls
als Brutstatte flr Blau- oder Kohlmeise geeignet ist; entsprechende Bruthinweise
(Nestreste) wurden nicht entdeckt

e etwa die Halfte der Planungsflache wurde vor einigen Jahren von Gehdlzen freige-
stellt und wird mittlerweile von Besenginster- und kleinflachigen Staudenfluren der
Kanadischen Goldrute eingenommen

Bestehende Vorbelastungen:

e Lage innerhalb der Ortslage von Bruchhof-Sanddorf am Rand einer innerértlichen
Geholzflache

e im Umfeld diberwiegend Wohnraumnutzung
e wohngebietstypische Stér- und Larmdisposition
e nahegelegene evangelische Kirche mit zyklischen Besucherbewegungen

Bedeutung als Lebensraum flir abwagungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und
Pflanzenarten:

e der Baumbestand ist potenzieller Brutstandort fir Gehdlzbriiter unter den Vogeln,
auch fiir Arten, die parkartige Bestande besiedeln oder euryoke Waldarten

e in den Besenginsterfluren sind eventuell siedlungsholde GebUschbriter wie Hecken-
braunelle, Mdnchs- und Gartengrasmcke und Zilpzalp zu erwarten

e auf der Flache befindet sich lediglich ein dlterer Baum (3-gabeliger Bergahorn) mit
einer initialen Astabbruchhohle, aufgrund der geringen Tiefe ist diese lediglich fiir
Meisenarten als Fortpflanzungsstatte nutzbar, es wurden jedoch keine Nistspuren
entdeckt, eine Eignung als Fledermausquartier ist ebenfalls ausgeschlossen

e ansonsten sind weder an dem Bergahorn noch an den jiingeren Baumen Borkenrisse,
Spalten, abplattende Rindenpartien, Rindentaschen oder andere Mikrostrukturen
ausgebildet, die sich als Tagesquartiere fiir Fledermause eignen wiirden

e auf der Flache befinden sich auch keine Gebaude, die mdgliche Quartiere fir die hier
zu erwartenden synantropen Fledermausarten oder flir Gebaudebriter unter den Vo-
geln bereithalten

e weitere planungsrelevante Arten sind aufgrund fehlender essentieller Habitatstruktu-
ren (Laichmaglichkeiten fir Amphibien, Besonnungs-/Uberwinterungsplatze oder
grabfahige Eiablagesubstrate flr Reptilien) und spezifischer Nahrungs- bzw. Wirts-
pflanzen (Schmetterlinge) nicht zu erwarten; eine Prasenz der Wildkatze ist aufgrund
der innerdrtlichen Lage ebenso auszuschlieBen wie ein Vorkommen der Haselmaus:
weder die nahezu unterholzfreie Geholzflache noch die kleine Besenginsterflur ist als
geeignetes Habitat zu betrachten (die Art bevorzugt dichte Nuss- und Beerenreiche
Gebiischstrukturen)

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

e unter den auf dem Gelénde potenziell briitenden Gehélzfreibriitern ist aufgrund der
Lage in erster Linie mit stOrresistenten und damit i.d.R. eher eurydken/ubiquitaren
Arten zu rechnen; fir diese kann in Bezug auf die Fortpflanzungsstatten i.d.R. eine
Legalausnahme n. § 44 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 vorausgesetzt werden, d.h. es ist davon
auszugehen, dass diese Arten aufgrund ihres weiten Lebensraumspektrums in der
Lage sind, vergleichsweise einfach andere Standorte zu besiedeln oder auf diese aus-
zuweichen, so dass die okologische Funktion der Fortpflanzungsstatten im raumli-
chen Zusammenhang weiterhin erfiillt ist

e unter den Fledermausen diirfte die Flache v.a. entlang des Gehélzrandes bzw. der
StraBe von den in den Siedlungsraum vordringenden Arten als Jagdraum genutzt
werden

e quartiertaugliche Hohlenstrukturen sind auf der Fléche nicht vorhanden

e darlber hinaus diirfte der komplette Geltungsbereich sowohl von Végeln als auch
von Fledermdusen allenfalls als (nicht essentieller) Teillebensraum gelten
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Kriterium Beschreibung

¢ in Bezug auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande gilt sowohl fiir Vogel als
auch fir die Fledermause, dass das T6tungsverbot n. § 44, Abs. 1 Nr. 1, BNatSchG
durch Einhaltung der gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 5 BNatSchG ausge-
schlossen werden kann

Artenschutzrechtlich begriindete VermeidungsmaBnahmen:

e zur Vermeidung der T6tung von nistenden Végeln sind die gesetzlichen Rodungsfris-
ten n. § 39, Abs. 5 BNatSchG zwingend einzuhalten

¢ da das baurechtliche Verfahren nach § 13 a BauGB durchgefiihrt wird, besteht keine
Ausgleichsverpflichtung i.S.d. Eingriffsregelung; allerdings ist nach § 7 der Baum-
schutzsatzung der Stadt Homburg der voraussichtlich zu entfernende Bergahorn zu
kompensieren

e zuvor ware allerdings zu priifen, ob der Baum aufgrund seiner randlichen Lage bzw.
seiner Lage auBerhalb des Geltungsbereiches erhalten werden kann; in diesem Fall
sind entsprechende bauzeitliche SchutzmaBnahmen festzulegen, die DIN 18 920,
RAS-LP 4 und ZTV-Baumpflege (insb. Pkt. 3.5) der FLL sind zu beachten

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:
e Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen

e da den Flachen innerhalb des Geltungsbereiches keine essentielle Bedeutung als Le-
bensraum i.5.d. § 19, Abs. 3 Nr. 3 BNatSchG zugewiesen werden kann, entsprechen-
de Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden Ar-
ten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert
werden kann, sind Schaden n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz
nicht zu erwarten

® bei entsprechender Festsetzung der 0.g. MaBnahmen ist daher eine Freistellung von
der Umwelthaftung im Zuge des Bauleitplanverfahrens moglich

Geltendes Planungsrecht

Flachennutzungsplan e Darstellung (iberwiegend als Wohnbauflache (Quelle: Flachennutzungsplan Kreis-
stadt Homburg)

e Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB erfilllt

Sl o

Bebauungsplan e Fr das Plangebiet existiert derzeit kein Bebauungsplan

¢ Die planungsrechtliche Zulassigkeit ist aktuell nach den Vorgaben des § 34 BauGB zu
beurteilen
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Das Projekt

Berticksichtigung von
Standortalternativen

Der Vorhabentrdger ist mit konkreten Pla-
nungsabsichten zur Entwicklung der Flache
an die Kreisstadt Homburg herangetreten.
Geplant ist die Errichtung eines freistehen-
den Einfamilienhauses zu Wohnzwecken in
der Heidebruchstral3e.

Zentrales Ziel des vorliegenden vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes ist die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Nachverdichtung des Bestandes in
innerortlicher Lage.

In der ndheren Umgebung des Plangebietes
befinden sich (iberwiegend Wohngebéude.
Nordbéstlich befindet sich zudem in kurzer
Entfernung die Evangelische Christuskirche.

Dem Plangebiet selbst ist aktuell keine ein-
deutige Nutzung zugewiesen. Es handelt

4624/2

sich um eine Frei- bzw. Grinflache, die teil-
weise mit Geholzstrukturen bewachsen ist.

Die GrundstiicksgroBe lasst aufgrund der
Flachenanspriiche sowie der ErschlieBungs-
stituation vor Ort nahezu nur Wohnnutzung
zu.

Dementsprechend dient das Planvorhaben
der Entwicklung einer bislang untergenutz-
ten Potenzialflache in integrierter Lage so-
wie der sinnvollen Ergénzung des Sied-
lungsbestandes.

Die vorgesehene Nutzung zu Wohnzwecken
fiigt sich in die Nutzungsstruktur der nahe-
ren Umgebung ein. Das Plangebiet ist be-
reits wohnbaulich vorgepragt. Auch der Fla-
chennutzungsplan  stellt  (iberwiegend
Wohnbauflache dar.

Generell bestehen keine Hinweise bez(iglich
nachteiliger Auswirkungen von der Planung

TOP 19

auf die Umgebungsnutzung und umge-
kehrt.

Sowoh! die verkehrliche ErschlieBung als
auch die erforderliche Ver- und Entsor-
gungsinfrastruktur sind durch die bereits
angrenzende vorhandene Bebauung und
Anbindung an die HeidebruchstraBe sicher-
gestellt.

Die Vorhabentrager sind gleichzeitig auch
Eigentlimer bzw. Verfiigungsherechtigter
der betroffene Flache. Dementsprechend ist
von einer ziigigen Realisierung der Planung
auszugehen.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen
im Sinne der Standortfindung kann infolge-
dessen entfallen.

\ "7

4610/4

4610/2

4612

&)

Vorhaben- und ErschlieBungsplan; Quelle: Vorhabentrager; ohne MaBstab; Stand: 14.12.2020
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Stadtebauliche Konzeption

Gegenstand des Bauvorhabens auf der bis-
lang unbebauten Freifldche in der Heide-
bruchstraBe ist die Errichtung eines Wohn-
gebaudes.

Bei dem Wohngebaude handelt es sich um
ein freistehendes Einfamilienhaus mit zwei
Vollgeschossen.

Die vorgesehene Bebauung belduft sich ins-
gesamt auf eine Grundflache von rund
110 m2. Hinzu kommen die erforderliche
Nebenanlagen (Garagen), Zuwegungen so-
wie Terrassenflachen.

Der ruhende Verkehr wird im seitlichen Be-
reich, in Richtung der nordwestlichen
Grundstlicksgrenze untergebracht. Geplant
ist eine Doppelgarage, die baulich unmittel-
bar an das Wohngebdude anschlieBt.

Die Ubrigen, nicht bebauten Flachen inner-
halb des Geltungsbereiches sollen der ge-
planten Wohnnutzung entsprechend als pri-
vate Grlin- bzw. Gartenflachen angelegt
und genutzt werden.

TOP 19
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Ansicht; Quelle: Vorhabentréger; ohne MaBstab; Stand: 14.12.2020
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Begriindungen der Festsetzungen
weitere Planinhalte

Bauplanungsrechtliche Festset-
zungen

§ 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan
gibt einen Rahmen vor. Die bauliche Zulas-
sigkeit wird im Detail mithilfe des § 9 Abs. 2
BauGB und dem Durchfiihrungsvertrag auf
das im Vorhaben- und ErschlieBungsplan
beschriebene Vorhaben beschrankt.

Auf diese Weise sind Anderungen der ge-
planten Nutzung mdglich, ohne dass der
vorhabenbezogene Bebauungsplan ein An-
derungsverfahren durchlaufen muss.

Art der baulichen Nutzung -
Allgemeines Wohngebiet (WA)

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB iV.m. § 4
BauNVvO

Ziel dieses vorhabenbezogenen Bebauung-
splanes ist die Schaffung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung
eines Einfamilienhauses.

Hierzu wird im Plangebiet ein allgemeines
Wohngebiet analog § 4 BauNVO festge-
setzt. Allgemeine Wohngebiete dienen vor-
wiegend dem Wohnen. Dariber hinaus sind
weitere Nutzungen zuldssig, die mit der vor-
herrschenden Wohnnutzung vereinbar sind
und den Bedurfnissen der Bewohner ent-
sprechen (z.B. nicht stérende Handwerksbe-

TOP 19

und

triebe, sonstige nicht stdrende Gewerbebe-
triebe).

Nicht zuldssig sind Laden-, Schank- und
Speisewirtschaften, die der Versorgung des
Gebietes dienen sowie, Anlagen fir sportli-
che Zwecke, Gartenbaubetriebe und Tank-
stellen (analog § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1
BauNVO). Mit Blick auf die raumliche
Ausgangssituation des Plangebietes (u.a.
ErschlieBung, Flachenverfliigbarkeit) sind
diese Nutzungen nicht realisierbar.

An anderer Stelle im Stadtgebiet sind aus-
reichend Flachen bzw. geeignetere Standor-
te fur die ausgeschlossenen Nutzungen vor-
handen.

Die weitere Umgebung entspricht ebenfalls
einem Allgemeinen Wohngebiet. Sie dient
iberwiegend dem Wohnen sowie Nutzun-

1)

4624/2

4610/6

4610/4
%
%
'l«""b&
2

WA
2 Wo

GRz
04/06

4610/2

4612
4612/2

4
N
W

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne MaBstab; Quelle: Kernplan
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gen, die das Wohnen nicht wesentlich sté-
ren. Die Festsetzung des Allgemeinen
Wohngebietes greift diesen Charakter auf.
Sie fordert die Realisierung eines typischen
innerértlichen Wohnquartieres sowie die
sinnvolle Erganzung des Wohnbestandes
auf innerértlichen Potenzialflachen.

Zudem hat die Festsetzung des Allgemeinen
Wohngebietes auch nachbarschiitzende
Wirkung, sodass  bauplanungsrechtlich
nicht von gegenseitigen Beeintrachtigun-
gen auszugehen ist. Die Sicherung gesun-
der Wohnverhaltnisse ist somit gewahrt.

MaB der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16
- 21a BauNVvo

Grundflachenzahl (GRZ)

Die Grundflachenzahl analog § 19 Abs. 1
BauNVO ist eine Verhdltniszahl, die angibt,
wie viel Quadratmeter Grundflache je Qua-
dratmeter Grundstlcksflache zuldssig sind.
Demnach erfasst die Grundflachenzahl den
Anteil des Baugrundstiicks, der von bauli-
chen Anlagen (iberdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmal3
an Freiflachen auf dem Baugrundstiick ge-
wahrleistet (sparsamer Umgang mit Grund
und Boden).

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 ent-
spricht analog & 17 BauNVO der
Bemessungsobergrenze fiir die bauliche
Nutzung in Allgemeinen Wohngebieten. Der
Grad der hierdurch entstehenden Grund-
stlicksbebauung ist an die durch Einzel- und
Doppelhduser geprdgte Umgebung ange-
passt. Sie erméglicht eine optimale Auslas-
tung der Grundstiicke und Iasst gleichzeitig
ausreichend Freiflachen fir eine angemes-
sene Durchgriinung des Gebietes.

Fir Nebenanlagen besteht analog zur
BauNVO die Méglichkeit, die grundsatzlich
geltende GRZ von 0,4 zu iberschreiten. So
darf die Grundflachenzahl durch Garagen
und Stellpldtzen mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
und bauliche Anlagen unterhalb der Gelan-
deoberflache, durch die das Baugrundstiick
lediglich unterbaut wird, bis zu einer GRZ
von 0,6 Uberschritten werden.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebengebaude / Nebenanlagen zu
einem hoheren MaB der baulichen Nutzung
fihren werden. Unvertretbare Versiegelun-

gen durch Hauptgebdude werden damit
verhindert, die anteilsmaBige Flachenbe-
grenzung wird gewahrt. Gleichzeitig wird
die zukiinftige Funktionsfahigkeit von
Grundstlick und Bebauung sichergestellt.

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sind ge-
wahrt. Die entstehende Bebauung lasst
ausreichend Freiflachen zur Begriinung des
Grundsttickes.

Zahl der Vollgeschosse

Analog § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Voll-
geschosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse
dient dazu, die Hohenentwicklung im
Plangebiet zu regeln. Sie orientiert sich an
der zugrunde liegenden stddtebaulichen
Konzeption sowie der vorhandenen
Wohnbebauung in der ndheren Umgebung
und wird dementsprechend als Hochstmal3
auf maximal 2 Vollgeschosse festgesetzt
(analog § 16 Abs. 2 und § 20 Abs. 1
BauNVO0).

Im Zuge dessen wird die Wahrung des stad-
tebaulichen Charakters der Umgebung, die
Gewahrleistung der Entwicklung ortstypi-
scher Bauformen und das harmonische Ein-
fugen der Neubauten in den Bestand si-
chergestellt.

Gleichzeitig verhindert die Beschrankung
der Zahl der Vollgeschosse die Errichtung
unverhaltnismaBiger  (iberdimensionierter
Baukdrper im Vergleich zur Bestandsbebau-
ung. Einer Beeintrachtigung des Stadtbildes
wird damit entgegengewirkt.

Bauweise

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und
Weise die Gebdude auf den Grundstticken
in Bezug auf die seitlichen Grundstiicks-
grenzen angeordnet werden.

Analog § 22 Abs. 2 BauNVO diirfen bei
einer offenen Bauweise Einzelhduser errich-
tet werden. Dabei ist jedoch darauf zu ach-
ten, dass der besagte Haustyp mit seitli-
chem Grenzabstand gebaut wird. Die Ge-
baudeldnge wird durch das Baufenster be-
grenzt. Ein Heranbauen an die Grundstlicks-
grenzen ist nicht zulassig. Es gilt, den erfor-
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derlichen Mindestabstand von 3,00 m ein-
zuhalten.

Die Festsetzung resultiert aus der zugrunde
liegenden stddtebauliche Konzeption. Sie
erméglicht eine aufgelockerte Bebauung,
die im Wesentlichen der Baustruktur der
umliegenden Wohngebdude entspricht.
Gleichzeitig gewahrleistet die offene Bau-
weise ein gewisses Mal an Flexibilitat zur
wohnbaulichen Nutzung. Sie garantiert so-
mit die zweckmaBige Nutzung des
Plangebietes als allgemeines Wohngebiet
sowie die angemessene Integration in die
vorhandene Bauweise des Bestands.

Negative Auswirkungen auf nachbarschiit-
zende Belange kénnen auf diese Weise aus-
geschlossen werden. Eine ausreichende Be-
liftung und Belichtung ist sichergestellt.

Uberbaubare und
nicht tiberbaubare
Grundstticksflachen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23
BauNVO

Mit der Festsetzung der (berbaubaren
Grundstticksflachen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grundsti-
ckes definiert und die Verteilung der bauli-
chen Anlagen auf dem Grundstlick geregelt.

Die Baugrenze analog § 23 Abs. 3 BauNVO
umschreibt die tberbaubare Flache, wobei
die Baugrenze durch die Gebaude nicht
bzw. allenfalls in geringfligigem MabB Gber-
schritten werden darf.

Die Abmessungen der Baugrenze orientie-
ren sich eng an der stadtebaulichen Kon-
zeption. Sie wurden so gewahlt, dass dem
Bauherren fir die spatere Realisierung aus-
reichend Spielraum verbleibt, gleichzeitig
aber eine umweltgerechte, sparsame und
wirtschaftliche Grundstlicksausnutzung er-
reicht wird.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch auBerhalb der Uberbau-
baren Grundstlicksflache zuldssig, sofern
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstiicke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart
nicht widersprechen.

Gleiches gilt fir bauliche Anlagen, soweit
sie nach Landesrecht in den Abstandsfla-
chen zuldssig sind oder zugelassen werden
kdnnen (z.B. Stellplatze und Garagen).
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Damit ist eine zweckmaBige Bebauung des
Grundstiickes mit den erforderlichen
Nebenanlagen und Einrichtungen sicherge-
stellt, ohne gesondert Baufenster auswei-
sen zu mussen.

Flachen fiir Stellpldtze, Garagen
und Carports

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Stellplatze, Garagen
und Carports dient der Ordnung des ruhen-
den Verkehrs durch ein ausreichendes Stell-
platzangebot innerhalb des Plangebietes.
Die fiir die geplante Nutzung erforderlichen
Stellplatze werden ausschlieBlich innerhalb
des Plangebietes bereitgestellt. Hierdurch
werden Beeintrachtigungen der bereits be-
stehenden Bebauung in der Nachbarschaft
des Plangebietes vermieden (Parksuchver-
kehr etc.).

Hochstzuldssige Zahl der Woh-
nungen je Wohngebaude

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Die hdchstzulassige Zahl der Wohnungen je
Wohngebaude wird auf maximal zwei Woh-
nungen je Wohngebdude festgesetzt.

Diese Festsetzung entspricht der zugrunde
liegenden stadtebaulichen Konzeption. Sie
unterstiitzt weiterhin eine stadtebaulich ge-
ordnete Entwicklung sowie verhaltnismaBi-
ge Nachverdichtung der innerdrtlichen
Potenzialflache.

Anpflanzen von Baumen, Strau-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25aBauGB

Aufgrund der innerortlichen Lage des
Plangebietes in direkter Nachbarschaft zur
bereits bestehenden Bebauung und der ge-
planten Versiegelung ist die hochwertige
und qualitatsvolle Ausgestaltung der Frei-
raume von besonderer Bedeutung.

Die getroffenen griinordnerischen Festset-
zungen leisten einen Beitrag zur Entwick-
lung 6kologisch hochwertiger Pflanzungen
mit Mehrwert fir das Stadt- und
Landschaftshild. Sie dienen insbesondere
der Eingriinung des Plangebietes und Stei-
gerung der Aufenthaltsqualitat sowie zur
Verbesserung der siedlungsékologischen

und stadtebaulichen Qualitat innerhalb des
Geltungsbereiches.

Ein  Einflgen in das Stadt- und
Landschaftshild wird auf diese Weise sicher-
gestellt. Auf weitergehende Festsetzungen
wird allerdings verzichtet, damit weiterhin
Flexibilitat bei der gartnerischen Anlage ver-
bleibt.

Festsetzungen aufgrund
landesrechtlicher Vorschriften
(8§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. LBO
und SWQ)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4
BauGB i.V.m. §§ 49-54 Saarliandi-
sches Wassergesetz)

Die festgesetzten MaBnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgema-
Ben Entwasserung aller Flachen innerhalb
des Plangebietes.

Aufgrund der unmittelbar angrenzenden
Bebauung ist die erforderliche Entsorgungs-
infrastruktur bereits vorhanden.

Das Plangebiet ist im modifizierten Trenn-
system zu entwassern.

Dies halt der Kreisstadt langfristig die Op-
tion die Trennung der Kanalisation von Nie-
derschlags- und Abwasserentsorgung um-
zusetzen.

Zur Brauchwassernutzung ist die Errichtung
von Speichern (z.B. Zisterne) zuldssig.

Es ist weiterhin darauf zu achten, dass
Oberflachenabflisse aufgrund von Starkre-
genereignisse einem kontrollierten Abfluss
zugeflihrt werden, sodass kein zusatzliches
Risiko durch unkontrollierte Uberflutungen
fur die umliegenden Anlieger entsteht. Bei
der Oberflachenplanung sind hierfir vor-
sorglich entsprechende MaBnahmen vorzu-
sehen.

Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs.
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 LBO)

Fur Bebauungsplane konnen analog § 9
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarlan-
dischen Landesbauordnung (LBO) gestalte-
rische Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen
planungsrechtlich zu sichern, werden ortli-
che Bauvorschriften in den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan aufgenommen. Die
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getroffenen Festsetzungen wurden zur Ge-
wahrleistung einer einheitlichen und typi-
schen Gestaltung des Stadtbildes definiert
und vermeiden gestalterische Negativwir-
kungen auf das Landschaftsbild. Dies ist
insbesondere aufgrund der direkten Nach-
barschaft zur bestehenden Wohnbebauung
erforderlich.

Die getroffenen Einschrankungen bei der
Fassadengestaltung sollen Auswiichse (z.B.
glanzende bzw. reflektierende Materialien)
verhindern.

Die Zuldssigkeit von Anlagen zur Nutzung
der Sonnenenergie auf den Dachern ermég-
licht die Energiegewinnung aus solarer
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Durch die Festsetzung eines entsprechende
Stellplatzschliissels (2 Stellplatze je Wohn-
einheit) wird eine ausreichende Anzahl an
Stellplatzen sowie eine angemessene Orga-
nisation des ruhenden Verkehrs innerhalb
des Plangebietes sichergestellt.

Nicht Uberdachte Stellpldtze sowie deren
Zufahrten sollen zudem, nach Méglichkeit,
mit versickerungsfahigen Materialien befes-
tigt werden. Hiermit soll die Versiegelung
zusatzlicher Flachen begrenzt und eine aus-
reichende Versickerung des anfallenden
Niederschlagswassers gewahrleistet wer-
den.

Die getroffenen Festsetzungen tragen dazu
bei, dass sich das Vorhaben harmonisch in
die Umgebung und angrenzende Bebauung
einfiigt.
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Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwagung

Abwigung der 6ffentlichen und
privaten Belange

Fiir jede stadtebauliche Planung ist das Ab-
wdgungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von
besonderer Bedeutung. Danach muss die
Kommune als Planungstragerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die offent-
lichen und privaten Belange gegeneinander
und untereinander gerecht abwdgen. Die
Abwdgung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr stad-
tebauliches Konzept um und entscheidet
sich fiir die Berlicksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurlickstellung der dieser
Lésung entgegenstehenden Belange.

Die Durchfiihrung der Abwagung impliziert
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

e Sammlung des Abwagungsmaterials
(siehe , Auswirkungen der Planung”)

e Gewichtung der Belange (siehe ,Ge-
wichtung des Abwégungsmaterials”)

e Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he ,Fazit")

e Abwadgungsergebnis (siehe , Fazit”)

Auswirkungen der Planung auf
die stddtebauliche Ordnung und
Entwicklung sowie die natiirlichen
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der stadtebaulichen Ordnung
und Entwicklung bzw. der natlrlichen
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6
BauGB) sind insbesondere folgende mdgli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhéltnisse

Dieser Planungsgrundsatz prazisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthdlt die aus den allgemeinen
Planungsgrundsatzen entwickelte Forde-
rung fir Bauleitplane, dass die Bevélkerung
bei der Wahrung der Grundbediirfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstat-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

eintrdchtigungen vom Planungsgebiet auf
die Umgebung und von der Umgebung auf
das Planungsgebiet vermieden werden.
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Das Plangebiet umfasst insgesamt eine Fla-
che von ca. 700 mZ. Es befindet sich inner-
halb des im Zusammenhang bebauten
Stadtteils und ist tberwiegend von Wohn-
gebduden umgeben.

Die Festsetzungen wurden so gewahlt, dass
sich die geplante Wohnbebauung hinsicht-
lich Art und MaB der baulichen Nutzung,
der Bauweise sowie der (berbaubaren
Grundstlicksflache in die Umgebung ein-
fugt. Zusatzlich schlieBen die getroffenen
Festsetzungen innerhalb des Plangebietes
jede  Form der Nutzung aus, die
innergebietlich oder im direkten Umfeld zu
Stérungen und somit zu Beeintrachtigun-
gen fihren kann.

Gegenseitige  Beeintrachtigungen  des
Plangebietes mit dem Bestand im Umfeld
sind daher nicht zu erwarten. Es wird von
gegenseitiger Riicksichtnahme ausgegan-
gen.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse ist die Berticksichti-
gung ausreichender Abstande gem. Landes-
bauordnung. Diese werden durch die vorlie-
gende Planung berlicksichtigt. Eine ausrei-
chende Belliftung und Belichtung der bauli-
chen Anlagen ist infolgedessen sicherge-
stellt.

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde und sichere Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse durch den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan.

Auswirkungen auf die Wohnbediirf-
nisse der Bevdlkerung

Mit zu den wichtigsten stadtebaulichen
Aufgaben der Kommune gehort die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevélkerung mit
Wohnbaugrundstiicken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf
dem Immobilienmarkt. Das Angebot sollte
dabei vielfaltig sein und den unterschiedli-

chen Wiinschen und Bediirfnissen der Be-
volkerung Rechnung tragen.

Der vorliegende vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan kommt dieser Forderung nach.
Die bislang untergenutzte Freiflache wird
fir eine bauliche Entwicklung zu Wohnzwe-
cken in innerdrtlicher Lage bereitgestellt.
Die Planung bedient die konkrete Nachfra-
ge nach geeignetem Wohnraum in der Ge-
meinde.

Auswirkungen auf die Gestaltung des
Stadt- und Landschaftsbildes

Die Planung hat aufgrund ihres sehr gerin-
gen Umfangs und dem Einfiigen in die Be-
standsbebauung keine rdumliche Fernwir-
kung.

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch
die Planung nicht negativ beeinflusst. Die
festgesetzte Dimensionierung der zukiinfti-
gen Bebauung erméglicht eine maBvolle
Nachverdichtung.

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine
bislang unbebaute Fldche in innerértlicher
Lage. Mit der geplanten Bebauung wird der
Siedlungskérper sinnvoll ergénzt. Ein dari-
ber hinausgehender Eingriff in die freie
Landschaft findet nicht statt.

Art und MaB der baulichen Nutzungs sowie
Bauweise und Uberbaubare Grundstiicks-
flache orientieren sich an den in der nahe-
ren Umgebung vorherrschenden Bau- und
Nutzungsstruktur. Ein harmonisches Einfi-
gen in den Siedlungsbestand und das vor-
herrschende Stadtbild ist dementsprechend
sichergestellt.

Auswirkungen auf umweltschiitzende
Belange und die Belange der Forst-
wirtschaft

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine
bislang untergenutzte innerértliche Freifla-
che. Der Geltungsbereich schlieBt unmittel-
bar an die bestehende Bebauung, ein-
schlieBlich privater Gartenflachen.

Dementsprechend besteht bereits eine ein-
deutige anthropogene Pragung.

Der Geltungsbereich weist keine besondere
Bedeutung als Lebensraum fiir Tiere und
Pflanzen auf. Es sind keine Hinweise auf

Vorhabenbezogener Bebauungsplan , Wohnbebauung HeidebruchstraBe 21" 17

www.kernplan.de



Konflikte mit abwagungs- oder artenschutz-
rechtlich relevanten Tierarten erkennbar.

Bei der Beurteilung der Auswirkungen wer-
den VermeidungsmaBnahmen beriicksich-
tigt (Rodungsfrist). Erheblich nachteilige Be-
eintrdchtigungen von artenschutz-rechtlich
relevanten Arten sind somit nicht zu erwar-
ten.

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen,
die dem Planvorhaben entgegenstehen
kénnten.

Insofern kann davon ausgegangen werden,
dass umweltschiitzende Belange durch die
Planung.

Auch der angrenzende Wald bleibt in seiner
Funktion erhalten.

Im Ubrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes zu er-
warten sind, als vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt. Ein Ausgleich ist nicht er-
forderlich.

Auswirkungen auf die Belange des
Hochwasserschutzes/Starkregens

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind
wahrend der Baudurchfiihrung und bis hin
zur endglltigen Begriinung und Grund-
stlicksgestaltung besondere MaBnahmen
zur Abwehr von méglichen Uberflutungen
durch die Grundstiickseigentiimer zu be-
denken. Den umliegenden Anliegern wird
folglich kein zusétzliches Risiko durch un-
kontrollierte Uberflutungen entstehen. In-
sofern kann davon ausgegangen werden,
dass die Belange des Hochwasserschutzes /
Starkregens durch das Vorhaben nicht ne-
gativ beeintrachtigt werden.

Auswirkungen auf die Belange des
Verkehrs

Belange des Verkehrs sind durch die vorlie-
gende Planung nicht betroffen.

Das durch die Planung mdgliche, zusatzli-
che Verkehrsaufkommen durch neue Anlie-
ger ist vernachlassigbar. Der ruhende Ver-
kehr wird vollstandig innerhalb  des
Plangebietes organisiert.

Auswirkungen auf die Belange der
Ver- und Entsorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berlcksichtigt und sind

von der vorliegenden Planung nicht betrof-
fen.

Die notwendige Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur ist in der HeidebruchstraBe bereits
vorhanden. Unter Beachtung der Kapazita-
ten und getroffenen Festsetzungen ist die
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ord-
nungsgemaB sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen
Planung kommt es zwar zu neuen Teilversie-
gelungen; aufgrund des sehr (iberschauba-
ren Flachenumfangs kénnen negative Aus-
wirkungen auf die Belange des Klimas je-
doch insgesamt ausgeschlossen werden.

Auswirkungen auf private Belange

Wie die vorangegangenen Ausfiihrungen
belegen, wird die Nutzbarkeit und der Wert
der Grundstiicke, auch der Grundstiicke im
Umfeld, nicht in einer Art und Weise einge-
schrankt, die dem Einzelnen unzumutbar
ist.

Es sind keine nachteiligen Auswirkungen
auf die angrenzende Nachbarschaft zu er-
warten. Zum einen wird der festgesetzten
Nutzungsart der Umgebung entsprochen.
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische
Einfligen in den Bestand zu sichern.

Auswirkungen auf alle sonstigen
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von
Bauleitplanen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
riicksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung
nicht ber(hrt.

Gewichtung des
Abwidgungsmaterials

GemaB dem im Baugesetzbuch verankerten
Abwagungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwégung zu berlcksichti-
genden 6ffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan
eingestellt.
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Argumente fiir die Verabschie-
dung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes

e Nachverdichtung im  Sinne  der

Innenentwicklung

e Sinnvolle Erganzung des Siedlungsbe-
standes in der HeidebruchstraBe

e Erweiterung des Wohnangebotes und
Reaktion auf die bestehende Nachfrage
innerhalb der Kreisstadt

e Keine entgegenstehenden landesplane-
rischen Vorgaben

e Keine nachteiligen Auswirkungen auf
die Belange des Umweltschutzes

¢ Keine negativen Auswirkungen auf die
Belange des Hochwasserschutzes /
Starkregens

¢ Keine negativen Auswirkungen auf das
Stadt- und Landschaftsbild

e Keine negativen Auswirkungen auf die
Belange des Verkehrs

e Keine negativen Auswirkungen auf die
Ver- und Entsorgung (geringer Erschlie-
Bungsaufwand: Infrastruktur ist grund-
satzlich vorhanden)

e Keine negativen Auswirkungen auf die
Belange des Klimas

e Keine Beeintrachtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die
gegen die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und
ErschlieBungsplan sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes mit Vorha-
ben- und ErschlieBungsplan wurden die zu
beachtenden Belange in ihrer Gesamtheit
untereinander und gegeneinander abgewo-
gen. Aufgrund der genannten Argumente,
die fir die Planung sprechen, kommt die
Kreisstadt Homburg zu dem Ergebnis die
Planung umzusetzen.
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KREISSTADT HOMBURG, STADTTEIL BRUCHHOF-SANDDORF
Vorhabenbezogener Bebauungsplan ,,Wohnbebauung HeidebruchstraRe 21“
e Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

o Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB
i.V.m. § 4a Abs. 4 Satz 2 BauGB

o Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB

Beschlussvorlage zur Beteiligung der Behérden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange gem. § 4
Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 4 Satz 2 BauGB sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem.
§ 2 Abs. 2 BauGB und zur Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB.

Die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden fand
vom 14.05.2021 bis 15.06.2021 statt. Im Anschreiben vom 06.05.2021 wurde darauf hingewiesen, dass bei
Nichtdulierung davon ausgegangen wird, dass keine Bedenken und Anregungen vorliegen.

Parallel hierzu fand die Beteiligung der Offentlichkeit statt.

Zur vorliegenden Planung haben sich Behérden und sonstige Trager offentlicher Belange gedullert. Blrge-
rinnen und Blirger haben sich zur vorliegenden Planung nicht geduRert.

Die geauBerten Anregungen werden, wie folgt beschrieben, in die Planung eingestellt.

Stand: 16.06.2021
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AMPRION GMBH
Robert-Schuman-Strale 7
44263 Dortmund

Schreiben vom 17.05.2021

-im Planbereich der o. a. MaRnahme verlaufen
keine Hochstspannungsleitungen unseres Un-
ternehmens.

Planungen von Hd&chstspannungsleitungen fir
diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht
vor.

Wir gehen davon aus, dass Sie bezlglich weite-
rer Versorgungsleitungen die zustédndigen Un-
ternehmen beteiligt haben.”

ARBEITSKAMMER DES
SAARLANDES

Postfach 10 02 53

66002 Saarbrlcken

Keine Stellungnahme abgegeben

BIOSPHARENZWECKVERBAND BLIESGAU
Paradeplatz 4
66440 Blieskastel

Schreiben vom 15.06.2021

.das Plangebiet liegt aullerhalb der Grenzen
des Biospharenreservates. Wir bedanken uns
daher und umso mehr fir die Beteiligung bei
der Aufstellung des Bebauungsplanes und
mdchten Ihnen und der Biospharenstadt Hom-
burg mit ihrer Vorbildfunktion unsere Hinweise
mitteilen.

Wir empfehlen zur Férderung der Biodiversitat
in der Stadt das Anbringen von Nisthilfen fur
Mauersegler und Mehlschwalben (auch fassa-
denintegriert moglich). Beides sind typische
Siedlungsbewohner und geraten durch energe-
tische Sanierung von Gebduden immer mehr
unter Druck, weil dadurch Nistplatze wegfallen.
Gerade mit Hinblick auf das aktuell in den Me-
dien sehr prasente Thema ,Insektensterben"
sollte besonderer Wert auf die naturnahe Ge-
staltung der Grinflachen und die sparsame und
Zielgerichtete Anwendung von insektenfreundli-
cher Beleuchtung gelegt werden.

Wir empfehlen weitergehend folgende griinord-
nerische Festsetzung in die Planung mit aufzu-
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Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Die Anregungen betreffen die Bauausfihrung
und Freianlagenplanung. Da es sich um einen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt,
wird die Stellungnahme direkt an den Vorha-
bentrager zur Prifung der Integration in die
weitere Detailplanung weitergeleitet.

Kein Beschluss erforderlich



nehmen:

Einfriedungen im Vorgartenbereich

Im Vorgarten sind Einfriedungen nur in Form
von Hecken aus heimischen und standortge-
rechten Geholzen, offenen Holzzaunen oder
Drahtzaunen bis zu einer Héhe von maximal
1,00 m zulassig und herzustellen. Die Festset-
zung erlaubt die freie Wahl der Materialien. Die
Einfriedungen sind aus 6kologischen Griinden
in Bodennahe fir Kleintiere durchlassig zu hal-
ten. Diese Festsetzung dient der Aufenthalts-
qualitat der Siedlungsstruktur unter Berticksich-
tigung von stadtklimatischen Aspekten sowie
dem Erhalt von Lebensraumen.®

BISCHOFLICHES ORDINARIAT
Kleine Pfaffengasse 16
67346 Speyer

Keine Stellungnahme abgegeben

BUND SAARLAND E.V.
HAUS DER UMWELT
Evangelisch-Kirch-Stral3e 8
66111 Saarbriicken

Keine Stellungnahme abgegeben

BUNDESAMT FUR INFRASTRUKTUR,
UMWELTSCHUTZ UND DIENSTLEISTUNGEN
DER BUNDESWEHR

INFRA 13

Fontainengraben 200

53123 Bonn

Schreiben vom 06.05.2021

»-durch die oben genannte und in den Unterla-
gen naher beschriebene Planung werden Be-
lange der Bundeswehr berihrt, jedoch nicht be-
eintrachtigt.

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und
Rechtslage bestehen zu der Planung seitens
der Bundeswehr als Trager offentlicher Belange
keine Einwande.”

BUNDESANSTALT FUR
IMMOBILIENAUFGABEN

SPARTE VERWALTUNGSAUFGABEN
Fontanestralie 4

40470 Dusseldorf

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

TOP 19



10

Keine Stellungnahme abgegeben

BUNDESNETZAGENTUR FUR
ELEKTRIZITAT, GAS,
TELEKOMMUNIKATION,
POST UND EISENBAHNEN
Fehrbelliner Platz 3

10707 Berlin

Keine Stellungnahme abgegeben

CREOS DEUTSCHLAND GMBH
PLANAUSKUNFT

Am Zunderbaum 9

66424 Homburg

Schreiben vom 10.05.2021

,Die Creos Deutschland GmbH betreibt ein ei-
genes Gashochdruckleitungsnetz sowie ein ei-
genes Hoch- und Mittelspannungsnetz inklusive
der zugehorigen Anlagen. Folgende Unterneh-
men haben uns mit der Betreuung |hrer Leitun-
gen und Anlagen im Rahmen der Planauskunft
beauftragt:

Nippon Gases Deutschland GmbH (Sau-
erstoff- und Stickstoffleitungen im Saarland)
Zentralkokerei Saar GmbH (ZKS-Leitung

im Saarland)
Stadtwerke Ramstein-Miesenbach GmbH
(Biogasleitung im Bereich Ramstein-

Miesenbach)

Energis-Netzgesellschaft mbH (Gashoch-
druckleitungen im Bereich Sulzbach / Altenwald
/ Friedrichsthal)

Villeroy & Boch AG (Gashochdruckleitun-
gen im Bereich Mettlach)

Zu lhrer Anfrage teilen wir Ihnen mit, dass im
angefragten Bereich keine Anlagen der Creos
Deutschland GmbH und keine der von uns be-
treuten Anlagen vorhanden sind.”

DEUTSCHE BAHN AG

DB IMMOBILIEN, REGION SUDWEST
Gutschstr. 6

76137 Karlsruhe

Schreiben vom 07.05.2021

,die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien als von
der DB Netz AG bevollmachtigtes Unterneh-
men, Ubersendet lhnen hiermit folgende Ge-

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich
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samtstellungnahme der Trager o6ffentlicher Be-
lange zum o.g. Verfahren:

Durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplan "Wohnbebauung Heidebruchstralle
21" werden die Belange der DB AG und ihrer
Konzernunternehmen nicht berthrt. Wir haben
daher weder Bedenken noch Anregungen vor-
zubringen.

Auf die durch den Eisenbahnbetrieb und die Er-
haltung der Bahnanlagen entstehenden Immis-
sionen (insbesondere Luft- und Korperschall
usw.) wird vorsorglich hingewiesen.*

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
TINL SUDWEST, PTI 11

Pirmasenser Stralie 65

67655 Kaiserslautern

Schreiben vom 06.05.2021

,die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend
Telekom genannt) - als Netzeigentimerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG -
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollmachtigt, alle Rechte und
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen
sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzu-
nehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g.
Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Im Planbereich befinden sich Telekommunikati-
onslinien der Telekom, wie aus beigefligtem
Plan ersichtlich ist.

Bei der Bauausflhrung ist darauf zu achten,
dass Beschadigungen der vorhandenen Tele-
kommunikationslinien vermieden werden und
aus betrieblichen Grinden (z. B. im Falle von
Stérungen) der ungehinderte Zugang zu den
Telekommunikationslinien jederzeit moglich ist.
Insbesondere mussen Abdeckungen von Ab-
zweigkasten und Kabelschachten sowie oberir-
dische Gehause soweit frei gehalten werden,
dass sie gefahrlos gedffnet und ggf. mit Kabel-
ziehfahrzeugen angefahren werden kdénnen.

Bei Konkretisierung lhrer Planungen durch ei-
nen Bebauungsplan ist eine Planauskunft und
Einweisung von unserer zentralen Stelle einzu-
fordern:

Deutsche Telekom Technik GmbH Zentrale
Planauskunft Stidwest

Chemnitzer Str. 2

67433 Neustadt a.d. Weinstr. E-Mail: planaus-
kunft.suedwest@telekom.de

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu
beachten.

TOP 19

Stellungnahme der Kreisstadt

Die Hinweise und Auflagen der Deutschen Te-
lekom Technik GmbH werden an den Vorha-
bentrager weitergeleitet und als Hinweise in
den Textteil des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes aufgenommen.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschliefldt, wie dargelegt, die
Hinweise der Deutschen Telekom Technik
GmbH, wie folgt in den Textteil des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes aufzunehmen:
,Deutsche Telekom Technik GmbH

Bei der Bauausfiihrung ist darauf zu achten,
dass Beschadigungen der vorhandenen Tele-
kommunikationslinien vermieden werden und
aus betrieblichen Griinden (z. B. im Falle von
Stoérungen) der ungehinderte Zugang zu den
Telekommunikationslinien jederzeit moglich ist.
Insbesondere missen Abdeckungen von Ab-
zweigkasten und Kabelschachten sowie ober-
irdische Gehause soweit freigehalten werden,
dass sie gefahrlos geoffnet und ggf. mit Kabel-
ziehfahrzeugen angefahren werden konnen.
Bei Konkretisierung der Planungen ist eine
Planauskunft und Einweisung von der zentra-
len Planauskunft Stidwest einzufordern.

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu
beachten.

Sollte an dem betreffenden Standort ein An-
schluss an das Telekommunikationsnetz der
Telekom bendtigt werden, bittet die Telekom
zur Koordinierung mit der Verlegung anderer
Leitungen sich rechtzeitig in Verbindung zu
setzen.”



12

13

Sollte an dem betreffenden Standort ein An-
schluss an das Telekommunikationsnetz der
Telekom bendtigt werden, bitten wir zur Koordi-
nierung mit der Verlegung anderer Leitungen
rechtzeitig, sich mit uns in Verbindung zu set-
zen.

Fir die Bestellung eines Anschlusses setzten
sie sich bitte mit unserem Bauherrnservice
0800 3301903 in Verbindung.*

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
RICHTFUNK-TRASSENAUSKUNFT
Ziegelleite 2-4

95448 Bayreuth

Schreiben vom 07.05.2021

,vielen Dank fir Ihr Schreiben.

Durch das markierte Grundstiick verlauft kein
Richtfunk. Daher haben wir bezlglich unseres
Richtfunks keine Einwande oder spezielle Pla-
nungsvorgaben.

Die Telekom hat auch bei der Fa. Ericsson Ser-
vices GmbH weitere Verbindungen angemietet.
Die Daten dieser Strecken stehen uns leider
nicht zur Verfigung.

Wir weisen darauf hin, dass diese Stellung-
nahme nur fir Richtfunkverbindungen des Te-
lekom — Netzes gilt. Bitte beziehen Sie, falls
nicht schon geschehen, die Firma Ericsson
Services GmbH , in Ihre Anfrage ein. Bitte rich-
ten Sie diese Anfrage an:

Ericsson Services GmbH

Prinzenallee 21

40549 Dusseldorf

oder per Mail an
bauleitplanung@ericsson.com*®

DEUTSCHER WETTERDIENST

REFERAT LIEGENSCHAFTSMANAGEMENT
Frankfurter Stral’e 135

63067 Offenbach

Schreiben vom 17.05.2021

»im Namen des Deutschen Wetterdienstes als
Trager offentlicher Belange bedanke ich mich
fur die Beteiligung an der Aufstellung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes mit Vorha-
ben- und Erschliessungsplan ,Wohnbebauung
Heidebruchstralle 21 ".

Ihre Planung wurde anhand der zur Verfuigung
gestellten Unterlagen durch unsere Fachberei-
che geprtift.

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich
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16

17

Der DWD hat keine Einwande gegen die von
Ihnen vorgelegte Planung, da keine Standorte
des DWD beeintrachtigt werden bzw. betroffen
sind.

Sofern Sie flir Vorhaben in lhrem Einzugsgebiet
amtliche klimatologische Gutachten

fur die Landes-, Raum- und Stadteplanung, flr
die Umweltvertraglichkeit (UVP) o. &. bendtigen,
kénnen Sie diese bei uns in Auftrag geben bzw.
Auftraggeber in diesem Sinne informieren.

Fir Ruckfragen stehen lhnen die Ansprech-
partner des DWD gerne zur Verfliigung.*

DIE AUTOBAHN GMBH DES BUNDES
NIEDERLASSUNG WEST
Bahnhofsplatz 1

56410 Montabaur

Schreiben vom 14.05.2021

».gegen die Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes  ,Wohnbebauung Heide-
bruchstrale21“ in der Stadt Homburg, Stadtteil
Bruchhof-Sandorf, bestehen keine Bedenken,
da Belange der Autobahn GmbH des Bundes
nicht betroffen sind.*

EISENBAHN-BUNDESAMT
AURENSTELLE
FRANKFURT/SAARBRUCKEN
Untermainkai 23-25

60329 Frankfurt

Schreiben vom 07.05.2021

»lhr Schreiben ist am 07.05.2021 beim Eisen-
bahn-Bundesamt eingegangen und wird hier
unter dem o.a. Geschaftszeichen bearbeitet. Ich
danke lhnen fir die Beteiligung des EBA als
Trager offentlicher Belange.

Seitens des Eisenbahn-Bundesamtes werden
keine Bedenken vorgebracht.”

ENERGIS-NETZGESELLSCHAFT MBH
Postfach 102811
66028 Saarbriicken

Keine Stellungnahme abgegeben

ERICSSON SERVICES GMBH
Prinzenallee 21
40549 Dusseldorf

Schreiben vom 18.05.2021

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt
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,bei den von lhnen ausgewiesenen Bedarfsfla-
chen hat die Firma Ericsson beziglich ihres
Richtfunks keine Einwande oder spezielle Pla-
nungsvorgaben.

Bitte berticksichtigen Sie, dass diese Stellung-
nahme nur fir Richtfunkverbindungen des
Ericsson — Netzes gilt.

Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen,
die Deutsche Telekom, in lhre Anfrage ein.
Richten Sie diese Anfrage bitte an:

Deutsche Telekom Technik GmbH

Ziegelleite 2-4

95448 Bayreuth
richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de

Von weiteren Anfragen bitten wir abzusehen.*
EVS ENTSORGUNGSVERBAND SAAR
Untertirkheimer Stralle 21

66117 Saarbriicken

Schreiben vom 07.05.2021

.In dem von Ihnen angegebenen Planungsge-
biet befinden sich keine Abwasseranlagen des
EVS.

Uber mégliche Leitungsverlaufe Anderer oder
der Kommune liegen uns keine Informationen
vor.

Wir weisen darauf hin, dass sich diese Auskunft
ausschlieflich auf den Verlauf der Sammler be-
zieht.

Soweit weitergehende Informationen, z.B. zu
Eigentums- oder Nutzungsangelegenheiten von
oder an Grundsticken erforderlich sind, sind
diese von den jeweils zustandigen Stellen beim
EVS oder anderer betroffenen Stellen, wie z.B.
Gemeinde, Grundbuchamt oder Eigentimer
einzuholen.

Zur Beantwortung evtl. weiterer Fragen stehen
wir gerne unter leitungsanfragen@evs.de mit
Angabe unseres Geschéaftszeichens zur Verfi-
gung und verbleiben®

FINANZAMT HOMBURG
Schillerstralle 15
66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

FINANZAMT ST.WENDEL
Marienstralte 27

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich
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22

23

24

25

66606 St. Wendel

Keine Stellungnahme abgegeben

GEMEINDE KIRKEL
HERRN BURGERMEISTER
Hauptstr. 10

66459 Kirkel

Keine Stellungnahme abgegeben

HANDWERKSKAMMER
DES SAARLANDES
Hohenzollernstr. 47-49
66117 Saarbricken

Keine Stellungnahme abgegeben

IHK SAARLAND
Franz-Josef-Roder-Str. 9
66119 Saarbriicken

Schreiben vom 14.06.2021

»durch die Aufstellung des oben genannten Be-
bauungsplanes soll die Errichtung eines Wohn-
gebaudes ermoglicht werden. Anregungen und
Bedenken zu den einzelnen Festsetzungen des
Bebauungsplanes, insbesondere was Art und
Mal der baulichen Nutzung betrifft, sind von
uns nicht vorzutragen.™

KATASTERAMT ST. INGBERT
Dr. Wolfgang-Kramer-Str. 22
66386 St. Ingbert

Keine Stellungnahme abgegeben

KREISSTADT HOMBURG
ABT. LIEGENSCHAFTEN
Am Forum 5

66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich
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26 KREISSTADT HOMBURG
ABT. HOCHBAU
Am Forum 5
66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

27 KREISSTADT HOMBURG
RECHTS- UND ORDNUNGSAMT
Am Forum 5
66424 Homburg

Schreiben vom 18.05.2021 Stellungnahme der Kreisstadt

»in Bezugnahme auf |hr Schreiben vom Kein Beschluss erforderlich
06.05.2021 zwecks Behordenbeteiligung gem.
§ 4 Abs. 2 BauGB auldere ich keine Bedenken
seitens der Ortspolizeibehdrde.

Dadurch, dass die erforderliche Stellplatzzahl
auf Privatgrund erflllt wird, sind keine signifi-
kanten Auswirkungen auf den offentlichen Ver-
kehrsraum zu erwarten.

Bei eventuellen Rickfragen stehe ich Ihnen un-
ter Tel.: 06841/101-136 bzw. per E-Mail (simo-
ne.mueller-orschekowski@homburg.de) zur
Verfugung.*

28 KREISSTADT HOMBURG
ABT. UMWELT UND GRUNFLACHEN
Am Forum 5
66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

29 KREISSTADT HOMBURG
ABT. TIEFBAU
Am Forum 5
66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

30 KREISSTADT HOMBURG
ABT. STADTENTWASSERUNG
Am Forum 5
66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

10



31

32

33

34

35

36

KREISSTADT HOMBURG

ABT. BRAND- UND ZIVILSCHUTZ
Am Forum 5

66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

KREISSTADT HOMBURG
KAMMEREI

Am Forum 5

66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

KREISSTADT HOMBURG

AMT FUR SCHULE UND SPORT
Am Forum 5

66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

KREISSTADT HOMBURG

AMT FUR JUGEND, SENIOREN UND
SOZIALES

Am Forum 5

66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

KREISSTADT HOMBURG

ABT. STADTPLANUNG/BAUORDNUNG
Am Forum 5

66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

KREISSTADT HOMBURG

ABT. DENKMALPFLEGE/MUSEEN
Am Forum 5

66424 Homburg

Schreiben vom 10.05.2021

wbislang sind im Umfeld des Gelandes des o. g.
Bebauungsplans ,Heidebruchstralke” keine ar-

TOP 19

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Die Hinweise auf die Anzeigepflicht von Bo-
denfunden (§ 16 Abs. 1 SDschG), das Veran-

11



37

38

chaologische Bodenfunde gemacht worden.
Sollten bei Erdarbeiten entsprechende Funde
gemacht werden, ist hiervon umgehend die
Fachbehdrde, das Landesdenkmalamt in 66578
Schiffweiler, Am Bergwerk Reden 11, in Kennt-
nis zu setzen. Bitte informieren Sie dann auch
die Abteilung Denkmalpflege der Stadt Hom-
burg.”

KREISSTADT HOMBURG
BAUBETRIEBSHOF / KFM.
GEBAUDEMANAGEMENT
Am Forum 5

66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

LANDESAMT FUR UMWELT-
UND ARBEITSSCHUTZ
Don-Bosco-Stralle 1

66119 Saarbriicken

Schreiben vom 11.06.2021
AZ: 01/1316/1244/WR

.ZU dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"Wohnbebauung Heidebruchstralle 21", Stadt
Homburg, Stadtteil Bruchhof-Sanddorn nehmen
wir wie folgt Stellung und bitten, die aufgefiihr-
ten Hinweise und Anmerkungen zu berticksich-
tigen:

Naturschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans von
ca. 700 m* befinden sich keine Schutzgebiete
oder Schutzobjekte nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz. Eine im Rahmen der Planung be-
reits durchgeflihrte artenschutzrechtliche Pri-
fung gem. § 44 Abs. 5 Bundesnaturschutzge-
setz hat ergeben, dass bei Beachtung der im
Rahmen des Bebauungsplans formulierten
MafRnahmen (insbes. Einhaltung der Rodungs-
fristen des § 39 BNatSchG) keine artenschutz-

TOP 19

derungsverbot (§ 16 Abs. 2 SDschG) und § 28
SDschG (Ordnungswidrigkeiten) waren bereits
im vorgelegten Entwurf des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes enthalten. Der Hinweis
der Abteilung Denkmalpflege der Stadt Hom-
burg wird an den Vorhabentrager weitergelei-
tet. Der Hinweis zur Information der Abteilung
Denkmalpflege der Stadt Homburg wird er-
ganzt.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlie®t, wie dargelegt, den
Hinweis zum Denkmalschutz, wie folgt zu er-
ganzen:

,Denkmalschutz

Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und
das Veranderungsverbot (16 Abs. 1 und 2
SDschG) wird hingewiesen. Zudem wird auf §
28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewie-
sen. Es wird darum gebeten auch die Abtei-
lung Denkmalpflege der Stadt Homburg zu in-
formieren.*

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

12



rechtlichen Verbotstatbestdnde zu erwarten
sind. Nach den hier vorliegenden Luftbildern ist
der auf dem Gelande stockende Gehdlzbestand
aber bereits weitestgehend entfernt worden
(siehe Luftbild 2019). Der noch auf dem Grund-
stiick verbliebene Bergahorn, mit einem
Stammumfang > 220cm, ist durch die Baum-
schutzsatzung der Kreisstadt Homburg ge-
schitzt. Er sollte zum Erhalt festgesetzt und
vom Baubetrieb durch einen feststehenden
Bauzaun abgegrenzt werden.

Folgende Anregungen sollten in die weitere
Planung aufgenommen werden:

- Fur Gehdlzanpflanzungen sollten auf der
Grundlage des § 40 BNatSchG gebietsheimi-
sche Gehodlze mit der regionalen Herkunft
"Westdeutsches Bergland und Oberrheingra-
ben" (Region 4) nach dem "Leitfaden zur Ver-
wendung gebietseigener Geholze" (BMU, Ja-
nuar 2012) verwendet werden.

- Unter Hinweis auf § 2 des Waldgesetzes fiir
das Saarland (Landeswaldgesetz) sollte mit der
Obersten Forstbehorde geklart werden, ob der
Verlust der Gehodlzflache einer Waldumwand-
lungsgenehmigung bedarf.

- Zur Einsaat von Wiesenflachen sollten keine
Standard-Saatgutmischungen fiir Landschafts-
rasen (RSM) sondern auf Grundlage des § 40
BNatSchG nur =zertifizierte gebietsheimische
Saatgutmischungen mit der regionalen Herkunft
"Oberrheingraben mit Saarpfalzer Bergland
(Region 6)" verwendet werden.

Gebiets- und anlagenbezogener Grundwasser-
schutz

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der
Schutzzone 1l des durch Verordnung des Mi-
nisteriums fir Umwelt vom 14.05.1979 ausge-
wiesenen Trinkwasserschutzgebietes C 17
.,Homburg/Brunnenstrale". Geplant ist ein
zweistockiges Einfamilienhaus mit Doppelgara-
ge.

Durch die beabsichtigte Nutzung und Bebauung
werden voraussichtlich keine Verbotsbestim-
mungen der geltenden Wasserschutzgebiets-
verordnung (WSGVO) berlhrt. Im Rahmen der
spateren Umsetzung von BaumaBnahmen ist
jedoch deren Vereinbarkeit mit den Anforderun-
gen bzw. den Vorschriften der Wasserschutz-
gebietsverordnung zu Uberprifen.

Dennoch sind die nachfolgenden Punkte zu be-
achten:

1. Brunnenbohrungen sowie Erdwarmeson-
den sind nicht genehmigungsfahig. Die Ge-
nehmigungsfahigkeit von Erdwarmekollektoren
ist im Einzelfall zu prafen.

2. Fur die Ausfiihrung vorgesehener Sauber-
keits-, Trag- oder Dranschichten, fiir die Verfil-
lung von Arbeitsraumen (Kanalgraben, Baugru-
ben usw.) sowie fir den Unter- und Oberbau
von Verkehrs- und Parkflachen darf nur Material
verwendet werden, das keine auslaugbaren

TOP 19

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.
Im vorgelegten Entwurf des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes war der Hinweis auf die
Baumschutzsatzung der Kreisstadt Homburg
bereits enthalten.

Den Anregungen zu den Saatgutmischungen
und den Gehdlzanpflanzungen wird gefolgt.
Die getroffene Festsetzung zur Anpflanzung
von Baumen, Strauchern und sonstigen Be-
pflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
wird entsprechend redaktionell erganzt.

Die Hinweise auf die Lage des Plangebietes
innerhalb der Schutzzone Ill des durch Ver-
ordnung des Ministeriums fir Umwelt vom
14.05.1979  ausgewiesenen  Trinkwasser-
schutzgebietes C 17 ,Homburg / Brunnenstra-
Re" waren bereits im vorgelegten Entwurf des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ent-
halten. Die damit verbundenen Auflagen wer-
den in der Nachrichtlichen Ubernahme im
Textteil des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes sowie redaktionell in der Begriindung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
erganzt.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlief3t, wie dargelegt, die ge-
troffene Festsetzung zur Anpflanzung von
Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflan-
zungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB, wie
folgt im Textteil des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes zu erganzen:

.Fur Gehodlzanpflanzungen sollten auf der
Grundlage des § 40 BNatSchG gebietsheimi-
sche Gehdlze mit der regionalen Herkunft
"Westdeutsches Bergland und Oberrheingra-

13



wassergefahrdenden Bestandteile enthalt (ge-
eignetes Naturmaterial) bzw. Material, das der
Einbauklasse 0 der LAGA Mitteilung M20 (An-
forderungen an die stoffliche Verwertung von
mineralischen Abfallen Stand, September 2005)
entspricht.

3. Sofern eine Grindung des Bauwerks mit-
tels Bohrpfahlen erfolgen sollte und diese in
den Grundwasserhorizont reichen, stellt die
MaRnahme einen Benutzungstatbestand im
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) dar, der gemaflt § 8 Abs. 1 WHG
der Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf. Zustan-
dig fur die Erteilung der Erlaubnis ist das Minis-
terium fur Umwelt und Verbraucherschutz als
oberste Wasserbehtrde (§ 103 Abs. 2 Nr. 1
Saarlandisches Wassergesetz - SWG).*

39 LANDESAMT FUR VERMESSUNG,

GEOINFORMATION UND
LANDENTWICKLUNG
Von der Heydt 22

66115 Saarbricken

Keine Stellungnahme abgegeben

TOP 19

ben" (Region 4) nach dem "Leitfaden zur Ver-
wendung gebietseigener Geholze" (BMU, Ja-
nuar 2012) verwendet werden.

Zur Einsaat von Wiesenflachen sollten keine
Standard-Saatgutmischungen fiir Landschafts-
rasen (RSM) sondern auf Grundlage des § 40
BNatSchG nur zertifizierte gebietsheimische
Saatgutmischungen mit der regionalen Her-
kunft "Oberrheingraben mit Saarpfalzer Berg-
land (Region 6)" verwendet werden.®

Der Stadtrat beschliefldt, wie dargelegt, die
nachrichtliche Ubernahme gem. § 9 Abs. 6
BauGB, wie folgt im Textteil des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes zu erganzen:

»1. Brunnenbohrungen sowie Erdwarmeson-
den sind nicht genehmigungsfahig. Die Ge-
nehmigungsfahigkeit von Erdwarmekollektoren
ist im Einzelfall zu prifen.

2. Fur die Ausfiihrung vorgesehener Sauber-
keits-, Trag- oder Dranschichten, fir die Ver-
fullung von Arbeitsraumen (Kanalgraben, Bau-
gruben usw.) sowie fir den Unter- und Ober-
bau von Verkehrs- und Parkflachen darf nur
Material verwendet werden, das keine aus-
laugbaren wassergefahrdenden Bestandteile
enthalt (geeignetes Naturmaterial) bzw. Mate-
rial, das der Einbauklasse 0 der LAGA Mittei-
lung M20 (Anforderungen an die stoffliche
Verwertung von mineralischen Abfallen Stand,
September 2005) entspricht.

3. Sofern eine Grindung des Bauwerks mit-
tels Bohrpfahlen erfolgen sollte und diese in
den Grundwasserhorizont reichen, stellt die
MaRnahme einen Benutzungstatbestand im
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) dar, der gemal® § 8 Abs. 1
WHG der Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf.
Zustandig fur die Erteilung der Erlaubnis ist
das Ministerium fir Umwelt und Verbraucher-
schutz als oberste Wasserbehdrde (§ 103 Abs.
2 Nr. 1 Saarlandisches Wassergesetz -
SWG).*

Der Stadtrat beschliefldt, wie dargelegt, die
Hinweise auf die Lage des Plangebietes inner-
halb der Schutzzone Il des ausgewiesenen
Trinkwasserschutzgebietes C 17 ,Homburg /
Brunnenstrale" um die damit verbundenen
Auflagen redaktionell in der Begrindung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes zu er-
ganzen.

Stellungnahme der Kreisstadt
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40

41

42

LANDESBETRIEB FUR STRARENBAU
Peter-Neuber-Allee 1
66538 Neunkirchen

Keine Stellungnahme abgegeben

LANDESDENKMALAMT
Am Bergwerk Reden 11
66578 Schiffweiler

Schreiben vom 25.05.2021

.ZU der vorliegenden Planung nimmt das Lan-
desdenkmalamt wie folgt Stellung. Rechts-
grundlage ist das Gesetz Nr. 1946 zur Neuord-
nung des saarlandischen Denkmalschutzes und
der saarlandischen Denkmalpflege (Saarlandi-
sches Denkmalschutzgesetz - SDschG) vom
13. Juni 2018 (Amtsblatt des Saarlandes Teil |
vom 5. Juli 2018, S 358 ff.).

Baudenkmaler und Bodendenkmaler sind nach
heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht
betroffen. Auf die Anzeigepflicht von Bodenfun-
den (§ 16 Abs. 1 SDschG) und das Verande-
rungsverbot (§ 16 Abs. 2 SDschG) wird hinge-
wiesen.

Auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) sei an
dieser Stelle hingewiesen.*

LANDESPOLIZEIPRASIDIUM

LPP 125-
KAMPFMITTELBESEITIGUNGSDIENST
Mainzer Stralte 134-136

66121 Saarbriicken

Schreiben vom 27.05.2021

-nach Auswertung der uns vorliegenden Unter-
lagen sind im oben genannten Planungsbereich
keine konkreten Hinweise auf mdgliche
Kampfmittel zu erkennen.

Gegen die Baumalnahme sprechen somit nach
derzeitigem Kenntnisstand keine Griinde.

Bemerkungen:

Die vorhandenen Luftbilder zeigen immer nur
eine Momentaufnahme. Deshalb ist nicht aus-
zuschlielRen, dass andere Verdachtsmomente
vorliegen koénnten, die aus folgenden Griinden
(Fettdruck) in der Auswertung nicht erkennbar
waren und somit nicht in diese einflieen konn-
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Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Die Hinweise auf die Anzeigepflicht von Bo-
denfunden (§ 16 Abs. 1 SDschG), das Veran-
derungsverbot (§ 16 Abs. 2 SDschG) und § 28
SDschG (Ordnungswidrigkeiten) waren bereits
im vorgelegten Entwurf des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes enthalten.

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Der Hinweis des Kampfmittelbeseitigungs-
dienstes wird aus Vorsorgegrinden als Hin-
weis in den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan aufgenommen.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlie®t, wie dargelegt, den
Hinweis des Kampfmittelbeseitigungsdienstes,
wie folgt in den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan aufzunehmen:

~-LKampfmittel

Nach Auswertung der vorliegenden Unterlagen
sind im Planungsbereich keine konkreten Hin-
weise auf mogliche Kampfmittel zu erkennen.
Sollten wider Erwarten Kampfmittel gefunden

15
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ten: werden, so sind die zustandige Polizeidienst-
o Brandbombenblindganger (in der Regel im stelle und der Kampfmittelbeseitigungsdienst
Luftbild nicht erkennbar) unverziglich zu verstandigen.”

o durch Uberwerfungen mit Erdreich bei star-
ken Bombardierungen sind vermutliche Ein-
schlagstellen nicht erkennbar

o schlechte Luftbildqualitat

o0 nicht alle Luftangriffe/Kampfhandlungen
sind mit Luftbildaufnahmen belegt

o keine Luftbilder vorhanden

o0 Schlagschatten durch Gebaudeteile

o Bewuchs/Bewaldung/Bebauung

o Flakgranatenblindganger

o Bombardierungen/Kampfthandlungen nach
den letzten vorhandenen Luftbildaufnahmen

o vergrabene Kampfmittel

Daher kann durchaus, auch bei einem geman
der Luftbildauswertung sauberen Bereich, ein
Restrisiko erhalten bleiben.

Sollten wider Erwarten Kampfmittel gefunden
werden, so sind die zusténdige Polizeidienst-
stelle und der Kampfmittelbeseitigungsdienst
unverzuglich zu verstandigen.

Hinweis:

Seit 2013 werden Baugrunduntersuchungen
und Grundstlickslberprifungen (Flachendetek-
tion/Bohrlochdetektion) aus personellen Griin-
den nicht mehr durch den staatlichen Kampfmit-
telbeseitigungsdienst durchgefihrt.

Deshalb sollten Anfragen zu Kampfmitteln so
frihzeitig gestellt werden, dass die Beauftra-
gung gewerblicher Firmen zur Detektion der
Bauflache rechtzeitig vor Baubeginn durch den
Bauherrn erfolgen kann.

Die Kosten hierfir gehen zu Lasten des Bau-
herrn/Auftraggebers.

Der Kampfmittelbeseitigungsdienst ist auch wei-
terhin fir die Beseitigung, Entscharfung, Ver-
nichtung aufgefundener Kampfmittel zustandig.”

LANDWIRTSCHAFTSKAMMER FUR
DAS SAARLAND

In der Kolling 310

66450 Bexbach

Schreiben vom 14.06.2021 Stellungnahme der Kreisstadt

».gegen den vorliegenden Bebauungsplan wer- Kein Beschluss erforderlich
den keine Bedenken vorgebracht.”

MINISTERIUM DER JUSTIZ
Zahringer Stralle 12
66119 Saarbriicken

16



45

46

47

48

Keine Stellungnahme abgegeben

MINISTERIUM FUR BILDUNG UND KULTUR
Trierer Stralte 33
66111 Saarbriicken

Keine Stellungnahme abgegeben

MINISTERIUM FUR INNERES, BAUEN UND
SPORT

REFERAT OBB24

Halbergstralle 50

66121 Saarbriicken

Keine Stellungnahme abgegeben

MINISTERIUM FUR INNERES, BAUEN UND
SPORT

REFERAT B 4 ZMZ

Mainzer Stralte 136

66121 Saarbriicken

Keine Stellungnahme abgegeben

MINISTERIUM FUR INNERES, BAUEN UND
SPORT

OBERSTE LANDESBAUBEHORDE OBB 1
REFERAT OBB 11, LANDESPLANUNG,
BAULEITPLANUNG

Halbergstralle 50

66121 Saarbriicken

Schreiben vom 09.06.2021

.mit vorliegender Planung beabsichtigt die
Kreisstadt Homburg, die planungsrechtlichen
Voraussetzungen zur Errichtung eines zweisto-
ckigen Einfamilienhauses mit Doppelgarage zu
schaffen.

Der Aufstellung des groRtenteils aus dem Fla-
chennutzungsplan entwickelten Bebauungs-
plans werden landesplanerische Ziele nicht
entgegen gehalten.

Inwieweit die fir das Vorhaben getroffene
Standortentscheidung von  stadtebaulichen
Uberlegungen getragen ist, muss die Kreisstadt
Homburg im Rahmen ihrer Planungshoheit

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

TOP 19
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49

50

51

52

selbst beurteilen und auch verantworten.

Allerdings wird bereits jetzt darauf hingewiesen,
dass eine Zustimmung zu einer weiteren Aus-
dehnung von Wohnbebauung in stdlicher Rich-
tung entlang der Heidebruchstralke aufgrund
der dort vorhandenen Waldstrukturen in Uber-
lagerung mit dem landesplanerisch festgelegten
Vorranggebiet fur Grundwasserschutz (VW) im
Hinblick auf Ziffer 24 des LEP ,Siedlung“ nicht
in Aussicht gestellt werden kann.

Nach Abschluss des Verfahrens wird um Uber-
lassung eines Exemplars des als Satzung be-
schlossenen Bebauungsplans einschl. Begrin-
dung sowie einer Kopie der ortsiblichen Be-
kanntmachung gebeten.*

MINISTERIUM FUR UMWELT UND
VERBRAUCHERSCHUTZ
Keplerstrale 18

66117 Saarbricken

Stellungnahme befindet sich noch in der Ab-
stimmung

MINISTERIUM FUR WIRTSCHAFT, ARBEIT,
ENERGIE UND VERKEHR

REFERAT E/1

Postfach 10 24 63

66024 Saarbriicken

Schreiben vom 02.06.2021

»ZU der o.a. Bauleitplanung bestehen aus Sicht
des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit, Energie
und Verkehr keine Bedenken.

Soweit noch nicht geschehen, bitte ich im weite-
ren Verfahren zudem das Oberbergamt flr das
Saarland zu beteiligen.”

NABU, NATURSCHUTZBUND
DEUTSCHLAND

LANDESVERBAND SAARLAND E. V.
Antoniusstralte 18

66822 Lebach

Keine Stellungnahme abgegeben

OBERBERGAMT DES SAARLANDES
Am Bergwerk Reden 10
66578 Schiffweiler

Schreiben vom 19.05.2021

TOP 19

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt
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54

55

.nach Prifung der Angelegenheit teilen wir
Ihnen mit, dass gegen die Aufstellung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes ,Wohnbe-
bauung Heidebruchstralle 21“ im Stadltteil
Bruchhof-Sanddorf aus bergbaulicher Sicht kei-
ne Bedenken bestehen.

Wir verzichten auf eine Einsichtnahme in die 6f-
fentlich ausgelegten Planunterlagen.®

ORN OMNIBUSVERKEHR RHEIN-NAHE
GMBH

NIEDERLASSUNG SAARLAND
Bahnhofstralle 56

66663 Merzig

Keine Stellungnahme abgegeben

PFALZKOM GMBH
Koschatplatz 1
67061 Ludwigshafen

Schreiben vom 06.05.2021

»unsere Anlagen sind nicht betroffen. Wir haben
keine Einwande gegentiber lhrer MalRnahme.

Bei Fragen stehe ich lhnen selbstverstandlich
jederzeit gerne zur Verfigung.®

PFALZWERKE NETZ AG
REGIONALNETZ (RN) EXTERNE
PLANUNGEN/KREUZUNGEN
Kurflrstenstralle 29

67061 Ludwigshafen

Schreiben vom 14.06.2021

»im Rahmen unserer friihzeitigen Beteiligung an
dem im Betreff genannten Verfahren geben wir
folgende Stellungnahme ab.

Die mitgeteilte Planung beriihrt Belange unse-
res Aufgaben- und Zustandigkeitsbereiches. Es
bestehen aber keine Bedenken. Wir geben al-
lerdings nachstehende Anregungen und Hin-
weise an Sie weiter und bitten um Berucksichti-
gung.

Im raumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes (Plangebiet) befinden sich derzeitig
nachstehend aufgefliihrte Versorgungseinrich-
tungen:

Ifd. Nr. Versorgungseinrichtungen der Pfalz-
werke Netz AG

1 Richtfunkstrecke F 5009 2,0 m

2 Richtfunkstrecke F 1801 0,7 m

Zur Information ber den Bestand dieser Ver-
sorgungseinrichtungen haben wir als Anlage ei-
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Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Die Hinweise und Auflagen der Pfalzwerke
Netz AG werden an den Vorhabentrager wei-
tergeleitet und als Hinweise in den Textteil des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes aufge-
nommen.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschliefldt, wie dargelegt, die
Hinweise der Pfalzwerke Netz AG, wie folgt in
den Textteil des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes aufzunehmen:

.Pfalzwerke Netz AG

Uber das Plangebiet verlaufen zwei Richt-
funkstrecken der Pfalzwerke Netz AG, die in
der Planzeichnung nicht ausgewiesen sind.
Aufgrund der im Plangebiet indirekt tber die 2
Vollgeschosse festgesetzten maximalen Ge-
baudehoéhen, ist jedoch keine Beeinflussungen
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56

nen aktuellen Planauszug unserer Bestandsdo-
kumentation beigefiigt.

Bereits an dieser Stelle weisen wir aber aus-
dricklich auf folgenden Sachverhalt hin:

Diese Auskunft darf nur fir Planungszwecke
verwendet werden. Vor Baubeginn muss daher
unbedingt eine aktuelle Planauskunft Gber die
Online Planauskunft der Pfalzwerke Netz AG
eingeholt werden, die auf der Webseite der
Pfalzwerke Netz AG - https://www.pfalzwerke-
netz.de/service/kundenservice/online-
planauskunft - zur Verfligung steht.
Vorgenannte Versorgungseinrichtungen beduir-
fen der Berlicksichtigung im Bebauungsplan.
Versorgungseinrichtungen Ifd. Nr. 1 und 2:
Zeichnerische Berlicksichtigung

Diese Versorgungseinrichtungen bedlrfen kei-
ner zeichnerischen Berlcksichtigung in der
Planzeichnung zum Bebauungsplan.

Textliche Berticksichtigung

Zur textlichen Bertcksichtigung der Versor-
gungseinrichtungen Ifd. Nr. 1 und 2 regen wir
an, im Textteil des Bebauungsplanes als
HINWEISE die nachstehend, in Kursivschrift
dargestellten Erganzung, aufzunehmen:

1. Richtfunkstrecke der Pfalzwerke Netz AG
Uber das Plangebiet verlaufen zwei Richt-
funkstrecken der Pfalzwerke Netz AG, die in der
Planzeichnung nicht ausgewiesen sind. Auf-
grund der im Plangebiet indirekt Uber die 2
Vollgeschosse festgesetzten maximalen Ge-
baudehoéhen, ist jedoch keine Beeinflussungen
zu erwarten. Hoher hinausgehende Einrichtun-
gen, auch wenn diese zeitlich nur begrenzt auf-
gestellt werden sollten, bedirfen im Einzelfall
der vorherigen Prifung, ob sich hierdurch eine
Beeinflussung der Richtfunkstrecken ergibt so-
wie der Zustimmung zur Errichtung durch den
Betreiber der Richtfunkstrecke.

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren
und Mitteilung, inwieweit aufgrund unserer ge-
aullerten Anregungen eine Anpassung der Un-
terlagen zum Entwurf des Bebauungsplanes
vorgenommen wird.

Weiterhin bitten wir Sie, nach dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplanes, um Zusendung
der rechtskraftig gewordenen Unterlagen, aus-
schlieBlich zur Verwendung in unserem Unter-
nehmen. Hierfir bedanken wir uns bei lhnen
bereits im Voraus.*

PLEDOC GMBH
Postfach 120255
45321 Essen

Schreiben vom 06.05.2021

~Wir beziehen uns auf lhre 0.g. Manahme und
teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns verwaltete
Versorgungsanlagen der nachstehend aufge-
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zu erwarten. Hoher hinausgehende Einrich-
tungen, auch wenn diese zeitlich nur begrenzt
aufgestellt werden sollten, bedirfen im Einzel-
fall der vorherigen Prifung, ob sich hierdurch
eine Beeinflussung der Richtfunkstrecken
ergibt sowie der Zustimmung zur Errichtung
durch den Betreiber der Richtfunkstrecke. Vor
Baubeginn muss daher unbedingt eine aktuel-
le Planauskunft tUber die Online Planauskunft
der Pfalzwerke Netz AG eingeholt werden.*

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich
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58

59

60

fuhrten Eigentimer bzw. Betreiber von der ge-
planten MaRnahme nicht betroffen werden:

*  OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen

» Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen

* Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netz-
gebiet Nordbayern, Schwaig bei Niirnberg

»  Mittel-Europaische Gasleitungsgesellschaft
mbH (MEGAL), Essen

* Mittelrheinische Erdgastransportleitungsge-
sellschaft mbH (METG), Essen

* Nordrheinische Erdgastransportleitungsge-
sellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund
 Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH
(TENP), Essen

* GasLINE Telekommunikationsnetzgesell-
schaft deutscher Gasversorgungsunternehmen
mbH & Co. KG, Straelen (hier Solotrassen in
Zustandigkeit der PLEdoc GmbH)

Mafgeblich fir unsere Auskunft ist der im
Ubersichtsplan markierte Bereich.

Dort dargestellte Leitungsverlaufe dienen nur
zur groben Ubersicht.

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung
des Projektbereichs bedarf immer einer erneu-
ten Abstimmung mit uns.”

POLIZEIINSPEKTION HOMBURG
Eisenbahnstralte 40
66424 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

RAG MONTAN IMMOBILIEN GMBH
HERRN JURGEN MAURER
Provinzialstralie 1

66806 Ensdorf

Keine Stellungnahme abgegeben

SAARFORST LANDESBETRIEB
GESCHAFTSBEREICH 3

Im Klingelflof}

66571 Eppelborn

Keine Stellungnahme abgegeben

SAARLANDISCHER RUNDFUNK
FUNKHAUS HALBERG
66100 Saarbriicken

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

TOP 19
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62

63

64

65

Keine Stellungnahme abgegeben

SAARPFALZ-KREIS
GESUNDHEITSAMT
Am Forum 1

66424 Homburg

Schreiben vom 17.05.2021

,mit Schreiben vom 06.05.2021 wurde uns die
Gelegenheit zur Stellungnahme nach §4 Abs. 2
BauGB gegeben.

Von Seiten des Gesundheitsamtes bestehen
derzeit keine Bedenken gegen die Aufstellung
der vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
~Wohnbebauung Heidebruchstrasse 21 Vorha-
ben- und Erschliefungsplan.*

SAARPFALZ-KREIS
KREISSCHULAMT
Postfach 15 50
66406 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

SAARPFALZ-KREIS
JUGENDAMT
Postfach 15 50
66406 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

SAARPFALZ-KREIS

AMT FUR PLANUNG UND
REGIONALENTWICKLUNG
Postfach 1550

66406 Homburg

Keine Stellungnahme abgegeben

SAARVV
Hohenzollernstralte 8
66333 Volklingen

Keine Stellungnahme abgegeben

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

TOP 19
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67

68

69

70

7

SAARWALD-VEREIN E. V.
Prof.-Notton-Strale 5
66740 Saarlouis

Schreiben vom 17.05.2021

,Der LV-Saarwald-Verein e.V. hat keine Ein-
wande zu diesem Vorhaben.*”

SCHUTZGEMEINSCHAFT DEUTSCHER
WALD

LANDESVERBAND SAARLAND E. V.
Antoniusstral’e 18

66822 Lebach

Keine Stellungnahme abgegeben

STADT BEXBACH

HERRN BURGERMEISTER
Rathausstralte 68

66450 Bexbach

Keine Stellungnahme abgegeben

STADT BLIESKASTEL
HERRN BURGERMEISTER
Paradeplatz 5

66440 Blieskastel

Keine Stellungnahme abgegeben

STADTVERWALTUNG ZWEIBRUCKEN
Herzogstrale 1
66482 Zweibriicken

Schreiben vom 10.05.2021

»mit Schreiben vom 06.05.2021 haben Sie uns
im Rahmen des oben genannten Bebauungs-
planverfahrens beteiligt.

Die Stadt Zweibricken nimmt wie folgt Stellung:
Die Belange der Stadt Zweibrlcken sind durch

oben genannte Planung nicht berthrt.*

STADTWERKE HOMBURG GMBH
Lessingstrtalle 3
66424 Homburg

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich
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73

74

75

Schreiben vom 17.05.2021

,die Stadtwerke Homburg GmbH hat keine Ein-
wande oder Bedenken zu o. g. Bebauungs-
plan.”

STEAG NEW ENERGIES GMBH
PT-P/ZENTRALE PLANAUSKUNFT
St. Johanner Straflte 101-105

66115 Saarbriicken

Schreiben vom 06.05.2021

.,die STEAG New Energies GmbH ist von den
genannten Planungen nicht betroffen, insbe-
sondere sind in dem von Ihnen gekennzeichne-
ten Planbereich keine Versorgungsleitungen
unserer Zustandigkeit vorhanden.

Zentrale Planauskunft fiir die Fernwarme-
Verbund Saar GmbH und die STEAG New
Energies GmbH.*

TELEFONICA GERMANY GMBH & CO. OHG
RheinstralRe 15
14513 Teltow

Schreiben vom 02.06.2021

,die Uberpriifung lhres Anliegens ergab, dass
keine Belange von Seiten der Telefénica Ger-
many GmbH & Co. OHG zu erwarten sind.

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beige-
fugt zur E-Mail ein digitales Bild. Das Plangebiet
ist im Bild mit einer dicken roten Linie einge-
zeichnet.

Sollten sich noch Anderungen der Planung /
Planungsflachen ergeben, so wirden wir Sie
bitten uns die geanderten Unterlagen zur Ver-
fligung zu stellen, damit eine erneute Uberpri-
fung erfolgen kann.

Bei Fragen, stehe ich lhnen gerne zur Verfi-

gung.”

VERBAND DER GARTENBAUVEREINE
SAAR-PFALZ E.V.

Huttersdorfer Stral3e 29

66839 Schmelz

Keine Stellungnahme abgegeben

VERBANDSGEMEINDE BRUCHMUHLBACH-
MIESAU
Am Rathaus 2

TOP 19

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich
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76

77

78

66892 Bruchmiihlbach-Miesau

Keine Stellungnahme abgegeben

VERBANDSGEMEINDE OBERES GLANTAL
HERRN BURGERMEISTER

RathausstralRe 14

66914 Waldmohr

Schreiben vom 11.05.2021

Lwir nehmen Bezug auf |hre E-Mail vom
06.05.2021 und teilen lhnen hiermit mit, dass
wir als Verbandsgemeinde Oberes Glantal kei-
ne Bedenken und Einwande gegen die Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes mit Vorhaben- und ErschlieBungsplan
"Wohnbebauung Heidebruchstralle 21" der
Kreisstadt Homburg, Stadtteil Bruchhof-
Sanddorf erheben.

Des Weiteren teilen wir Ihnen mit, dass auch
die Stadt Waldmohr keine Bedenken und Ein-
wande gegen die Aufstellung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und
ErschlieBungsplan  "Wohnbebauung Heide-
bruchstrale 21" der Kreisstadt Homburg, Stadt-
teil Bruchhof-Sanddorf erhebt.”

VERBANDSGEMEINDE ZWEIBRUCKEN-
LAND

Landauer Stralte 18-20

66482 Zweibriicken

Keine Stellungnahme abgegeben

VODAFONE KABEL DEUTSCHLAND GMBH
NETZINFRASTRUKTUR

Zurmaiener Stralle 175

54292 Trier

Schreiben vom 10.06.2021

,wir bedanken uns fir lhr Schreiben vom
06.05.2021.

Im Planbereich befinden sich Telekommunikati-
onsanlagen unseres Unternehmens, deren La-
ge auf den beiliegenden Bestandsplanen dar-
gestellt ist. Wir weisen darauf hin, dass unsere
Anlagen bei der Bauausfiihrung zu schiitzen
bzw. zu sichern sind, nicht Uberbaut und vor-
handene Uberdeckungen nicht verringert wer-
den durfen.

TOP 19

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Die Hinweise und Auflagen der Vodafone Ka-
bel Deutschland GmbH werden an den Vorha-
bentrager weitergeleitet und als Hinweise in
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan auf-
genommen.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschliefldt, wie dargelegt, die
Hinweise der Vodafone Kabel Deutschland
GmbH, wie folgt in den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan aufzunehmen:
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80

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreima-
chung unserer Telekommunikationsanlagen er-
forderlich werden, bendtigen wir mindestens
drei Monate vor Baubeginn lhren Auftrag an
TFR.Stuttgart. SW@Vodafone.com, um eine
Planung und Bauvorbereitung zu veranlassen
sowie die notwendigen Arbeiten durchfiihren zu
kdnnen.

Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns
ggf. (z.B. bei stadtebaulichen Sanierungsmalf}-
nahmen) die durch den Ersatz oder die Verle-
gung unserer Telekommunikationsanlagen ent-
stehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu er-
statten sind.

Anlagen:
Lageplan(-plane)

Weiterfihrende Dokumente:
Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH
Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland
GmbH

Zeichenerklarung Vodafone GmbH
Zeichenerklarung Vodafone Deutschland GmbH

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach
internen Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu er-
folgt eine Bewertung entsprechend Ihrer Anfra-
ge zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse set-
zen Sie sich bitte mit dem Team Neubaugebiete
in Verbindung:

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland
GmbH

Neubaugebiete KMU

Sudwestpark 15

90449 Nurnberg

Neubaugebiete.de@vodafone.com
Bitte legen Sie einen ErschlieBungsplan des

Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei.*

VSE NET GMBH
Nell-Breuning-Allee 6
66115 Saarbriicken

Keine Stellungnahme abgegeben

VSE VERTEILNETZ GMBH
Heinrich-Bocking-Str. 10-14
66121 Saarbriicken

Schreiben vom 11.05.2021

TOP 19

,Vodafone Kabel Deutschland GmbH

Es wird darauf hingewiesen, dass die Anlagen
bei der Bauausflihrung zu schiitzen bzw. zu si-
chern sind, nicht Uberbaut und vorhandene
Uberdeckungen nicht verringert werden diirfen.
Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreima-
chung der Telekommunikationsanlagen erfor-
derlich werden, bendtigt die Vodafone Kabel
Deutschland GmbH mindestens drei Monate
vor Baubeginn den Auftrag, um eine Planung
und Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die
notwendigen Arbeiten durchfiihren zu kénnen.®

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt
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».gegen die Aufstellung des o. g. vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes bestehen unsererseits
keine Bedenken, da sic innerhalb des Gel-
tungsbereiches keine uns gehérenden Versor-
gungsanlagen befinden.

Fir Rickfragen steht lhnen Herr Stefan Hoff-
mann gerne zur Verfigung.*

WASSERSTRAREN - UND
SCHIFFFAHRTSAMT SAARBRUCKEN
Bismarckstr. 133

66121 Saarbriicken

Keine Stellungnahme abgegeben

WESTNETZ GMBH
DRW-S-LK-TM
Florianstralle 15-21
44139 Dortmund

Keine Stellungnahme abgegeben

WVO WASSERVERSORGUNG OSTSAAR
GMBH

In der Etzwies 6

66564 Ottweiler

Schreiben vom 10.05.2021

zhiermit teilen wir Ihnen mit, dass im Bereich Ih-
rer 0. g. Mallnahme keine Versorgungsleitun-
gen und —anlagen der Wasserversorgung Ost-
saar GmbH und des Zweckverbandes Wasser-
versorgung der Stadt- und Landgemeinden des
Kreises Neunkirchen in Ottweiler vorhanden
sind.

Wir erstatten somit Fehlanzeige.

Fir Ruckfragen stehe ich lhnen gerne zur Ver-
fuigung.”

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

Stellungnahme der Kreisstadt

Kein Beschluss erforderlich

TOP 19
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2021/78/200

offentlich

Beschlussvorlage

200 - Haushaltsangelegenheiten
Bericht erstattet: Ecker, Roland

Genehmigung einer uberplanmaRigen Auszahlung fur
die Sanierung des Barenzwingers

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Haupt- und Finanzausschuss (Vorberatung) 30.06.2021 N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O

Beschlussvorschlag

Fur die Sanierung des Barenzwingers im Bereich des Waldparks des ehemaligen
Schlosses Karlsberg werden uberplanmalige Auszahlungen genehmigt.

Sachverhalt

Im Bereich des Waldparks des ehemaligen Schlosses Karlsberg wurden in der
Vergangenheit durch andere Malinahmentrager bereits das Tosbecken und die
Orangerie saniert und neugestaltet.

FUr die Sanierung und Neugestaltung des Barenzwingers auf diesem Areal hat sich
die Kreisstadt Homburg als zustandiger Malinahmentrager verpflichtet.

Fur das Investitionsprogramm 2018 wurden deshalb schon vorsorglich bereits
150.000 EUR in den Haushalt eingestellt.

Im Investitionsprogramm fur den Haushalt 2021 wurden nochmals 100.000 EUR
eingestellt.

Insgesamt war bislang eine Gegenfinanzierung in Héhe von 195.000 EUR durch das
Land und ggf. den Kreis veranschlagt worden. Der Eigenanteil der Stadt war mit
55.000 EUR einkalkuliert.

Auf Antrag der Stadt hin hat das Land mit Bescheid 03.05.2021 nunmehr eine
Finanzierung fur die Sanierung und Neugestaltung des Barenzwingers — entgegen
der ursprunglichen Planung — Uber das Landesprogramm zur FoOrderung der
offentlichen touristischen Infrastrukturen im Saarland bewilligt.

Dadurch erhéht sich die Forderquote auf 95 v.H. der anerkannten férderfahigen
Kosten.

Mit Antrag der Stadt vom 18.01.2020 wurden die forderfahigen voraussichtlichen
Gesamtkosten auf ca. 351.000 EUR nach oben korrigiert.

Durch die Zusage des Landes ergibt sich daraus ein Zuwendungsbetrag aus
Landesmitteln in HOhe von 333.450 EUR.



Fur die Mallnahme wird — nach Schatzung des zustandigen Fachamtes — mit
Gesamtmallnahmenkosten in Héhe von 365.000 EUR gerechnet. Darin sind auch
zwischenzeitlich eingetretene Preissteigerungen im Baubereich, ein
Sicherheitszuschlag und eine Teilsumme flur ggf. nicht forderfahige
Malnahmenkosten mit einkalkuliert.

Aufgrund des haushaltsrechtlichen Bruttoprinzips sind daher die bisher im
Investitionsprogramm des Haushaltes veranschlagten investiven Finanzansatze
uberplanmafig um 115.000 EUR zu erhdhen.

Die Gegenfinanzierung wird dabei allerdings in voller Hohe durch die bereits erfolgte
Bewilligung des Landeszuschusses sichergestellt.

Aufgrund der nachtraglich erhdhten Foérderquote verringert sich zudem der
einkalkulierte Eigenanteil der Stadt von bislang 55.000 EUR auf nunmehr nur noch
31.550 EUR.

Anlage/n

1 Sanierung u. Neugestaltung Barenzwinger (6ffentlich)
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Ministerium fir
Wirtschaft, Arbeit,

Energie und Verkehr SAAR LAN D

Ministerium furr Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr « Abteilung E: Wirtschafts-/Strukturpolitik

Franz-Josef-Roder-StraBe 17 » 66119 Saarbriicken

Kreisstadt Homburg Referat: E/2-Tourismiispolitik,
.. . . .. Tourismusférderung
Herrn Burgermeister Michael Forster Zeichen:  E/2-TE6r-002-6/2020
Am Forum 5 Bearbeiterin:  Kathrin Grog
earpelterin: atnrin Gro
66424 Homburg Tel.: 0681 501 - 4143
Fax: 0681 501 - 4293
E-Mail: k.gross@wirtschaft.saarland.de
Datum: 03.05.2021

Zuweisungen an Gemeindeverbande/MaflRnahmetrager zur Durchfihrung von
offentlichen Tourismusmafnahmen

Kreisstadt Homburg - Sanierung und Neugestaltung Barenzwinger/Schloss Karlsberg in
Homburg

1. lhr Antrag vom 29.01.2020 (datiert vom 18.01.2020)

2. Unsere Mail vom 25.09.2020

3. lhr Schreiben vom 09.12.2020 (Antrag auf Zustimmung zum vorzeitigen
Malnahmenbeginn)

Anlagen: - Richtlinie flr die Forderung der 6ffentlichen touristischen
Infrastruktureinrichtungen im Saarland vom 14.02.2016, zuletzt gedandert am
05.10.2020
- ANBest-P-GK (Januar 2021)
- BNBest-Bau (Januar 2021)

- Infomaterial Vergabe
- Ubersicht tiber vergebene Auftrige

Sehr geehrter Herr Blirgermeister,

fir das 0. g. FOordervorhaben haben Sie einen Antrag auf Forderung aus Tourismusmitteln
gestellt. Der formale Zuschussantrag vom 18.01.2020 ist am 29.01.2020 in unserem Hause
eingegangen.

Die voraussichtlichen Gesamtkosten belaufen sich auf rd. 351.000,- Euro brutto. Hierauf
Bezug nehmend beantragen Sie einen Zuschuss aus Tourismusmitteln.

Franz-Josef-Rdder-Strale 17 + 66119 Saarbriicken
www.saarland.de
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http://www.saarland.de

Entgegen unserer urspriinglichen Planung, beabsichtigen wir nunmehr, Ihr Vorhaben tber
das Landesprogramm zu finanzieren. Grundlage der Forderung ist die Richtlinie fur die
Forderung der offentlichen touristischen Infrastruktureinrichtungen im Saarland vom
14.02.2016, zuletzt gedndert am 05.10.2020, die wir Ihnen hiermit zur Kenntnisnahme und
Beachtung Ubersenden. Hiemach belduft sich die voraussichtliche Forderung auf 95 v. H.
der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben (= 333.450,- €).

Ebenso libersenden wir Ihnen die Anlagen 3 und 4 zu den VV zu § 44 LHO (ANBest-P-GK;
Allgemeine  Nebenbestimmungen flir Zuwendungen zur Projektforderung an
Gebietskorperschaften sowie die BNBest-Bau; Besondere Baufachliche
Nebenbestimmungen) in den derzeit giiltigen Fassungen. Hierin werden Bedingungen und
Auflagen erldutert, die der Zuwendungsempfanger zu beachten hat.

Wir weisen insbesondere darauf hin, dass gemaf3 Ziffer 3.1 der ANBest-P-GK bei der
Vergabe von Auftragen zur Erflillung des Zuwendungszwecks die nach den einschlagigen
haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Zuwendungsempfangers anzuwendenden
Vergabegrundsitze zu beachten sind. Ein Verstoff gegen die Vergabebestimmungen stellt
einen Auflagenverstof dar, der zur Riickforderung fiihren kann.

Wir Ubersenden Ihnen daher auch das Infoblatt zum Vergaberecht mit der Bitte um
Beachtung. Dieses Infoblatt wurde von der EFRE-Verwaltungsbehdrde in unserem Hause
speziell fiir EU-Fordermaffnahmen entwickelt, gilt aber gleichermafien fir
Landesfordermafinahmen.

Zusitzlich iibersenden wir Thnen die ,Ubersicht iiber vergebene Auftrige” mit der Bitte
diese fortlaufend nach Baufortschritt fiir das Fordervorhaben auszufiillen und
spitestens bei erstmaliger Anforderung der Zuwendung beim Ministerium fiir Wirtschaft,
Arbeit, Energie und Verkehr, Referat E/2, einzureichen.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass gemaf Ziffer 2 der BNBest-Bau
(Anlage 4 der VV zu § 44 LHO) der Zuwendungsempfanger fiir jede Baumafinahme eine
Baurechnung zu fithren hat.

Weiter haben wir Thnen eine aktuelle Ubersicht beigefiigt, die Auskunft iiber die im
Rahmen der Uberpriffung der Einhaltung der Vergabebestimmungen vorzulegenden
Vergabeunterlagen gibt. Exakt nach dieser Aufstellung sind die Unterlagen des
Fordervorhabens zur vergaberechtlichen Uberpriifung des Fordervorhabens spitestens
bei erstmaliger Anforderung der Zuwendung bzw. im Rahmen der Vorlage des
Verwendungsnachweises einzureichen.

Damit Sie mit dem o. g. Vorhaben beginnen kénnen, stimmen wir daher hiermit Ihrem
Antrag auf Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabensbeginn gemaf Ziffer 1.2 ¢ der VWV zu §
44 LHO (VV-P-GK) mit sofortiger Wirkung zu. Sie kénnen unverziiglich mit dem Vorhaben
auf eigenes Risiko beginnen. Durch diese Zustimmung zum vorzeitigen Mafinahmenbeginn
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werden die fur die Durchfiihrung des Investitionsvorhabens erforderlichen Erlaubnisse und
gesetzlichen Genehmigungen weder beruhrt noch ersetzt.

Abschlielend verweisen wir auf lhre Mitteilungspflicht geméaR Ziffer 5 der ANBest-P-GK,
wonach der Zuwendungsempfanger dazu verpflichtet ist, unverzlglich der
Bewilligungsbehdrde anzuzeigen, wenn z. B. der Verwendungszweck oder sonstige fir die
Bewilligung der Zuwendung maligebliche Umstdnde sich &ndern oder wegfallen,
insbesondere wenn Abweichungen von den der Bewilligung zu Grunde liegenden
Bauunterlagen vorgenommen werden sollen.

Die endglltige Festsetzung der Kosten fir das Gesamtvorhaben erfolgt im
Zuwendungsbescheid.

Wir bitten abschlieend um Mitteilung, ob mit dem beantragten Fordervorhaben
Einnahmen erwirtschaftet werden.

Die v. g. Zustimmung steht unter dem Vorbehalt, dass die entsprechenden Haushaltsmittel
zur Verfligung stehen. Gegebenenfalls muss die Kreisstadt Homburg vorubergehend die

Zuschussmittel vor- bzw. zwischenfinanzieren.

Mit freundlichen GriiRRen
Im Auftrag

Dr. Rainefr Schryen
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2021/21/240

offentlich

Beschlussvorlage

240 - Beteiligungswesen
Bericht erstattet: GF Ralf Weber

Konzernabschluss 2016 der HPS GmbH

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Aufsichtsrat HPS GmbH (Vorberatung) 08.06.2021 N
Haupt- und Finanzausschuss (Vorberatung) 30.06.2021 N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O
Gesellschafterversammlung der HPS GmbH 16.07.2021 N
(Entscheidung)

Beschlussvorschlag
Der Konzernabschluss 2016 der HPS GmbH wird beschlossen.
Sachverhalt

Die HPS GmbH erstellt einen Konzernabschluss, in dem alle Tochtergesellschaften
enthalten sind. Dieser hat befreiende Wirkung fur die Stadtwerke Homburg GmbH.
Grundsatzlich hat der Konzernabschluss lediglich eine Informationsfunktion. Eine
befreiende Wirkung fur die Stadtwerke Homburg GmbH kann nur erreicht werden,
wenn der Konzernabschluss von einem Abschlussprifer geprift wird.

Die Bestellung der Dornbach GmbH zum Konzernabschlussprifer flr das
Geschaftsjahr 2016 erfolgte gem. § 318 Abs. 2 Satz 1 HGB auf Empfehlung des
Aufsichtsrates und Beschluss der Gesellschafterversammlung durch die
Geschaftsfuhrung.

Die Prufung wurde im Dezember 2020 abgeschlossen.

Gegenstand der Prufung waren Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang,
Kapitalflussrechnung sowie Eigenkapitalspiegel und Konzernlagebericht.

Gepruft wurden der Konzernabschluss zum Stichtag, der Konsolidierungskreis, die
Ordnungsmalligkeit der in den Konzernabschluss einbezogenen Jahresabschlisse
sowie die vorgenommenen KonsolidierungsmafRnahmen. Die Prufung nach § 316 ff
HGB umfasste die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-,Bewertungs- und
Gliederungsgrundsatze sowie die Wiurdigung der Gesamtdarstellung der
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts.

Die Prufungsgesellschaft hat als abschlieRendes Ergebnis ihrer Prifung einen
uneingeschrankten Bestatigungsvermerk erteilt.

Der Konzernabschluss 2016 wird mit folgenden Betragen festgestellt und gepruft:

Bilanzsumme: 156.443.428,92 €
Summe der Ertrage: 112.197.069,63 €
Summe der Aufwendungen: 111.489.516,77 €

Jahresgewinn: 707.552,86 €
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Zur detaillierten Erlauterung einzelner Positionen sowie der weiteren Feststellungen
der Priufungsgesellschaft wird auf den Priafungsbericht verwiesen, der bei der
Geschaftsleitung eingesehen werden kann bzw. auszugsweise vorliegt.

Anlage/n

1 Konzern HPS GmbH 2016 (nichtoffentlich)
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2021/26/240

offentlich

Beschlussvorlage

240 - Beteiligungswesen
Bericht erstattet: GF Ralf Weber

Abschaffung der Servicezuschlage aller ALT-Linien zur
Tarifreform am 01.07.2021

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Aufsichtsrat HPS GmbH (Vorberatung) 08.06.2021 N
Haupt- und Finanzausschuss (Vorberatung) 30.06.2021 O
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O
Gesellschafterversammlung der HPS GmbH 16.07 2021 N
(Entscheidung)

Beschlussvorschlag

Der AR und der HFA empfehlen dem Stadtrat und der Gesellschafterversammlung
die Abschaffung des Servicezuschlages auf den ALT-Linien ab dem 01.07.2021.

Sachverhalt

Die Servicezuschlage werden bei ALT-Linien pro Fahrgast in Hohe von 0,50 €
erhoben. Dabei ist es egal, ob bereits eine Fahrkarte (in Form von Abo- oder
sonstige Zeitkarten) vorhanden ist oder ob die Fahrkarte vor Ort gekauft wird. Es gibt
allerdings einige Ausnahme, bei denen Fahrgaste keinen Servicezuschlag zahlen
mussen. Des Weiteren ist es laut Taxiunternehmen oft schwierig, den Fahrgasten
darzustellen, wieso Sie einen Servicezuschlag zahlen missen. Die Servicezuschlage
werden vom Unternehmer eingenommen und an die HPS GmbH weitergeleitet. Eine
Prufung der monatlichen Servicezuschlage ist fur die HPS GmbH sehr aufwendig
und steht nicht im Verhaltnis zu den Einnahmen aus dem Servicezuschlag. Da diese
Zuschlage dem  entsprechenden Kostentrager zustehen, mussen die
Servicezuschlage pro Linie separat berechnet werden. Hierbei muss neben der
Uberprifung der Rechnung des Verkehrsunternehmens eine weitere Aufteilung der
Servicezuschlage der einzelnen Linien von der HPS GmbH vorgenommen werden.
Um die gesamten Einnahmen der Servicezuschlage korrekt aufzuteilen, missen die
einzelnen Monatsabrechnungen Uber die Mobilitatsplattform exportiert werden und
uber entsprechende Filterfunktionen die einzelnen Linien herausgefiltert werden.

Neben dem extrem hohen Aufwand den Servicezuschlag fur die einzelnen
Kostentrager zu berechnen, wirde sich im Zuge der Tarifreform zum 01.07.2021
anbieten den Servicezuschlag entfallen zu lassen. So konnten auch ALT Linien
besser beworben werden, Abo- Kunden mussten keine zusatzlichen Kosten tragen
und die ohnehin auch nach der Tarifreform teuren Einzelfahrkarten wirden durch
den ALT Zuschlag nicht verteuert werden

Anlage/n
Keine



2021/86/200

offentlich

Beschlussvorlage

200 - Haushaltsangelegenheiten
Bericht erstattet: Weber Ralf

Betriebskostenzuschuss der Stadt an die Musikschule
Homburg gGmbH fur das Jahr 2021

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Kultur-, Jugend-, Sport- und Sozialausschuss 01.07.2021 N
(Vorberatung)

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)

Beschlussvorschlag

Der Leistung eines Betriebskostenzuschusses der Stadt an die Musikschule
Homburg gGmbH fur das Jahr 2021 in Héhe von 800.000 Euro wird zugestimmt.

Sachverhalt

Im Haushalt der Stadt Homburg ist fur das Haushaltsjohr 2021 fur die
Musikschule Homburg ein Zuschuss in Hohe von 800.000 Euro veranschlagt.

Im Wirtschaftsplan der Musikschule Homburg gGmbH fur das Jahr 2021 ist in der
laufenden Verwaltung ein Betriebskostenzuschuss von Seiten der Kreisstadt
Homburg an die Musikschule Homburg gGmbH in gleicher Hohe eingeplant.

Die Musikschule Homburg gGmbH ist auf den Betriebskostenzuschuss
angewiesen. Er dient vor allem zur Deckung der Personal- und Honorarkosten,
der Bewirtschaftungs- und Unterhaltskosten des Musikschulgebdudes, der Kosten
fur die Geschdaftsbesorgung im Rahmen des Geschdaftsbesorgungsvertrages mit
der Stadt Homburg, der Zinsaufwendungen an das Kreditinstitut sowie der
Aufwendungen fur die bilanziellen Abschreibungen.

Die Auszahlung des Betriebskostenzuschusses soll nach Genehmigung des
Haushalts der Kreisstadt Homburg fur das Jahr 2021 durch das
Landesverwaltungsamt erfolgen.

Anlage/n

TOP 23
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1 Haushalt Stadt Planwerte des Einzelkontos Zuschuss Musikschule

(6ffentlich)
2 Planwerte der Einzelkonten nach Produkten bei der Musikschule Homburg

gGmbH (6ffentlich)
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o reisstadt Homburg (Saa) Planwerte der Einzelkonten nach Produkten
Planjahr: 2021 (alle Werte in EUR)
Ansatz 08.06.2021
AnsatzVJ+ Ansatz Finanzplan Finanzplan Finanzplan
Nachtrag
Konto Bezeichnung | OrgaEinheif Budget 2020 2021 2022 2023 2024
Teilhaushalt Gesamtbudget
Produkt 2.5.05.0100 Musikschule
Ergebniskonten - Aufwendungen
‘ ‘531604 Aufw. flr Zuschuss Musikschule 200 8202 982.350 800.000 775.000 750.000 725.000
‘ Summe Ergebniskonten - Aufwendungen 982.350 800.000 775.000 750.000 725.000
‘ Saldo Ergebniskonten (Ertrage - Aufwendungen) -982.350 - 800.000 - 775.000 - 750.000 - 725.000
Gesamt Ertrag: 0 0 0 0 0
Gesamt Aufwand: 982.350 800.000 775.000 750.000 725.000
Gesamt Saldo Ergebnis: - 982.350 - 800.000 - 775.000 - 750.000 - 725.000
Gesamt Einzahlung: 0 0 0 0 0
Gesamt Auszahlung: 0 0 0 0 0
Gesamt Saldo Finanz: 0 0 0 0 0
Gesamt Einzahlung investiv: 0 0 0 0 0
Gesamt Auszahlung investiv: 0 0 0 0 0
Gesamt Saldo investiv: 0 0 0 0 0

- Seite 1/1 -
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Mandant: Musikschule Homburg gemeinnitzige Gmb

Planjahr: 2021

Planwerte der Einzelkonten nach Produkten
(alle Werte in EUR)
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Ansatz 08.06.2021
AnsatzVJ+ Ansatz Finanzplan Finanzplan Finanzplan
Nachtrag
Konto Bezeichnung | OrgaEinheif Budget 2020 2021 2022 2023 2024
Teilhaushalt Gesamthaushalt
Produkt 2.5.05.3000 Musikschule Homburg gGmbH
Ergebniskonten - Ertrage
414000 | Ertrage Zuweisungen u.Zuschusse Ifd. Zwecke 44 250500 0 0 0 0 0
414100 |Ertrage Zuweisungen Land Ifd. Zwecke 11 8111 33.000 44.000 33.000 33.000 33.000
414201 | Ertrage Zuweisungen Kreis Ifd. Zwecke 44 250500 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000
414203 | Ertrage Zuweisungen Kreis einmalige Zwecke 44 250500 0 0 0 0 0
414500 | Zuschisse v.verbundenen Unternehmen, Beteiligungen u. 44 250500 982.350 800.000 800.000 800.000 800.000
Sondervermdgen
414801 | Ertrage Zuschisse und Spenden 44 8440 0 0 0 0 0
416001 | Ertr. Auflésg.Sonderposten Zuwendgen 220 8204 46.000 46.000 46.000 46.000 46.000
432102 | Ertrdge Benutzungsentgelte 44 250500 230.000 230.000 250.000 270.000 290.000
441101 | Ertrage aus Mieten und Pachten 44 250500 3.000 3.000 3.500 4.000 4.500
441600 | Ertrage aus Eintrittsgelder fur kulturelle Veranstaltungen 44 250500 900 900 900 900 900
442401 | Ertréage von ges. Sozialversicherungen 11 8111 0 0 0 0 0
442501 Ertrage Kostenerstattung von SWH 690 8651 0 0 0 0 0
442600 | Ertrage von sonst. 6ffentl. Bereich 11 8111 1.000 0 0 0 0
442800 | Ertrage von ubrigen Bereichen 44 250500 500 0 0 0 0
452201 | Ertr. aus Sdumniszuschl., Mahngeb. u.&. 220 8204 0 0 0 0 0
452600 | Ertrage Verkauf von Angebotsunterlagen 160 8103 0 0 0 0 0
452705 | Ertrage aus Schadenersatzleistungen 44 250500 0 0 0 0 0
456100 | Auflésung von Ruckstellungen/Altersteilzeit 200 8111 0 0 0 0 0
456130 | Auflésung von Rickstellungen 200 250500 0 0 0 0 0
459000 | Ertrage sonstige aus Ifd. Verw.tat. 44 250500 50 50 50 50 50
471507 | Zinsertrage von Stadt (Einheitskasse) 220 8204 100 100 100 100 100
Summe Ergebniskonten - Ertrage 1.301.900 1.129.050 1.138.550 1.159.050 1.179.550
Ergebniskonten - Aufwendungen
502200 | Aufw. Lohn der tariflich Beschaftigten 11 8111 476.300 416.300 506.000 522.000 522.000
503201 | Aufw. fur Beitrage Versorgk. Beschaftigte 11 8111 37.000 32.400 40.000 41.500 41.500
504200 | Aufw. SozVersicherg.tarifl. Beschéaftigte 11 8111 100.000 89.000 106.500 110.000 110.000
504900 | Aufw. fur Beitrdge SV Sonstige 11 8111 7.500 8.000 8.000 8.000 8.000
505101 | Aufw. an BUG fir Beihilfen Aktive 11 8111 100 100 100 100 100
506100 | Personalnebenaufwendungen 11 8111 100 100 100 100 100
507200 | Zufiihrung zu Rickstellungen fiir Altersteilzeit 200 8111 0 0 0 0 0
509999 | Aufwand Personalkostenverrechnung 11 8111 0 0 0 0 0
522101 | Aufw. fur Energie, Wasser, Abwasser 690 8651 27.000 20.000 20.000 20.000 20.000
523101 | Aufw. fur Unterh. Grdst. u. baul. Anl. 655 8652 20.000 20.000 20.000 20.000 20.000

- Seite 1/3 -



Version: 1

Mandant: Musikschule Homburg gemeinnitzige Gmb

Planjahr: 2021

Planwerte der Einzelkonten nach Produkten
(alle Werte in EUR)
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Ansatz 08.06.2021
AnsatzVJ+ Ansatz Finanzplan Finanzplan Finanzplan
Nachtrag

Konto Bezeichnung | OrgaEinheif Budget 2020 2021 2022 2023 2024

Teilhaushalt Gesamthaushalt

Produkt 2.5.05.3000 Musikschule Homburg gGmbH
523301 | Aufw. fur Bewirtsch.Grdst.u. baul. Anl. 690 8651 36.000 36.000 36.000 36.000 36.000
523605 | Aufw. fur Betriebs- u. Geschaftsausst. 44 250500 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000
525502 | Aufw. Kostenerstattung an Stadt 200 8202 235.000 200.000 200.000 200.000 200.000
525801 | Aufw. Erstattg an tbrige Bereiche/Kooperationen 44 250500 0 0 0 0 0
529001 | Aufwand fur Honorare 44 250500 60.000 65.000 60.000 60.000 60.000
529002 | Aufw. fur Gagen und Honorare aus Eintrittsgelder 44 250500 900 900 900 900 900
529903 | Aufw. fir Auftritte und Veranstaltungen 44 250500 3.000 1.000 1.000 1.000 1.000
529904 | Aufw. fir Leistungen aus Spenden und Zuschissen 44 8440 0 0 0 0 0
551201 | Aufw. fur Aus- u. Fortbildung,Umschulg. 11 8111 2.000 1.000 1.000 1.000 1.000
551302 | Aufw. f. Reisekostenerstattungen 11 8111 500 500 500 500 500
552101 | Aufw. fir Mieten, Pachten, Erbbauzinsen 44 250500 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000
552131 | Aufw. fur Anmieten von bewegl. Gegenst. 44 250500 100 100 100 100 100
552501 | Sachverstand.-,Gerichts- u.ahnl.Aufw. 655 8652 0 0 0 0 0
552502 | Aufw. Bilanzerstellung, Jahresabschluss 220 8204 6.200 6.200 6.200 6.200 6.200
553101 | Aufw. fur Buro/GeschMaterial 160 8103 1.300 1.300 1.300 1.300 1.300
553311 | Aufw. fir Porto und Versand 160 8103 0 0 0 0 0
553404 | Aufw. fur Telekommunikation, Telef./Handy 690 8651 1.500 1.500 1.500 1.500 1.500
553501 | Aufw. fir 6ffentl. Bekanntmachungen u. &. 11 8111 0 0 0 0 0
553601 | Aufw. fir Offentlichkeitsarbeit 44 250500 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000
553702 | Aufw. flir Burgschaftsentgelt 44 8202 14.000 14.000 14.000 14.000 14.000
553911 | Aufw. fur sonstige Geschéftskosten 44 250500 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000
554111 | Aufw. fur Geb&audeversicherung 690 8651 2.600 2.600 2.700 2.700 2.700
554133 | Aufw. fur Haftpflichtversicherungen 100 8101 0 0 0 0 0
554144 | Aufw. fur Unfallversicherungen 100 8101 2.300 3.500 3.500 3.500 3.500
554203 | Aufw. fir Mitgliedsbeitr., Verbénde u.a. 160 8103 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600
555400 | AuBerord. Abschreib. (Niederschl.Erlass) 220 250500 0 0 0 0 0
555600 | Zufihrungen zu Rickstellungen, soweit nicht unter anderen 200 250500 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000

Aufwendungen erfassbar
561503 | Aufw. Zinsen an Stadt Hbg 200 250500 0 0 0 0 0
561507 | Zinsaufw. an Stadt (Einheitskasse) 220 8204 400 300 200 200 200
561701 | Aufw. fir Zinszahlg an Kreditinstitute 200 8202 74.500 43.000 42.000 41.000 40.000
574147 | Aufw. f. Abschr. bebaute Grundstiicke 220 8204 145.000 145.000 145.000 145.000 145.000
578306 | Aufw. f. Abschr. Betriebs- u. Geschéaftsausstattung 220 8204 13.000 13.000 14.000 14.000 14.000
578441 | Abschreibungen auf GWG 220 250500 8.000 8.000 9.000 9.000 9.000
Summe Ergebniskonten - Aufwendungen 1.301.900 1.156.400 1.267.200 1.287.200 1.286.200
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Planjahr: 2021 (alle Werte in EUR)

Ansatz 08.06.2021
AnsatzVJ+ Ansatz Finanzplan Finanzplan Finanzplan
Nachtrag

Konto Bezeichnung | OrgaEinheif Budget 2020 2021 2022 2023 2024
Teilhaushalt Gesamthaushalt

Produkt 2.5.05.3000 Musikschule Homburg gGmbH

Saldo Ergebniskonten (Ertrage - Aufwendungen) 0 -27.350 - 128.650 -128.150 - 106.650

Gesamt Ertrag: 1.301.900 1.129.050 1.138.550 1.159.050 1.179.550
Gesamt Aufwand: 1.301.900 1.156.400 1.267.200 1.287.200 1.286.200
Gesamt Saldo Ergebnis: 0 - 27.350 -128.650 -128.150 - 106.650
Gesamt Einzahlung: 0 0 0 0 0
Gesamt Auszahlung: 0 0 0 0 0
Gesamt Saldo Finanz: 0 0 0 0 0
Gesamt Einzahlung investiv: 0 0 0 0 0
Gesamt Auszahlung investiv: 0 0 0 0 0
Gesamt Saldo investiv: 0 0 0 0 0

- Seite 3/3 -




2021/98/20-01

offentlich

Beschlussvorlage

20 - Kdmmerei

Bericht erstattet: Dipl.-Kfm. Ralf Weber

Offnungsperspektiven des KOI auf Grund fallender
Inzidenzien

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)

Beschlussvorschlag

Die Stadt beauftragt die Wasserwelt Homburg mit der Offnung des ganzen
Bades zum Ferienbeginn und sichert die Ubernahme der Mehrkosten durch die
HBG zu.

Sachverhalt

Inzwischen wurde das Freibad wie vom Aufsichtsrat gefordert gedffnet. Der
Aufsichtsrat beauftragte die Geschéftsfilhrung der Badergesellschaft, die Offnung
der Schwimmhalle zum 1.8.2021 zu prifen und den Stadtrat in die
Entscheidungsfindung einzubeziehen.

Dies wurde im Haupt- und Finanzausschuss (HFA) am 30.06.2021 vorgestellt.
Der HFA spricht eine einstimmige Empfehlung aus, die Schwimmhalle bereits zum
Ferienbeginn zu 6ffnen. Der Kdmmerer der Stadt wurde beauftragt, kurzfristig die
Umsetzbarkeit mit der Wasserwelt zu prufen. Herr Weisenburger sagte zu, alles
dafir zu tun und dann aber auch die Sauna ohne Mehrkosten fir die Stadt, zu
diesem Termin zu 6ffnen. Pandemiebedingt kdnnen zur Zeit ca. 100 Personen in
die Sauna.

Aus den Erfahrungen im letzten Jahr und in enger Abstimmung mit der
Wasserwelt wird davon ausgegangen, dass der Betriebskostenzuschuss der
Bdadergesellschaft nicht Uber 660 T€ steigen wird. Wie in der Vergangenheit
bewdhrt, wird die Dornbach GmbH aus Saarbricken die Hohe des
Zuschussbedarfes am Ende des Jahres Uberprufen und den Gremien berichten.

Anlage/n
Keine
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2021/06/20

offentlich

Beschlussvorlage

20 - Kdmmerei

Bericht erstattet: Weber Ralf

Erhohung des Zuschusses an die Wirtschaftsforderung

Homburg GmbH
Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N
Haupt- und Finanzausschuss (Vorberatung) 30.06.2021 N
Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 O

Beschlussvorschlag

Der im Haushalt 2021 eingestellte Zuschuss an die Wirtschaftsforderung
Homburg GmbH in Héhe von 20.000 Euro wird auf 50.000 Euro erhoht.

Sachverhalt

Das Projekt Wasserstofftankstelle Homburg wird von der Wirtschaftsforderung
Homburg GmbH begleitet. Hierzu hat die Wirtschaftsforderung Homburg GmbH
einen Beratervertrag zur Prozesssteuerung mit einem externen Berater
abgeschlossen, der im Juni 2021 auslduft. In der Aufsichtsratssitzung der
Wirtschaftsforderung Homburg GmbH am 21.06.2021 wird voraussichtlich die
Verldngerung des Beratervertrages beschlossen. Zur Finanzierung des
Beratervertrages bendtigt die Wirtschaftsforderung Homburg GmbH zusatzliche
Mittel.

Um die Weiterfuhrung des Projektes ohne Unterbrechung zu gewdbhrleisen, ist es
erforderlich, den im Haushalt 2021 eingestellten Zuschuss in Hohe von 20.000
Euro um 30.000,- Euro auf 50.000,- Euro zu erhdhen.

Anlage/n
Keine
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2021/1221/100

offentlich

Beschlussvorlage

100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: Frau Puchner

Bildung einer Kommission zur Vorbereitung etwaiger
Nachgenehmigungen gem. § 36 Abs. 2 KSVG

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 0

Beschlussvorschlag

a) Eine Kommission zur Vorbereitung etwaiger Nachgenehmigungen gem. § 36
Abs. 2 KSVG wird gebildet.

b) Die Zahl der Mitglieder der Kommission wird festgesetzt.

c) Die Fraktionen benennen ihre Vertreter.

Sachverhalt

Der Rechnungsprifungsausschuss hat in seiner Sitzung am 08.07.2021 die
Verwaltung beauftragt, eine Kommission zur Vorbereitung etwaiger
Nachgenehmigungen gem. § 36 Abs. 2 KSVG zu bilden.

Die Arbeit der Kommission aus der letzten Amtszeit des Stadtrates soll
fortgesetzt werden.

Anlage/n
Keine

TOP 26



2021/1219/610

offentlich

Beschlussvorlage

610 - Stadtplanung / Bauordnung
Bericht erstattet: Banowitz, Michael

Aufstellung von zwei Containeranlagen an der Luitpold
Grundschule; Gemarkung Erbach-Reiskirchen

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 0

Beschlussvorschlag
Das gemeindliche Einvernehmen zum Bauvorhaben wird erteilt.
Sachverhalt

Wegen dringendem Klassensaalbedarf sind bei der Luitpold Grundschule zwei
Containeranlagen (fur zwei Klassen) auf dem Schulgeldnde zu errichten.

Planungsrechtliche / staddtebauliche Beurteilung:

Der Standort ist nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, weshalb sich
die Zuldssigkeit nach §34 BauGB (unbeplanter Innenbereich) richtet. Die
Umgebungsbebauung ist u.a. durch die Grundschule selbst gepragt, wodurch sich
die Container in Art und MalR der baulichen Nutzung, der uUberbaubaren
Grundstucksflache sowie der Bauweise in die Eigenart der ndheren Umgebung
einfugen.

Anlage/n
1 System-Ansicht (6ffentlich)

2 System-Grundriss (6ffentlich)
3 Lageplan (6ffentlich)
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2021/1222/610

offentlich

Beschlussvorlage

610 - Stadtplanung / Bauordnung
Bericht erstattet: Banowitz, Michael

Aufstellung von zwei Containeranlagen an der
Grundschule Bruchhof; Germarkung Bruchhof-Sanddorf

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 15.07.2021 o)

Beschlussvorschlag
Das gemeindliche Einvernehmen zum Bauvorhaben wird erteilt.
Sachverhalt

Wegen dringendem Klassensaalbedarf sind bei der Grundschule Bruchhof zwei
Containeranlagen (fur zwei Klassen) auf dem Schulgeldnde zu errichten.

Planungsrechtliche / staddtebauliche Beurteilung:

Der Standort ist nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, weshalb sich
die Zuldssigkeit nach §34 BauGB (unbeplanter Innenbereich) richtet. Die
Umgebungsbebauung ist u.a. durch die Grundschule selbst gepragt, wodurch sich
die Container in Art und MalR der baulichen Nutzung, der uUberbaubaren
Grundstucksflache sowie der Bauweise in die Eigenart der ndheren Umgebung
einfugen.

Anlage/n

1 System-Ansicht (6ffentlich)
2 System-Grundriss (6ffentlich)
3 Lageplan (6ffentlich)
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offentlich

Beschlussvorlage

200 - Haushaltsangelegenheiten

Bericht erstattet: Bral3, Michael und Emser, Michael

Genehmigung einer auf3erplanmafligen Auszahlung fur
die Digitalisierung des Stadtarchivs

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 09.09.2021 0

Beschlussvorschlag

Fur die Digitalisierung des Stadtarchivs werden auf3erplanmaf3ige Auszahlungen
genehmigt.

Sachverhalt

Das Stadtarchiv. Homburg hat sich um eine Foérderung im Rahmen des
Programmes ,, WissensWandel. Digitalprogramm fur Bibliotheken und Archive
innerhalb von NEUSTART KULTUR® beim Beauftragten der Bundesregierung fur
Kultur und Medien (BKM) beworben.

Im Rahmen der geplanten Digitalisierung sollen damit die 300 Ausgaben
(120.000 Seiten) der ,Homburger Zeitung“ aus 40 Jahrgdngen (1899 — 1942)
archiviert und von Fraktur-Schrift in moderne Schrift umgewandelt werden.

Die Digitalisate sollen so auf einem Server/Cloud-Speicher den Besuchern des
Stadtarchivs Homburg fur Recherchen an zwei digitalen Besucherplatzen zur
Verfugung gestellt werden.

Die Digitalisate sollen ebenfalls auch online Uber die Homepage der Stadt
einsehbar sein.

Der BKM hat mit Bescheid vom 01.07.2021 die Foérderung der MafRnahme
zugesagt. In der Folge wurde am 03.08.2021 ein Fordervertrag geschlossen.

Die Gesamtkosten der Mal3nahme betragen ca. 65.000,00 EUR.
Die Forderquote betragt ca. 90 v.H. und finanziert die Gesamtmalnahme damit in
Hoéhe von 58.360,00 EUR (Hochstbetrag) ausweislich des Fordervertrages gegen.

Der von der Stadt zu erbringende Eigenanteil belduft sich damit in Hohe von
6.640,00 EUR.
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Bislang war die Maf3nahme ,Digitalisierung Stadtarchiv* im Investitionsprogramm
des Haushaltes 2021 noch nicht aufgenommen worden. Insoweit waren im
Investitionshaushalt 2021 - die Genehmigung des Haushaltes der Stadt wurde
am 24.04.2021 durch das Landesverwaltungsamt genehmigt - auch keine
Finanzansatze ausgewiesen.

Im  Rahmen des Bruttoprinzips sind daher zur Durchfihrung der
InvestitionsmalRnahme aul3erplanmdalig investive Auszahlungen in Hohe von
65.000,00 EUR nachtraglich auszuweisen und zu genehmigen.

Die Gegenfinanzierung erfolgt — wie vor dargestellt — durch auBBerplanmafige
Einzahlungen aus Investitionszuweisungen des Bundes in Hohe von 58.360,00
EUR einerseits und UberplanmdRige  Mehreinzahlungen aus  den
Investitionszuweisungen nach § 11 SPaktG andererseits, die im Haushalt 2021
pauschal zundchst nur in Hohe von 600.000,00 EUR ausgewiesen wurden, nach
Bescheid vom 28.07.2021 tatsachlich aber insgesamt 623.633,00 EUR betragen.

Anlage/n
1 Fordervertrag_2 fach unterzeichnet_2021 08 06_per Post verschickt an

dbv_2021 08 09 (2) (6ffentlich)
2 Zuweisungsbescheid SPaktG 28072021 (6ffentlich)
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Zuwendungsvertrag

zur Weiterleitung einer Zuwendung nach VV Nr. 12 zu § 44
Bundeshaushaltsordnung (BHO)

aus Mitteln der

Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien (BKM)

Finanzierung im Rahmen von

.WissensWandel. Digitalprogramm fur Bibliotheken und Archive innerhalb von
‘ NEUSTART KULTUR"

fur Zuwendungen auf Ausgabenbasis
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Inhaltsverzeichnis

Anlagen

Praambel
§ 1 Aufgabenstellung / Inhalte des Teilvorhabens
§ 2 Bewilligungszeitraum
§ 3 Finanzierungsart und Hohe der Zuwendung
§ 4 Kindigung
§ 5 Anforderung und Verwendung der Zuwendung
§ 6 Riicktritt und Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
§ 7 Vertragsbestandteile, sonstige Vereinbarungen
§ 8 Vertragsdanderungen und -ergdanzungen
§ 9 Giiltigkeitsvorbehalt
§ 10 Gerichtsstand
§ 11 Inkrafttreten

Anlagen

* Anlage A Online-Antrag

» Anlage B Muster Inventarverzeichnis (gemaB Nr. 4.2. ANBest-P)

» Anlage C Muster Belegliste als Anlage zum Verwendungsnachweis

» Anlage D Allgemeine Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung
(ANBest-P/2019)

Praambel

Das Forderprogramm ,WissensWandel. Digitalprogramm fiir Bibliotheken und Archive
innerhalb von Neustart Kultur” ist Teil des Programms ,NEUSTART KULTUR" der Beauftragten
der Bundesregierung far Kultur und Medien (BKM). Mit dem Programm sollen Bibliotheken und
Archive dabei unterstiitzt werden, den Zugang zu ihren umfangreichen Angeboten und Bestanden
zukanftig auch unabhangig von einer Nutzung vor Ort in deutlich groBerem Umfang als bisher zu
sichern, neuartige (digitale) Formate der Wissens- und Informationsvermittiung zu entwickeln und ein
nachhaltiges hybrides Angebotsportfolio mit einer Kombination aus digitalen und analogen Services
dauerhaft und flachendeckend zu etablieren.

Mit dem Zuwendungsbescheid vom 18.11.2020 hat das Bundesverwaltungsamt als
Bewilligungsbehérde den Deutschen Bibliotheksverband e.V. (dbv), Fritschestrafe 27-28,
10585 Berlin, mit der Umsetzung des Forderprogramms beauftragt.

Damit einhergehend wurde dem dbv die Erméachtigung erteilt, im Rahmen des verfigbaren Budgets
einen Teil der Zuwendung aus Haushaltsmitteln der Beauftragten der Bundesregierung fur Kultur und
Medien an Bibliotheken, Archive und Organisationen, die im Bibliotheks- und Archivbereich flr die
Aus- und Weiterbildung zustandig sind, weiterzuleiten sowie die hierzu erforderlichen
Rechtshandlungen selbststandig vorzunehmen (Weiterleitung i.S. von Nr. 12 der
Verwaltungsvorschriften zu § 44 Bundeshaushaltsordnung - BHO).

TOP 29



TOP 29

Auf dieser Grundlage schlieBen
der Erstempfanger der Zuwendung (Erstzuwendungsempfanger [EZE])

Deutscher Bibliotheksverband e.V. (dbv)
Bundesgeschaftsstelle

FritschestraBe 27-28

10585 Berlin

und
der/die Letztempfanger*in der Zuwendung (Letztzuwendungsempfinger [LZE])

Stadtarchiv Homburg

Michael Forster
c/o Rathaus Homburg, Am Forum 5
66424 Homburg

unter dem Férderkennzeichen dbv-WW-20/21-0352 folgenden Zuwendungsvertrag:

§1
Aufgabenstellung / Inhalte des Teilvorhabens
(1) Der Letztzuwendungsempfanger fihrt unter der Kurzbezeichnung/dem Titel
Das digitale Stadtarchiv Homburg - Digitalisierung und Verschlagwortung von
Archivgut und Zeitungsbestianden
die in seinem Online-Antrag vom 16.11.2020 (Anlage A) nach Art und Umfang im Einzelnen
beschriebene/n Manahme/n im Rahmen des Programms ,WissensWandel. Digitalprogram fir
Bibliotheken und Archive innerhalb von Neustart Kultur” durch.

(2) Der Vertragsschluss erfolgt vorbehaltlich der Einhaltung der Fordergrundsatze zum
Forderprogramm NEUSTART KULTUR. ,WissensWandel. Digitalprogramm fir Bibliotheken und
Archive innerhalb von Neustart Kultur”.

§2

Bewilligungszeitraum
(1) Der Bewilligungszeitraum erstreckt sich vom 03.08.2021 (Datum Projektbeginn) bis 31.07.2022
(Datum Projektende)

(2) Lediglich Ausgaben, deren Zahlungsdatum und Zahlungsgrund in dem genannten Zeitraum liegt,
dirfen grundsatzlich aus der Zuwendung fir das Projekt beglichen werden.

§3
Finanzierungsart und Héhe der Zuwendung
(1) Die Zuwendung zur Projektférderung wird als Festbetragsfinanzierung gewahrt und ist nicht
rickzahlbar. Zu Lasten der Zuwendung kénnen die zuwendungsfahigen Ausgaben bis maximal 90
Prozent der Gesamtkosten bis zum Hochstbhetrag abgerechnet werden.

Der Hochstbetrag der Zuwendung betragt: 58.360,00 Euro

(in Worten: achtundfiinfzigtausend dreihundertsechzig Euro null Cent).

(2) Es wird davon ausgegangen, dass die Zuwendung nach folgendem Zahlungsplan auszuzahlen ist:

45.233,50 Euro im Haushaltsjahr 2021 (brutto)
13.126,50 Euro im Haushaltsjahr 2022 (brutto)



Sollte sich der Mittelbedarf zeitlich verschieben, so hat der Letztzuwendungsempfanger dieses
dem Erstzuwendungsempfanger unverziglich mitzuteilen.

(3) Die Zuwendung ist zweckgebunden; sie darf nur fir das in & 1 bezeichnete Vorhaben
entsprechend des Online-Antrags des Letztzuwendungsempféangers verwendet werden.

(4) Es ist eine Beteiligung durch bare Eigen- und/oder Drittmittel in Hohe von mindestens 10% der
zuwendungsfahigen Ausgaben aufzubringen.

(5) Die Zuwendung kann nur bis zum 15.11. eines Haushaltsjahres ausgezahit werden.

(6) Projektausgaben, die tiber den in § 1 (1) genannten Beitrag hinausgehen, gehen zu Lasten des
Letztempfangers.

(7) Die Forderung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Gesamtfinanzierung des Vorhabens
gesichert bleibt.

§4
Kiindigung
(1) Der Erstzuwendungsempfanger und der Letztzuwendungsempfanger sind jederzeit aus wichtigem
Grund zur Kindigung des Vertrages berechtigt. Eine ordentliche Kindigung des Foérdervertrages
ist ausgeschlossen. Der Vertrag endet mit der Mitteilung des Ergebnisses der
Verwendungsnachweisprifung.

(2) Ein wichtiger Grund ist insbesondere gegeben, wenn die Voraussetzungen fur den
Vertragsabschluss nachtraglich entfallen sind.
(3) Im Falle der Kindigung ist vom Letztzuwendungsempfanger iber das erreichte Projektergebnis

unverziglich ein Sachbericht zu erstellen sowie der Nachweis Uber die entstandenen Ausgaben
zu erbringen. Der Erstzuwendungsempfanger behélt sich vor, weitere Unterlagen anzufordern.

§5
Anforderung und Verwendung der Zuwendung

(1) Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

(2) Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden Einnahmen (insbesondere Zuwendungen,
Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Letztzuwendungsempfangers sind als Deckungsmittel
fur alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden Ausgaben einzusetzen.

(3) Die Auszahlung der Mittel erfolgt durch Abruf auf das bei der ersten Mittelanforderung zu
benennende Projektkonto durch den dbv. Der dbv stellt hierzu ein Formular zur Verfligung.

(4) Der Zuschuss darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als er voraussichtlich
innerhalb von vier Wochen nach Auszahlung fir fallige Zahlungen im Rahmen des
Zuwendungsbescheides bendtigt wird.

(5) Die gewahrten Férdermittel und der Eigenanteil des Zuwendungsempfangers sind als
Deckungsmittel fur alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhédngenden Ausgaben
entsprechend des Finanzplans (Anlage A) einzusetzen. Uber Anderungen im Kostenplan
informieren Sie den dbv. Sollten die Gesamtausgaben niedriger ausfallen als die gewéhrten
Fordermittel, reduziert sich die Férdersumme auf die tatsachlich angefallenen
zuwendungsfahigen Ausgaben.

(6) Eine Weiterleitung der Mittel an Dritte ist ohne schriftliche Zustimmung des dbv nicht zuléssig.

§6

Ricktritt und Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
(1) Der Erstzuwendungsempféanger ist zum Ruicktritt vom Vertrag aus wichtigem Grund berechtigt
und kann die Erstattung der Zuwendung ganz oder teilweise verlangen, wenn
» die Voraussetzungen fir den Vertrag nachtraglich entfallen sind,

o der Abschluss des Vertrages durch Angaben des Letztempfangers zustande gekommen ist,
die in wesentlicher Hinsicht unrichtig und/oder unvollstandig sind,

« die Zuwendung nicht oder nicht mehr fir den vorgesehenen Zweck verwendet wird,
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(2)

(1)

(2)
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- die Ausgaben sich nachtraglich ermaBigt haben auf einen Betrag, der geringer ist als die
Zuwendung. Dabei reduziert sich der Zuwendungsbetrag um den vollen in Betracht
kommenden Betrag,

o der Letztzuwendungsempfanger den sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen
nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist nachkommt, insbesondere den
vorgeschriebenen Verwendungsnachweis bzw. Mittelanforderung nicht oder nicht rechtzeitig
vorlegt, oder Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfilit.

Werden die Fordermittel nicht innerhalb von vier Wochen nach der Auszahlung zur Erfiillung des
Projektzwecks verwendet, kann der dbv fiir die Zeit von der Auszahlung bis zur
zweckgebundenen Verwendung Zinsen in Héhe von funf Prozent (ber dem Basiszinssatz nach §
247 BGB jahrlich verlangen.

§7
Vertragsbestandteile, sonstige Vereinbarungen
Die Anlagen A - Online-Antrag, B - Muster fir Inventarverzeichnis, C - Muster fir Belegliste, D -
Allgemeine Nebenbestimmungen fiur Zuwendungen zur Projektférderung vom 13.06.2019 sind
Bestandteile dieses Zuwendungsvertrages.

Es gelten die folgenden Bestimmungen und Hinweise:

Sicherung der Gesamtfinanzierung
Die Gewahrung der Zuwendung setzt voraus, dass die Gesamtfinanzierung des Vorhabens

gesichert bleibt.

Abtretung einer Forderung an Dritte
Die Abtretung einer Forderung aus dem Zuwendungsvertrag an Dritte ist ausgeschlossen.

Honorarvertriage und Personalausgaben

Bei den im Rahmen des Vorhabens vorgesehenen Auftragen auf Honorarbasis ist vertraglich zu
vereinbaren, dass nur die tatsachlich entstandenen zuwendungsfahigen Ausgaben abgerechnet
werden. Laufende Personalausgaben kénnen nicht finanziert werden. Mehrarbeit bzw.
Personalausgaben abhéngig Beschaftigter, die durch die geforderten MaBnahmen zusatzlich
verursacht werden, mussen eindeutig auf der Lohnabrechnung der Beschaftigten ausgewiesen
werden (konkrete Tatigkeiten und zeitlicher Umfang).

Vergabe von Auftragen

Die Vergabe von Auftréagen richtet sich nach dem Vergaberecht in der jeweils geltenden Fassung.
Dabei sind insbesondere die Schwellenwerte und Vergabearten einzuhalten und Auftrage nur an
fachkundige und leistungsfahige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu
wirtschaftlichen Bedingungen zu vergeben. Das Vergabeverfahren ist schriftlich zu
dokumentieren.

Fur Gebietskdrperschaften gilt zuséatzlich: Bei der Vergabe von Auftragen zur Erfiillung des
Zuwendungszwecks sind die nach den einschlagigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen des
Zuwendungsempfangers anzuwendenden Vergabegrundsatze zu beachten.

Inventarisierung und Bindungsfrist beschaffter Gegenstinde

Mit Hilfe der Zuwendung erworbene Gegenstande, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert
800,00 € (ohne Umsatzsteuer) Ubersteigt, sind zu inventarisieren (Anlage B: Muster fir
Inventarverzeichnis gemaB Nr. 4.2. ANBest-P). Eine aktuelle Ausfertigung des
Inventarverzeichnisses mit der jeweiligen Angabe der u. g. Zweckbindungsfrist ist dem
Verwendungsnachweis beizufigen.

Gegenstande, die zur Erfullung des Zuwendungszwecks erworben werden, durfen ohne vorherige
Zustimmung des Erstzuwendungsempfangers vor Ablauf von 10 Jahren (IT-Bereich: 4 Jahre)
weder veraufert noch in andere, dem Zuwendungszweck widersprechender Weise, verwendet
werden. Nach Ablauf der Zweckbindungsfrist ist der Letztzuwendungsempfanger in der



(1

(2)

(3)

Verwendung der Gegenstande frei.

Treten Umstande ein, die eine zweckentsprechende Verwendung nicht mehr erméglichen, ist
vom Erstzuwendungsempfanger eine Entscheidung zur weiteren Verwendung einzuholen. Dabei
sind Zustand und geschatzter Restwert der fraglichen Gegenstande sowie ein Vorschlag zur
weiteren Verwendung mitzuteilen.

Mitteilungspflichten
Der Letztzuwendungsempfanger ist verpflichtet, unverziglich dem Erstzuwendungsempfanger
anzuzeigen, wenn

« er nach Vorlage des Finanzierungsplans - auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises -
weitere Zuwendungen fir denselben Zweck bei anderen &ffentlichen Stellen beantragt oder
von ihnen erhélt oder wenn er ggf. weitere Mittel von Dritten erhalt,

» der Verwendungszweck oder sonstige fir die Bewilligung der Zuwendung mapBgebliche
Umstande sich andern oder wegfallen,

« sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung
nicht zu erreichen ist,

« die angeforderten oder ausgezahlten Betrage nicht innerhalb von vier Wochen nach der
Auszahlung verbraucht werden kdnnen,

» ein Insolvenzverfahren tber sein Vermdgen beantragt oder eroffnet wird.

Anforderung / Auszahlung der Zuwendung

Der Letztzuwendungsempfanger ist verpflichtet, seine Zahlungsabrufe dem
Erstzuwendungsempfanger gegeniiber regelmégig zu tatigen. In den Zahlungsabrufen sind alle
bisher entstandenen Ausgaben einschlieflich der geplanten Ausgaben aufzufiihren. Die
geplanten Ausgaben sind so zu bemessen, dass eine alsbaldige Verwendung (Maximalfrist vier
Wochen) der angeforderten Mittel durch fallige Zahlungen gewahrleistet ist. Auf dieser Basis
erfolgt die Weiterleitung der Zuwendung vom Erstzuwendungsempfanger an den
Letztzuwendungsempfénger.

Mittelanforderungen kénnen jeweils bis zum 15. eines jeden Monats beim
Erstzuwendungsempfanger eingereicht werden. Sobald die Mittel aus der Bundeskasse dem dbv
vorliegen, werden sie an den Letztzuwendungsempfanger iberwiesen.

Nachweis der Verwendung

Die Verwendung der Zuwendung ist dem dbv innerhalb von zwei Monaten nach Erfillung des
Zuwendungszwecks, spatestens jedoch mit Ablauf des zweiten auf den Bewilligungszeitraum
folgenden Monats dem Erstzuwendungsempfanger nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist der
Zuwendungszweck nicht bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfilllt, ist innerhalb von vier
Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres Gber die in diesem Jahr erhaltenen Betrage ein
Zwischennachweis einzureichen. Vorhaben, die bis Ende Marz 2022 abgeschlossen werden,
brauchen keinen Zwischennachweis einzureichen. Fir den Zwischen- und Verwendungsnachweis
stellt der dbv ein digitales Formular zur Verflugung.

Der Zwischennachweis besteht aus einem Zwischenbericht, einem zahlenm&igen Nachweis in
dem Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung im Finanzierungsplan summarisch
zusammenzustellen sind. Eine Belegliste ist beizuftigen.

Der Verwendungsnachweis besteht immer aus einem Sachbericht, der Liste der beschafften
Gegenstande, dem zahlenmafigen Nachweis mit Belegliste, aus den Originalbelegen
(digitalisiert) gemaB Belegliste sowie der Inventarliste und der Vergabedokumentation.
AuBerdem sollen ergdnzend Fotos digital eingereicht werden, die die Umsetzung der finanzierten
MaBnahmen belegen.

(4) Im Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen

(5)

darzustellen und den vorgegebenen Zielen gegeniberzustellen. Im Sachbericht ist auf die
wichtigsten Positionen des zahlenmafigen Nachweises einzugehen. Ferner sind die
Notwendigkeit und Angemessenheit sowie Wirkung der geleisteten Arbeit zu erldutern.

Die Erstellung der Nachweise erfolgt unter Verwendung der vorgegebenen Muster (siehe
Anlagen zum Vertrag: Belegliste als Anlage zum Verwendungsnachweis, Inventarliste). In den
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10.

Beleglisten sind die Einnahmen und Ausgaben nach Position des Finanzierungsplans und in
zeitlicher Reihenfolge getrennt aufzulisten. Tag, Empfanger/Einzahler sowie Grund und
Einzelbetrag jeder Zahlung mussen ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfanger die
Moglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dirfen nur die
Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) bericksichtigt werden.

» Der zahlenméaBige Verwendungsnachweis muss von einem hierzu Befugten rechnerisch
festgestellt sein. Sofern der Letztzuwendungsempfénger Uber eine eigene Prifeinrichtung
(Rechnungsprifungsamt) verfugt, ist der zahlenméaBige Verwendungsnachweis von dieser zu
prifen. Das Ergebnis der Prifung ist auf dem Verwendungsnachweis zu vermerken und zu
bescheinigen.

» Die Belegliste muss zusammen mit den anderen Bestandteilen des Nachweises per Post
eingereicht werden. Die Belege mussen die im Geschéaftsverkehr blichen Angaben und
Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfanger, Grund und Tag
der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenstdnden den Verwendungszweck. AuBerdem
mussen die Belege eine eindeutige MaBnahmenzuordnung enthalten.

« Erganzend zum zahlenméBigen Teil des Verwendungsnachweises sind auch die nicht im
Rahmen dieses Zuwendungsvertrages bezuschussten, sondern vom
Letztzuwendungsempfanger bzw. einem Dritten finanzierten und dem Vorhaben
zuzuordnenden zuwendungsfahigen Ausgaben und ihre Finanzierung nachzuweisen

« Der Letztzuwendungsempfanger hat die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege)
Uber die Einzelzahlungen und die Vertrage (ber die Vergabe von Auftragen sowie alle sonst
mit der Férderung zusammenhangenden Unterlagen funf Jahre nach Vorlage des
Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen
Vorschriften eine langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung kénnen auch
Bild- oder Datentrager verwendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren muss
den Grundsatzen ordnungsmaéBiger Buchfuhrung oder einer in der éffentlichen Verwaltung
allgemein zugelassenen Regelung entsprechen.

Riickzahlung der Zuwendung
Der Erstzuwendungsempfénger ist berechtigt, Zuwendungsbetrage, die auf Anforderung
ausbezahlt werden, kassenmépig vorlaufig zuriickzufordern, wenn sie vom
Letztzuwendungsempfénger nicht zeitgerecht verwendet werden.
Uberzahlungen, die sich nach Abschluss des Vorhabens ergeben, sind vom
Letztzuwendungsempfénger unverziglich und unaufgefordert an den Erstzuwendungsempfanger
unbedingt unter Angabe des Forderkennzeichens auf das Konto des

Deutschen Bibliotheksverband e.V. (dbv)

Berliner Volksbank

IBAN: DE40 1009 0000 5412 6700 29

BIC: BEVODEBB
zu Uberweisen. Die eventuell entstandenen Zinsen in Hohe von fiinf Prozentpunkten (ber dem
Basiszinssatz nach § 247 BGB jahrlich sind ebenfalls auf das vorgenannte Konto des
Erstzuwendungsempféngers unter Angabe des Férderkennzeichens zu Uberweisen.
Dariber hinaus behélt sich der Erstzuwendungsempfanger vor, Mittel unter bestimmten weiteren
Umsténden zurickzufordern. Dies gilt insbesondere in dem Fall, dass Mittel nicht
zweckentsprechend und/oder nicht sparsam und/oder nicht wirtschaftlich verwendet worden
sind.

Veroffentlichungen

MaBnahmen der Offentlichkeitsarbeit sowie Publikationen, z.B. Programmheften, Plakatwanden,
Transparenten sowie bei allen 6ffentlichen AuBerungen, die im Zusammenhang mit dem
geforderten Projekt stehen, sind stets die Logos a) der Beauftragten der Bundesregierung fir
Kultur und Medien, b) des Forderprogramms NEUSTART KULTUR, c¢) des Deutschen
Bibliotheksverbandes sowie d) des Férderprogramms WissensWandel anzufihren.

Die Logos sollten ebenso groB wiedergegeben werden wie das Logo der Einrichtungen. Bei der
Verwendung auf Webseiten sind sie mit folgenden Seiten zu verlinken:

a) www.kulturstaatsministerin.de,

b) https://neustartkultur.de,
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c) www.bibliotheksverband.de sowie

d) www.bibliotheksverband.de/wissenswandel.

Die entsprechenden Dateien werden vom dbv zur Verfigung gestellt. Veréffentlichungen Gber die
in 81 genannten MaBnahmen im Internet sind dem Erstzuwendungsempfanger zu
Dokumentationszwecken mitzuteilen.

11. Datenschutzrechtliche Vereinbarung
Der Letztzuwendungsempféanger erteilt sein Einverstandnis, dass sein Name, Anschrift, Kurzinhalt
der MaBnahme und die Férdersumme an die BKM und andere Stellen fir die Offentlichkeitsarbeit
zum Forderprogramm weitergegeben und veroffentlicht werden.
Soweit personenbezogene Daten von Beschaftigten des Letztzuwendungsempfangers
(Antragstellers), der Ansprechpartner fir die Einzelprojekte oder sonstigen naturlichen Personen
enthalten sind, mussen diese entsprechend der aktuellen Datenschutzrichtlinie informiert und
deren Einverstandnis eingeholt werden.

12. Priifungsrechte
Der Erstzuwendungsempfanger ist berechtigt, Bucher, Belege und sonstige Geschéftsunterlagen
anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch értliche Erhebungen zu prifen. Der
Letztzuwendungsempfanger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die
notwendigen Auskiinfte zu erteilen.
Samtliche Priifungsrechte stehen neben dem Erstzuwendungsempfanger auch der BKM zu. Der
Erstzuwendungsempfanger weist den Letztzuwendungsempfanger ausdrucklich auf das
Prifungsrecht des Bundesrechnungshofs auch beim Letztzuwendungsempfanger hin (§§ 91, 100
BHO).

§8
Alle Anderungen und Ergéanzungen des Zuwendungsvertrages sind nur E:htswirksam, wenn sie
schriftlich vereinbart werden.

§9
Giiltigkeitsvorbehalt
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein, so bleibt die Wirksamkeit des Vertrages im
Ubrigen unberihrt. Die Vertragspartner vereinbaren jedoch die unwirksame Bestimmung durch eine
solche zu ersetzen, die dem mit der unwirksamen Bestimmung verfolgten Zweck moglichst
nahekommt.

§10
Gerichtsstand
Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschiand. Gerichtsstand ist Berlin.

§1
Inkrafttreten
Der Zuwendungsvertrag tritt mit Wirkung vom 03.08.2021 in Kraft.

Berlin, den 03.08.2021 Ho s ‘:»u.ﬁ ,den 06 _©¥ 50>

N Wutk ~ i.\J.QmM —n Y

(Erstzuwendungsempfang (Letztzuwendungsempfanger)
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WissensWandel. Digitalprogramm fiir Bibliotheken und Archive innerhalb
von Neustart Kultur (2020-2021)

Antrag auf Gewahrung einer Bundeszuwendung auf Ausgabenbasis als Letztzuwendungsempfanger

Ihre Referenznummer dbv-WW-20/21-0352 (gestellt am 16.11.2020 17:16 Uhr)

1. Antragstellende Einrichtung

Antragstellende Institution

Rechtsform/Trager

Strafe, Hausnummer
Postleitzahl, Ort

Bundesland

Internetseite

Unterzeichnungsberechtigte*r fir den
Férderantrag (Name, Vorname, Funktion)

Buchfithrungsmethode
Vorsteuerabzugsberechtigt

Ust.IdNr.

Einwohnerzahl der Kommune

Wochenoffnungszeiten oder sonstige
Regelung der 6ffentlichen Zugénglichkeit

Status Leitung der Einrichtung

Vollzeitaquivalente (VZA) der Einrichtung

dbv-Mitglied (Angabe nur zu statistischen
Zwecken)

VdA-Mitglied (Angabe nur zu statistischen
Zwecken)

Stadtarchiv Homburg

Kommunale Tragerschaft

c/o Rathaus Homburg, Am Forum 5
66424 Homburg

Saarland

www.homburg.de und www.stadtarchiv-homburg.de

1. Forster, Michael (Burgermeister)

2. Becker, Christine (Hauptamtliche Beigeordnete)

Doppik

Nein

43.000

Mittwoch: 14.00 - 18.00 Uhr, Donnerstag: 9.00 - 13.00 Uhr und nach
Vereinbarung - ACHTUNG: Coronabedingt nur mit telefonischer
Voranmeldung

hauptamtlich

1,75

Nein

Ja

2./3. Ansprechpartner*in fiir das Projekt und Angaben zum Zahlungsverkehr

2. Ansprechpartner*in fiir das Projekt

Name, Vorname
Funktion

E-Mail-Adresse

Emser, Michael
Leiter Stadtarchiv und Abteilung Denkmalpflege

petra.simon@homburg.de
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06841/ 101 602
Telefon

Mobiltelefon

() Postadresse, falls von der Einrichtung abweichend

3. Angaben zum Zahlungsverkehr

Kontoinhaber Kreis- und Universitatsstadt Homburg
Geldinstitut Kreissparkasse Saarpfalz

IBAN DE34594500101010350450

Ggfs. externe Referenz oder Stadtarchiv - Archivscanner - Wissens Wandel
Buchungskonto

4./5. Beschreibung der Einrichtung und der Digitalisierungsstrategie der Einrichtung

4. Beschreibung der Einrichtung

Das Stadtarchiv Homburg.

Pflege des Geschichtsbewusstseins durch Kulturarbeit. Die Prasenzbibliothek umfasst ca. 2.300 Bénde mit
landeskundlicher Literatur Gber Homburg und die Stadtteile, Flurnamen, das Herzogtum Pfalz-Zweibricken, die
Franzosische Revolution, Geschichte des Hambacher Festes 1832, Bayern, die Pfalz, die Saar-Ruckgliederung, die
Saarindustrie und die Zeitschrift ,Saarpfalz - Blatter fur Geschichte und Volkskunde”.

Weitere Bestande umfassen: Kirchenbiicher (18 Bédnde), Urkunden (65 Exemplare), Personenstandsregister (ca. 380
Exemplare), Amts-, Gesetzesblatter (Napoleonische, Bayerische: ca. 38 Ifd. Meter), Karten/Plane (ca. 300 Exemplare).
Das Pressearchiv beinhaltet 710 Jahrgangsbande aus 34 Zeitschriften. Von besonderer Bedeutung sind die in Homburg
seit 1890 erschienenen Regionalausgaben, die nur in unserem Archiv vorhanden sind.

Die Deposita umfassen:

Gesamtausgabe der Zeitung ,Deutsche Tribine” von 1832

In Homburg/ Saar wirkten die Vormarz-Freiheitskampfer Siebenpfeiffer und Wirth. Sie riskierten ihr Leben fir die
Meinungsfreiheit. Das Stadtarchiv Homburg/ Saar verfligt in dieser Tradition Uber den drittgréBten Zeitungsbestand des
Saarlandes. Darunter befinden sich katholisch (,Die Saarpfalz”) und sozialdemokratisch (,Die Volksstimme”) orientierte
Zeitungen.

Verwaltungsakten des ehemaligen Waisenhauses Homburg (gegr. 1761): 108 Archivschachteln

Gerald Hunze, Journalist (Kunstarchiv im Aufbau).

Das Stadtarchiv Homburg beheimatet ein umfangliches Fotoarchiv und detailreiches Gewerbearchiv.

Homburg war und ist das Bindeglied zwischen Saarland und Rheinlandpfalz sowie dem Nachbarland Frankreich, Homburg
ist Mittelzentrum mit groBem landlichem Raum, mit grenziabergreifendem Einzugsgebiet von bis zu 30 km. Im Zeitraum
von 1899 - 1942 entstanden im Zuge der Industrialisierung die Stadtwerke, erste Infrastrukturen (Gas-, Strom,
Telefonversorgung), das Bahnstreckennetz sowie die Ansiedlung der Eisenindustrie und der Heil- und Pflegeanstalt
Homburg, den heutigen Universitatskliniken des Saarlandes.

Durch die Gebietsreform von 1974 wurde Homburg um 15 weitere Stadtteile vergréfert.

Als kommunales Archiv erfillt das Stadtarchiv Aufgaben eines Kreisarchives in Bezug auf das Pressearchiv. Das
Kreisarchiv/ Bezirksamt wurde aufgrund eines Bombentreffers im zweiten Weltkrieg zerstért, alle Inhalte verbrannten
Damit kommt den erhaltenen Archivgltern ein noch groferer Stellenwert zu.

Das Stadtarchiv hat die Aufgabe, das Homburger Zeitgeschehen zu dokumentieren und bei der Aufarbeitung der
Stadtgeschichte Hilfestellung zu leisten, Fiihrungen und Kursangebote fithren in die Archivarbeit ein. Folgende
Interaktionsmoglichkeiten stehen den Besuchern des Stadtarchivs offen:

» Archivfihrungen fur, Schiler und Erwachsene

« Stadtfihrungen ,Von Rathaus zu Rathaus”, ,Jidisches Homburg”, Friedhofsfihrungen
- Palaographische Kurse zum Erlernen der alten Schrift

« Vortrage zur Regionalgeschichte und zum Brauchtum

« Erforschung der Homburger Stadtgeschichte

Das Stadtarchiv steht als Auskunfts- und Dokumentationszentrum alien Birgerinnen und Blrgern aller Altersgruppen in
Fragen der Stadtgeschichte und Familienforschung zur Verfigung.

An zwei Tagen gibt es regelmaBige Offnungszeiten. Eine terminliche Vereinbarung ist auch auBerhalb der Offnungszeiten
méglich. Die hdufigsten Anfragen betreffen die Familienforschung.
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(3549 / 4000 Zeichen)

5. Beschreibung der Digitalisierungsstrategie der Einrichtung

Ausgangslage. Bislang steht das Interaktions-, Bildungs- und Forschungsangebot den Besuchern des Stadtarchivs nur in
analoger Form zur Verflgung.

Wahrend des coronabedingten Lockdowns musste das Stadtarchiv seine Pforten schlieBen. Der Zugang zu den
Bestanden war unmoglich. Viele Besucher des Stadtarchivs signalisierten groRes Bedauern, ihre Arbeiten an laufenden
Projekten im Stadtarchiv unterbrechen zu missen oder neue Forschungsprojekte erst gar nicht in Angriff nehmen zu
kénnen. Gerade in dieser schwierigen, auch in psychologischer Hinsicht ungeheuer belastenden Zeit hatten viele
Besucher sich gerne verstarkt auf die Forschungen fokussiert: Schaler und Lehrer, die gerne Themen der Homburger
Stadtgeschichte in Kursarbeiten hatten verarbeiten wollen. Interessierte, die ihre Familiengeschichte aufgearbeitet
héatten. Historiker. Alle waren von den Kontaktverboten und Ausgangsbeschrankungen betroffen.

Aufgrund dessen richtet sich das Bestreben auf die Digitalisierung der Bestande, deren Prasentation auf einer Website
und den dort digital zu nutzenden Interaktionsmaglichkeiten.

(1116 / 4000 Zeichen)

6. Beschreibung des Vorhabens

Welche MaBnahme soll umgesetzt werden (Mehrfachnennung méglich)

(D 1. Digitales Medienangebot
(J 2. Vermittlungsangebote von digitaler Bildung, Kompetenz und Kultur (Digitale Transformation)

3. Digitalisierung und Aufbereitung von Bestanden als Grundlage fiir deren digitale Verarbeitung,
Zuganglichmachung und Vermittlung.

4. Infrastruktur als Grundlagen fiir die digitale Vermittiung.

Titel des Vorhabens (wird veroffentlicht)

Das digitale Stadtarchiv Homburg - Digitalisierung und Verschlagwortung von Archivgut und Zeitungsbestanden

Beschreiben Sie bitte Ihr Vorhaben anhand der Ausgangslage / des Bedarfs, die geplanten MaBnahmen zum
Auf- und Ausbau digitaler Angebote und deren Umsetzung sowie den angestrebten konkreten Nutzen des
geplanten Vorhabens fiir die Nutzer*innen

Digitalisierung der Bestande.

Wurde es wahrend des pandemischen Geschehens besonders deutlich, so verdeutlichen auch demografische und
gesellschaftliche Entwicklungen: die Erforschung der eigenen Geschichte, die Konfrontation mit den geschichtlichen
Stromungen, mit den Schrecken und Errungenschaften der jingeren und der weiter zuriickliegenden geschichtlichen
Ereignisse - all das tragt zur Ausbildung und zur Vertiefung des geschichtlichen Bewusstseins bei. Aufgrund dessen
miissen die Forschungsgrundlagen der breiten Offentlichkeit zur Verfigung stehen und digital zuganglich sein.

Das Pressearchiv beinhaltet 710 Jahrgangsbande aus 34 Zeitschriften. Von besonderer Bedeutung sind die in Homburg
seit 1890 erschienenen Regionalausgaben, die nur in unserem Archiv vorhanden sind.

Eine besondere Bedeutung kommt der ,Homburger Zeitung” zu. Die fragilen und pordsen Ausgaben von 1899 - 1942 gilt

es fir die Nachwelt zu sichern. Die rund 40 Jahrgange umfassen ca. 300 Ausgaben p.A, insgesamt 12.000 Ausgaben.
Mit 5 - 10 Seiten pro Ausgabe sind dies insgesamt 120.000 Seiten in Fraktur-Schrift.

Wegen der jidischen Geschichte und der gewaltigen Kriegsopfer im 1. und 2. Weltkrieg einschlieBlich der
Zwangsarbeiter werden taglich Rechercheanfragen an das Homburger Stadtarchiv aus der ganzen Welt gestellt.
Hauptrechercheteil der ,Homburger Zeitung” ist der Zeitraum des Nationalsozialismus. Diesem Archivgut kommt ein
besonderer Stellenwert zu und es gilt diese 12.000 fragilen Ausgaben fur die Zukunft zu erhalten und sicher zu stellen.
Sie sind oft die einzigen Dokumente und Zeugnisse, die vom kriegszerstérten Homburg noch erhalten sind. Diese
thematischen Inhalte werden jahrlich von ca. 400 Schiilern der drei Homburger Gymnasien im Rahmen des
Geschichtsunterrichts und Seminarfachs (wissenschaftliches Arbeiten) eingesehen. Das Stadtarchiv leistet damit
wertvolle Erinnerungsarbeit und ist somit ein anerkannter auBerschulischer Lernort fur die Bildungseinrichtungen der
Kreis- und Universitatsstadt Homburg.

Zu diesem Zwecke bendtigt das Stadtarchiv Homburg einen Scanner mit Texterkennungssoftware, ein Modul zur

TOP 29



TOP 29



TOP 29

Transkription des Frakturdrucks in modernen Druck sowie eine Datenbank, 2 Computer und eine zuséatzliche Arbeitskraft,
die sich dem Einscannen der Datensétze aus den aufgefiihrten Dokumentbestanden und der Pflege der Datenbank
widmet.

Mit Hilfe des anzuschaffenden Archivaufsichtscanners im Format A1 werden die rund 120.000 auerst fragilen Seiten der
.Homburger Zeitung” gescannt. Die OCR-Software erméglicht die Umwandlung der gescannten Seiten und digitalen
Fotos in durchsuchbare und editierbare Dokumente mit Volltexterkennung. AnschlieBend wird der Scan mit der Software
LJesseract” transkribiert von der ,Fraktur-Schrift” in ,moderne Schrift”. Alle Datensatze werden in einer Datenbank
geblindelt und archiviert.

Fir diesen Scan-Vorgang der 120.000 Seiten ist eine zusatzliche Arbeitskraft erforderlich. Erfahrungswerte aus
saarlandischen Archiven geben eine Scan-Kapazitat von 1.000 Seiten/ Arbeitstag (8 Std.) an. Laut dieser Annahme kann
der Scanvorgang der 12.000 Ausgaben der ,Homburger Zeitung” mit 120.000 Seiten innerhalb von 120 Tagen, d.h.
innerhalb von 4 Monaten, ausgefuhrt werden.

An einem ebenfalls anzuschaffenden Computer ist fir die Steuerung des Transkribier-Vorgangs mit der ,Tesseract-
Software” pro gescannter Seite ein Zeitaufwand von 0,5 Min fur eine Arbeitskraft zu kalkulieren. 4 Monate werden
demnach fur den ,Tesseract”-Vorgang mit zwei Computerplatzen benétigt.

(3632 / 4000 Zeichen)

Wenn Sie mehr als eine Manahme ausgewahlt haben, stellen Sie dar, wie sich diese ergdnzen

Um die gescannten Dokumente der Offentlichkeit, den Besuchern und Historikern zur Verfliigung zu stellen, werden nach
der Digitalisierung der Dokumente die beiden Computer den Usern im Archiv zur Verfigung gestellt. An diesen
Recherchestationen konnen die Besucher dank der OCR-Software zielgerichtet nach Dokumenten, Zeitungsartikeln und
Urkunden suchen und forschen.

Aufgrund dessen richtet sich das Bestreben auf die Digitalisierung der Bestande sowohl auf deren Prasentation auf
einer Website und den dort digital zu nutzenden Interaktionsmdglichkeiten als auch auf die Rechercheméglichkeit vor
Ort im Stadtarchiv.

Kurzfristiges Ziel ist es, sowohl dem Besucher vor Ort als auch dem virtuellen Besucher die Zuganglichkeit zu dem
digitalisierten Archivgut durch ein Onlineportal zu erméglichen. Dieser Zugang erfolgt liber die Homepage der Stadt
Homburg, der die Website des Stadtarchivs angegliedert ist

(922 / 2000 Zeichen)

Voraussichtlicher Beginn der Mainahme 03.08.2021

Voraussichtliche Fertigstetlung der Mainahme 31.07.2022

(] Das beantragte Vorhaben ist ein ,Leuchtturmprojekt “. Es zeichnet sich durch mindestens eins der
nachfolgenden Kriterien aus (Mehrfachnennung maéglich):

7.-11. Nachhaltige Nutzung und Umsetzung, Offentlichkeitsarbeit, Barrierefreiheit, Wirkung

7. Nachhaltige Nutzung: Beschreiben Sie, welche Ergebnisse mit der Férderung erreicht werden sollen und wie
diese zur nachhaltigen Entwicklung lhrer Einrichtung im Bereich der Digitalisierung beitragen.

Mit der finanziellen Férderung des Digitalisierungsprogramms ,WissensWandel” wird ein technisches Fundament in die
digitale Zukunft des Stadtarchivs gelegt und die nachhaltige Sicherung von wichtigem Kulturgut erst erméglicht. Die
Digitalisierung erhéht die Attraktivitat und Akzeptanz des Stadtarchives und erméglicht eine barrierefreie Nutzung des
historischen Kulturgutes. Die digitalen Bestadnde sollen allen Zielgruppen (Heimatforscher, Familienforscher,
Wirtschaftshistoriker und Ethnologen) die Forschungsarbeit erleichtern. Die Jugendarbeit kann durch online-Projekte
gefordert werden. Wesentliche Voraussetzungen fur eine nachhaltige Nutzung sind dabei eine besucherfreundliche
Navigation durch ein interessantes Bildungs-, Forschungs- u. Interaktions-Angebot. Mit der digitalen Archivierung der
historischen Ereignisse entsteht ein nachhaltiger Nutzen fur die Stadt Homburg, den Saarpfalz-Kreis, das Saarland
(Sonderstellung Volkerbundzeit u. Bayerische Zeit), deutschlandweit und weltweit.

(1013 / 1000 Zeichen)

8. Angemessene MaBnahmen zur Offentlichkeitsarbeit: Beschreiben Sie, mit welchen MaBnahmen der
Offentlichkeitsarbeit Sie Ihr Vorhaben begleiten werden.

Offentlichkeitsarbeit soll nicht nur in Form von Kooperation mit den Geschichtsschaffenden, sondern auch in Form von
themenbezogenen Ausstellungen und Projekten sowie durch einen virtuellen Zugang zum Archiv fur z.B. Schulen
ausgebaut werden. Die Pressestelle der Stadt Homburg wird iber die Umsetzung der MaBnahme in den regionalen Print-
und Online Medien berichten.
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(373 / 500 Zeichen)

9. Okologische Nachhaltigkeit der MaBnahmen: Beschreiben Sie, auf welche Weise Sie die ékologisch
nachhaltige Umsetzung der MaRnahmen sichern.

Mit der Anschaffung eines Archivscanners auf modernstem, wirtschaftlichstem, technischem und vor allem 6kologischem
Stand ist ein minimaler Energie- und Ressourcenverbrauch garantiert. Durch die Digitalisierung der Bestédnde wird Papier
fur Vervielfaltigungen eingespart. Digitale Prasentationen sollen zukinftig Printmedien ersetzen. Der Archivscanner
sowie auch die beiden Computerstationen fur Besucher sind eine nachhaltige und langlebige Investition in die Zukunft.

(476 / 500 Zeichen)

10. Barrierefreiheit: Beschreiben Sie, wie Sie den barrierefreien Zugang zu den Angeboten sichern.

Das Stadtarchiv, in Nahe der Innenstadt, ist mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln sehr gut und barrierefrei zu erreichen. Die
Nutzerplatze befinden sich im EG des Archives, die Arbeitstische sind hohenverstellbar, die Bildschirme schwenkbar. Die
Software fir den Enduser ist intuitiv aufgebaut und analog einer modernen Online-Zeitung im e-Paper Format
(Vorlesefunktion, Lupe, anpasshare SchriftgréBe, Hilfefunktion) dargestellt. Fir hérgeschadigte Menschen steht eine FM-
Anlage zur Verfiigung.

(501 / 500 Zeichen)

11. Wirkung: Beschreiben Sie, anhand welcher Indikatoren Sie die Zielerreichung und Wirkung des geférderten
Projekts messen.

Die Archivanfragen lassen sich bisher in 40 % Pressearchiv, 40 % Familienforschung und Personenstandsregister und 20
% auf sonstige Themen aufgliedern. Die Anfragen fir das Pressearchiv konzentrieren sich zu 80 % auf die ,Homburger
Zeitung” von 1899 - 1942". Daher wurden fir das Projekt diese Ausgaben definiert. Die Nutzung des digitalen
Angebotes der ,Homburger Zeitung” wird auf bundesweites und weltweites Interesse stofien und Anklang finden, wie die
gezielten Nachfragen aus z.B. Deutschland, Frankreich, USA, Brasilien und Argentinien schon heute ergeben. Ein
messbarer Indikator dafir sind derzeit die eingehenden Anfragen per Mail und per Post. Dank der Férderung kann ein
Archivscanner angeschafft, installiert und erfolgreich in Betrieb genommen werden. Mit der angeschafften Technik
werden im Projektzeitraum rund 120.000 Seiten gescannt und auf dem Server des Stadtarchivs/ Stadt Homburg
gesichert. Fur die Endnutzer werden die Digitalisate Uber einen separaten Bereich auf der Homepage zuganglich
gemacht. Mit dem Webanalysetool kdnnen die Zugriffe aus aller Welt nachverfolgt und ausgewertet werden. Als Indikator
dient dann die digitale Datenbank des Stadtarchivs. Diese listet die Hits zu den angebotenen Inhalten und somit deren
Popularitat. Wird ein Stichwort innerhalb eines bestimmten Zeitraumes besonders haufig aufgerufen, kénnen
Rickschlisse auf Forschungsschwerpunkte ermittelt und zielgruppenorientierte Mafinahmen ergriffen werden.
Erfahrungsgemap wird sich die Nutzerintensitat und Reichweite um 30 % (vergleichbar mit Innovationen der Homepage
der Stadt Homburg) durch die digitale Abrufbarkeit steigern

(1670 / 2000 Zeichen)

6. Kosten- und Finanzierungsplan

Bitte wahlen Sie einen Forderschwerpunkt:

@ Digitalisierung und Aufbereitung von Bestdnden als Grundlage fiir deren digitale Verarbeitung,
Zugéanglichmachung und Vermittlung (max. Férdersumme 200.000,00 €)

QO Infrastruktur als Grundlagen fiir die digitale Vermittlung (max. Férdersumme 50.000,00 €)

3 / Digitalisierung und Aufbereitung von Bestdnden als Grundlage fiir deren digitale Verarbeitung,
Zuganglichmachung und Vermittlung

Einzelauflistung der Beschreibung Betrag in € Betrag in €
Kostenpositionen (brutto) 2021 (brutto) 2022
3.1/ Honorare 0,00 0,00

3.2 / Sachkosten 0,00 0,00
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3.3 / Anschaffungen Archivscanner von Zeutschel

OMNISCAN OS 12000 A1 inkl.

01.10. - 31.10.2021 Anschaffung

Workstation und Zusatzmodulen

3.4 / Personalkosten

fir 8 Monate vom 02.11.2021 -

31.06.2022

3.5 / Betriebs-/Verwaltungskosten

3.6 / Gesamtkosten Digitalisierung und Aufbereitung von Bestanden

4 / Infrastruktur als Grundlagen fiir die digitale Vermittlung

Einzelauflistung der
Kostenpositionen

Beschreibung

4.1 / Honorare

4.2 / Sachkosten

4.3 / Anschaffungen
2 Besucherplatze a 3.201 €:

2 PC a 2450 €, 2 Bildschirme a 350 €,
2 Tastaturen a 130 €, 2 Mause a 80 €,

2 Mikrophone a 191 €

4.4 / Personalkosten

4.5 / Betriebs-/Verwaltungskosten

4.6 / Gesamtkosten Infrastruktur & Services

5 / Gesamtkosten und Finanzierung

Einzelauflistung

5.1 / Gesamtkosten Digitalisierung und Aufbereitung von Bestanden
Grundlage flr deren digitale Verarbeitung, Zuganglichmachung und
Vermittlung

5.2 / Gesamtkosten Infrastruktur & Services digitale Vermittlung

5.3 / Jahrliche Gesamtkosten der MaBnahmen

5.4 / Gesamtkosten

6.1/ Hohe der Eigenmittel

6.2 / Hohe der gesicherten Drittmittel

01.10. - 31.10.2021 Anschaffung

a

1 Projektmitarbeiter TV6D E3 Stufe 2
(2.421,25 p.M.) mit 39 Wochenstunden

S

39.008,00

4.862,50

0,00

43.870,50

Betrag in €
(brutto) 2021

0,00

0,00

6.402,00

0,00

0,00

6.402,00

Betrag in €
(brutto) 2021

43.870,50

6.402,00

50.272,50

64.860,00

Betrag in €
(brutto) 2021

5.039,00

0,00

0,00

14.587,50

0,00

14.587,50

Betrag in €
(brutto) 2022

0.00

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

Betrag in €
(brutto) 2022

14.587,50

0,00

14.587,50

Betrag in €
(brutto) 2022

1.461,00

0,00
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6.3 / Gesamt Eigen- und Drittmittel (min. 10% der Kosten) 5.039,00 1.461,00

Anteil der Eigenbeteiligung an der Gesamtsumme 10,02 % 10,02 %

6.4 / Beantragte Férdermittel pro Haushaltsjahr 45.233,50 13.126,50
58.360,00

6.5 / Beantragte Fordermittel beim dbv gesamt

Hinweis: Der Kosten- und Finanzierungsplan muss ausgeglichen sein.

Erklirungen, Hinweise und Anlagen

Erklarung der Antragstellenden

Die Einrichtung ist gemdB Nr. 1 der Férdergrundsétze antragsberechtigt. Insbesondere befindet sie sich
nicht in Trdgerschaft des Bundes oder der Lander oder wird {iberwiegend durch Bund und Lénder
finanziert.

Ich versichere, dass mit der Mafnahme noch nicht begonnen wurde.

(J Es wird ein férderunschadlicher, vorzeitiger MaBnahmenbeginn beantragt ab dem TTMM.JJJJ |

Mir ist bekannt, dass aus der Genehmigung des vorzeitigen MaBnahmenbeginns kein Anspruch auf eine
Zuwendung resultiert.

Ich versichere, dass die im Kosten- und Finanzierungsplan angegebenen Eigenmittel sicher zur
Verfiigung stehen.

Bereitstellung von Daten / Datenschutzerklarung

Ich willige in die Erhebung, Speicherung, Verarbeitung und Ubermittlung der im Antrag und allen
erganzenden Unterlagen erhaltenen personenbezogenen Daten durch den dbv ein. Dies ist erforderlich
zur Bearbeitung, Durchfiihrung, Priifung, Evaluierung und Veroffentlichung der FordermafSinahme.

Ich erklare, dass ich die fur die Bearbeitung nach den Vorschriften des Haushaltsrechts und der
einschlagigen Forderbestimmungen notwendigen personenbezogenen Daten freiwillig zur Verfiigung
stelle. Ich willige in die Weitergabe und Verarbeitung folgender Daten an die Beauftragte der
Bundesregierung fur Kultur und Medien (BKM) und andere férdernde Stellen fiir die AuBenvertretung
der Bibliotheken ein: Name und Anschrift des Antragstellers, Titel der MaBnahme, Kosten- und
Finanzierungsplan, beantragte Summe und bewilligter Betrag aus diesem Foérderantrag.

Ich willige in die Veroffentlichung der oben genannten Daten, mit Ausnahme des Finanzierungsplans,
durch die BKM und den dbv ein.

Ich bin mit der Verarbeitung und Ubermittlung der Daten zu statistischen Zwecken an die BKM und an
eine Wirtschaftspriifanstalt einverstanden.

Ich werde auf Anfrage dem dbv weitere Daten fir die Evaluierung der FordermaBnahme zur Verfiigung

stellen.

Hinweis zum Datenschutz:
Sie kénnen lhre Einwilligung verweigern oder jederzeit mit Wirkung fur die Zukunft widerrufen oder vom dbv die
Loschung entsprechender Daten verlangen. Bei Verweigerung der Einwilligung kann Ihr Antrag nicht bearbeitet werden.

Sollten Sie im Falle eines Widerrufs dieser Einwilligung bereits einen Zuwendungsvertrag erhalten haben, muss dieser
aufgehoben werden.

Der Antragsteller informiert seine betroffenen Vertragspartner uber die oben beschriebene Nutzung der Daten.

Die gesetzlichen Datenschutzbestimmungen bleiben unberihrt.

Anlagen
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Dem Antragsformular sind folgende Anlagen beizufiigen:

Wenn bereits vorhanden: Nachweis gesicherte Drittmittel (Zuwendungsbescheid 0.4.). Hinweis: Der Nachweis
muss spatestens zum Abschluss des Férdervertrags vorliegen.

pdf, jpg. jpeg, png - max. 12 MB Hochgeladen:

Nachweis Gber Vertretungsberechtigung (z.B. Auszug aus dem Vereinsregister, Volimacht)

pdf, jpg. jpeg. png - max. 12 MB Hochgeladen:

Die Richtigkeit und Vollstandigkeit der vorstehenden sowie der beiliegenden Angaben wird hiermit
versichert.
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Abteilung C:
Kommunale Angelegenheiten

Bearbeitung: Frau Petry
Tel.: 0681 501 - 2180
Fax: 0681 501 - 2110
E-Mail:
u.petry@innen.saarland.de
Datum: 28. Juli 2021

Az.: C4 - 1913-15

Zuweisungen nach den §§ 11 und 12 des Gesetzes iiber den Saarlandpakt fiir
das Jahr 2021

Ihr Antrag vom 07. Juni 2021

Sehr geehrter Herr Blirgermeister Forster,

aufgrund Thres Antrages vom 07. Juni 2021 auf Zuweisungen nach dem Gesetz iiber
den Saarlandpakt (SPaktG) vom 30. Oktober 2019 (Amtsbl. I S. 1033), zuletzt gein-
dert durch Gesetz vom 11. November 2020 (Amtsbl. I S. 1339) bewillige ich fiir das
Jahr 2021

Allgemeine Investitionszuweisung nach § 11 Absatz 1 SPaktG in Héhe von
623.663 Euro

und eine Zuweisung aus den Mitteln des Kommunalen Entlastungsfonds nach § 12
SPaktG in Hohe von

374.198 Euro.

Die Verteilung der Mittel erfolgt nach der Verordnung liber die Verteilung der investi-
ven Mittel nach dem Gesetz Uiber den Saarlandpakt auf die Gemeinden in den Jahren
2020 bis 2024 vom 8. Januar 2020 (Amtsbl. I S. 15).

- ] Famillenfreundliches
| Unternehmen
. gt

Franz-Josef-Roder-Strafle 21 66119 Saarbriicken
Tel.: +49 (0)681 501-00
poststelle@innen.saarland.de www.saarland.de




1. Bewilligungsvoraussetzungen

Das Landesverwaltungsamt als Kommunalaufsichtsbehérde hat gemif § 14 Abs. 4
SPaktG Ihren Antrag gepruift und bestatigt, dass die formalen und materiellen Voraus-
setzungen fiir die Zuweisungen auf Basis des Haushaltsplans vorliegen. Das Ministe-
rium fur Inneres, Bauen und Sport kommt im Benehmen mit dem Kommunalen Sa-
nierungsrat ebenfalls zu dem Ergebnis, dass die Bewilligungsvoraussetzungen erfiillt
sind. Grundlegend und mafgeblich flir diese Entscheidung waren die Ergebnisse der
Prifung der Kommunalaufsichtsbehorde.

Nach § 14 Abs. 5 SPaktG hat die Gemeinde die Einhaltung des Sanierungsziels nach
§ 8 fiir das Jahr 2021 bis zum 341. Juli 2022 nachzuweisen.

2. Mittelverwendunge

Nach § 13 Abs. 1 SPaktG missen die Zuweisungen nach den §§ 11 und 12 SPaktG
zweckentsprechend verwendet werden. Die Verwendung zur zusitzlichen Tilgung
struktureller Liquidititskredite ist nach § 13 Abs. 2 SPaktG ebenfalls zulissig. Die er-
kldrte Absicht der zweckentsprechenden Verwendung ist zugleich weitere Bewilli-
gungsvoraussetzung.

3. Nachweis der zweckentsprechenden Verwendune und Verbuchune

Die zweckentsprechende Verwendung und Verbuchung sind spitestens bis zum
31. Mdrz 2023 nachzuweisen. Der Nachweis ist ausschlieflich gegeniiber dem Lan-
desverwaltungsamt, Kommunalaufsichtsbehérde, zu erbringen.

4, Unwirksamkeit, Riicknahme, Widerruf und Riickforderung

Nach § 15 Abs. 1 SPaktG kénnen die Zuweisungen zuriickgefordert werden, wenn
nachtréglich bekannt wird, dass die Voraussetzungen fiir die Bewilligung nicht vorla-
gen, wenn diese nachtréglich entfallen sind, wenn die sich aus den §§ 4 bis 13 SPaktG
ergebenden Anforderungen nicht eingehalten oder nicht nachgewiesen werden oder
soweit Daten im Sinne des § 14 Abs. 3 Satz 2 SPaktG fehlerhaft gemeldet wurden.

Unwirksamkeit, Riicknahme oder Widerruf des Bewilligungsbescheides sowie als
Folge hiervon die Erstattung der Zuwendung und die Verzinsung richten sich nach
den §§ 48, 49 und 49a Saarlandisches Verwaltungsverfahrensgesetz (SVwWVfG) vom
15. Dezember 1976 (Amtsbl. S. 1151), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 26. August
2020 (Amtsbl. 1 S. 1058).
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5. Sonstiges

Dieser Bescheid ist rechtsbehelfsfahig. Fine Auszahlung der Zuweisung kann frithestens
dann erfolgen, wenn der Bescheid nach Ablauf der in der nachstehenden Rechtsbehelfs-
belehrung genannten Frist bestandskriftig geworden ist. Die Auszahlung der Zuweisung
kann beschleunigt werden, indem vor Ablauf der Frist schriftlich auf die Einlegung eines
Rechtsbehelfs verzichtet und damit vorzeitig die Bestandskraft des Bescheides herbeige-
fuhrt wird.

Den Empfang des Bewilligungsbescheides bitte ich auf dem beigefiigten Vordruck zu be-
statigen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm-Strafie 15, 66740 Saarlouis erhoben
werden.

Die Klage muss den Kléger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Der Klage soll zudem der angefoch-
tene Bescheid in Abschrift beigefiigt und die zur Begriindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben werden.

Die Erhebung der Klage kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schiftsstelle des Gerichts oder in elektronischer Form nach Mafigabe der Verordnung fiir
den elektronischen Rechtsverkehr mit Gerichten und Staatsanwaltschaften im Saarland
erfolgen.

Soweit die Klageerhebung schriftlich oder zur Niederschrift erfolgt, sollen der Klage so
viele Abschriften der Klage einschlieflich Anlagen beigefiigt werden, dass alle iibrigen
Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kénnen.

Mit freundlichen Griifien
Im Auftrag

elektr. gez.
Helmut Neumeyer

Anlage:
Empfangsbestatigung mit Rechtsbehelfsverzichtserkliarung
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Beschlussvorlage

80 - Wirtschaftsforderung u. Stadtmarketing
Bericht erstattet:

Bewerbung im Rahmen des Bundesprogrammes
-~Zukunftsfahige Innenstadte wund Zentren“ des
Bundesministeriums des Innern, fur Bau und Heimat
(BMI)

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine O/N

Stadtrat (Entscheidung) 09.09.2021 O

Beschlussvorschlag

Die Kreisstadt Homburg bewirbt sich im Rahmen des Bundesprogrammes
~Zukunftsfahige Innenstadte und Zentren* des Bundesministeriums des Innern, fur
Bau und Heimat (BMI) um einen Bundeszuschuss. Im Falle der Auswahl des
Homburger Projektes als Forderprojekt, stellt die Stadt Homburg einen
kommunalen Eigenanteil in Hohe von 10 v.H. (zwischen € 20.000 und maximal €

500.000) der beantragten Projektsumme bereit.

Sachverhalt

Wie viele Stadte ist auch Homburg von tiefgreifenden Verdnderungen in der Innenstadt
betroffen. Das gilt vor allem fir einen anhaltenden Strukturwandel im Einzelhandel.
Insbesondere sind in Homburg eine Vielzahl von Frequenzbringern, wie Fachgeschafte
(z.B. Leuchten), hochwertiger Lebensmittelhandel (z.B. Spezialitdtengeschafte aus den
Bereichen Fisch, Obst und Gemuse und Landesspezialitdten, Konditoreien, Bdckereien,
Metzgereien) abgewandert und Ladenlokale GUberwiegend durch Dienstleister (z.B.
Nagelstudios, Friseure, Fitnessanbieter) und Postenmarkte belegt worden. Dies betrifft

insbesondere die wichtigen Verbindungsachsen zwischen Altstadt und Talzentrum.

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie beschleunigen diese strukturellen
Entwicklungen zusdtzlich und decken die drangenden Handlungsbedarfe auf. Es bedarf
Anpassungen in unserer Innenstadt, um die generelle Funktion dieser Handlungsrdume

fur die Gesamtstadt langfristig zu sichern.



Ebenso erfordern verdnderte Anspriche von Blrgerinnen und Burgern und
Besucherinnen und Besuchern notwendige Verbesserungen, z.B. in den Bereichen
Klimaschutz, Mobilitat, Wohnen, aber auch in den Bereichen Freiraum und Grun ist eine

Neuorientierung wichtig.

Neben vielen Herausforderungen bietet der anstehende Transformationsprozess auch
vielfaltige Chancen, die es zu erkennen und in gute Lésungen umzusetzen gilt. Eine
Neuorientierung hin zu neuen multifunktionalen Nutzungen mit einer Vielzahl von

Akteuren eroffnet ganz neue Moglichkeiten.

Der Bund mochte im Rahmen des Bundesprogramms ,,Zukunftsfdhige Innenstadte und

Zentren” Stadte und Gemeinden modellhaft bei der Erarbeitung von innovativen

Konzepten und Handlungsstrategien und deren teilweiser Umsetzung fordern. Im Kontext

der Strategieentwicklung kénnen somit im Sinne von Reallaboren auch konkrete
EinzelmaBnahmen zur Starkung und Entwicklung der Innenstddte bzw. Zentren
unterstutzt werden. Ziel ist es, Stddte und Gemeinden bei der Bewaltigung akuter und
auch struktureller Problemlagen (,Verédung®) in den Innenstddten, zu unterstitzen,
indem diese als Identifikationsorte der Kommune zu multifunktionalen, resilienten und

kooperativen Orten (weiter)entwickelt werden.

Der Bundeszuschuss zu den zuwendungsfdhigen Gesamtausgaben je
Zuwendungsempfdnger muss fur den gesamten Forderzeitraum mindestens 200.000
Euro betragen und darf die maximale Hohe von 5 Millionen Euro nicht Uberschreiten. Die

maximale Zuschusshohe betragt bei Kommunen in Haushaltsnotlage 90 v.H.

Anlage/n

1 Projektaufruf Bund Zukunftsfdhige Innenstadte und Zentren (6ffentlich)
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% Bundesministerium ml
des Innern, fiir Bau Bundesinstint
o fiir Bau-, Stadt- und
Und HEImat Raumforschung
"

Projektaufruf ,,Zukunftsfahige Innenstadte und Zentren®
Veréffentlichung am 22.07.2021

Das Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (BMI) fordert innovative Konzepte zur Starkung
der Resilienz und Krisenbewaltigung in Stadten und Gemeinden mit dem Bundesprogramm ,,Zukunftsfa-
hige Innenstédte und Zentren“. Mit der Umsetzung des Programms hat das BMI das Bundesinstitut fiir
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) beauftragt.

Stadte und Gemeinden sind aufgerufen, dem BBSR bis zum 17.09.2021 Projektvorschlége fiir innovative
Konzepte und Handlungsstrategien zur Starkung der Resilienz und Krisenbewiéltigung zu unterbreiten.

Malgeblich hierfiir sind nachfolgende Rahmenbedingungen:

1. Hintergrund und Forderziele

Viele Stadte und Gemeinden sind von tiefgreifenden Veranderungen in ihren Innenstadten, Stadt- bzw. Ortsteil-
zentren und Ortskernen betroffen. Das gilt vor allem fir einen anhaltenden Strukturwandel im Einzelhandel. Aber
auch andere Nutzungen im Tourismus und im Gastgewerbe, von Kultureinrichtungen oder in Kirchen, gewerbli-
che Nutzungen und die Wohnnutzung sind zum Teil in ihren jetzigen Angebots- und Betriebsformen nur noch ge-
ring gefragt oder nicht mehr tragfahig. Die Auswirkungen der Corona-Pandemie beschleunigen diese strukturel-
len Entwicklungen zusatzlich und decken die drangenden Handlungsbedarfe auf. Es bedarf z.T. erheblicher funk-
tionaler, stadtebaulicher und immobilienwirtschaftlicher Anpassungen in den Innenstadten, Stadt- und Ortsteilzen-
tren, um die generelle Funktion dieser Handlungsraume fur die Gesamtstadt langfristig zu sichern.

Ebenso erfordern veranderte Anspriiche und notwendige Anpassungen, z.B. in den Bereichen Klimaschutz, Mo-
bilitat, Wohnen aber auch Freiraum und Griin vielfach eine Neuorientierung in komplexen und sensiblen Stadt-
raumen.

Neben vielen Herausforderungen bietet der anstehende Transformationsprozess aber auch vielféltige Chancen,
die es zu erkennen und in guten Ldsungen umzusetzen gilt. Eine Neuorientierung von bislang stark einzelhan-
delsgepragten Quartieren und Handlungsrdumen hin zu neuen multifunktionalen Nutzungen mit einer Vielzahl
von Akteuren eréffnet ganz neue Maglichkeitsraume.

Der Bund méchte daher im Rahmen des Bundesprogramms ,Zukunftsfahige Innenstédte und Zentren® Stadte
und Gemeinden modellhaft bei der Erarbeitung von innovativen Konzepten und Handlungsstrategien und deren
teilweiser Umsetzung fordern. Im Kontext der Strategieentwicklung kénnen somit im Sinne von Reallaboren auch
konkrete EinzelmalRnahmen zur Stérkung und Entwicklung der Innenstédte bzw. Zentren untersttitzt werden. Ziel
ist es, Stadte und Gemeinden bei der Bewaltigung akuter und auch struktureller Problemlagen (,Verddung®) in
den Innenstadten, Stadt- und Ortsteilzentren zu unterstitzen, indem diese als Identifikationsorte der Kommune
zu multifunktionalen, resilienten und kooperativen Orten (weiter)entwickelt werden.

Die geférderten Handlungsstrategien sollen insbesondere auch in experimentellen Verfahren und Formaten — mit
sinnvoller Verzahnung zur Bund/Lander-Stadtebauférderung — einen Beitrag fiir eine zukunftsfahige Transforma-
tion der Zentren leisten.
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Da dies nur als Gemeinschaftsaufgabe aller innenstadtrelevanten 6ffentlichen und privaten Akteure gelingen
kann, sind — ggf. neue — Akteurskooperationen zwischen Blrgern, Eigentiimern, Investoren, Verwaltung, Unter-
nehmen und Kreativen, insbesondere auch jungen ,Stadtmachern® zu initiieren bzw. weiterzuentwickeln.

Mit dem Bundesprogramm wird die Initiative des Bundesministeriums des Innern, fiir Bau und Heimat ergénzt,
das im Oktober 2020 den ,Beirat Innenstadt” einberufen hat, um bis Sommer 2021 in einem gemeinsamen Ar-
beitsprozess eine ubergreifende, an den derzeitigen Herausforderungen angepasste Innenstadtstrategie zu erar-
beiten. Diese soll mit konkreten Handlungsempfehlungen als Hilfestellung fiir Stadte und Gemeinden verstanden
werden und bereits bestehende Expertise einbinden. Uber das Bundesprogramm ,Zukunftsfahige Innenstédte
und Zentren“ und die Férderung modellhafter Handlungsstrategien soll auch der Wissenstransfer zwischen den
Stadten und Gemeinden gestarkt werden.

2. Rechtsgrundlagen

Der Bund gewahrt fiir die Durchfiihrung der geforderten Projekte Zuwendungen nach MaRgabe dieses Projekt-
aufrufes und der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) so-
wie die in Nr. 7 aufgeflihrte Nebenbestimmung fir Zuwendungen zur Projektforderung an Gebietskdrperschaften
und Zusammenschlisse von Gebietskorperschaften (ANBest-Gk). Ein Anspruch auf Gewahrung der Zuwendung
besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehdrde aufgrund ihres pflichtgemalien Ermessens im Rah-
men der verfiigbaren Haushaltsmittel.

3. Fordervolumen und Fordergegenstande

Fur dieses Bundesprogramm stehen inklusive der Mittel fir die Programmbegleitung insgesamt 250 Mio. EUR ab
2021 fur Vorhaben mit maximaler Laufzeit bis 2025 zur Verfiigung. Die Mittelbereitstellung steht unter dem Vor-
behalt der Zustimmung des (zukiinftigen) Haushaltsgesetzgebers.

Fordergegenstande sind die Entwicklung bzw. Weiterentwicklung von Konzepten und Handlungsstrategien sowie
die Entwicklung und Umsetzung von EinzelmaBnahmen. Dies schlie’t die konzeptionelle Beratung und Beglei-
tung im Rahmen der Konzeptumsetzung, bei der Projektentwicklung, fir investitionsvorbereitende Aktivitaten so-
wie — daraus resultierende - geringflgige investive MaBnahmen zur Starkung von multifunktionalen, resilienten
und kooperativen Innenstédten sowie Stadt- und Ortsteilzentren ein. Wichtig sind dabei insbesondere

= die Aktivierung breit angelegter Akteurskooperationen

= neue bzw. angepasste Beteiligungsformate zur Starkung der Teilhabe

= stadtebauliche und immobilienwirtschaftliche Themen

= die Verknipfung mit anderen fir die stadtebauliche Weiterentwicklung relevanten Querschnittsaufgaben
(u.a. Digitalisierung, Mobilitat, Wohnen, Anpassung an den Klimawandel, Aufwertung urbaner Frei-
raume, Grin in der Stadt)

= handlungsfeldiibergreifende Ansétze zur Uberwindung monofunktionaler Strukturen sowie

= tempordre Losungen mit Impulswirkung.

Dazu zahlen folgende Fordergegenstande:

1)  die Erarbeitung von innovativen Konzepten und Handlungsstrategien zur Bewéltigung des Struktur-
wandels in Innenstadten, Stadt- und Ortsteilzentren:
- durch Erarbeitung neuer Konzepte
- durch Weiterentwicklung / Vertiefung bestehender Konzepte.
Dabei missen die konzeptionelle gesamtstadtische Einbettung, der stadtebauliche Zusammenhang und der
integrierte Ansatz sowie die Teilhabe und Beteiligung von relevanten Akteuren deutlich werden.
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Machbarkeitsstudien, Beratungsleistungen, Gutachten, Planungen fiir die Aufwertung und Nachnutzung
der vom Wandel betroffenen Standorte, insbesondere bei leerstehenden ,EinzelhandelsgroRimmobilien* und
ahnlichen zentrumspragenden Gebéuden.

der Aufbau von neuen oder der Ausbau bestehender innenstadtbezogener Kooperationen (z.B. Zentren-
management), die die unterschiedlichen Anforderungen und Potentiale aller relevanten Akteure zur Entwick-
lung des Ortes zusammenfiihren und moderieren (z.B. Durchfilhrung von Informationsveranstaltungen, Plan-
spielen, Moderationsprozessen mit breiter Akteursbeteiligung, Workshops, Beratung von Eigentimern und
Griindungsinteressierten, Griindung eines lokalen ,Beirats Innenstadt usw.).

die Einrichtung eines Verfiigungsfonds fiir investive und nichtinvestive MaBnahmen zur Attraktivitéts-
steigerung des Zentrums, der sich zu mindestens 50 v.H. aus Mitteln der Wirtschaft, Privaten oder zusatzli-
chen Mitteln der Gemeinde finanziert. Uber die Verwendung der Mittel entscheidet ein lokales Gremium.

die voriibergehende Anmietung von leerstehenden Raumlichkeiten, insbesondere Ladenlokalen, mit
dem Ziel, zukunftsfahige, frequenzbringende Nutzungen (z.B. Start-Ups, Kultur- und Bildungsangebote, ge-
meinwohlorientierte Initiativen) in der Startphase zu unterstiitzen. Bei der Neuvermietung an die Kommune
hat der Vermieter die bisherige Miete im Interesse der kooperativen Stadtentwicklung grundsatzlich um min-
destens 15 % zu reduzieren.

Forderfahig sind die Ausgaben der reduzierten Weitervermietung an die neuen, oben genannten Nutzer bis
zu einer forderfahigen Mietflache von 300 gm fur die Dauer von bis zu zwei Jahren.

der Zwischenerwerb fir die Dauer von drei Jahren bei Immobilien, die durch Lage oder Erscheinungsbild
eine besondere Bedeutung flir das Zentrum haben und in der Erdgeschosszone und dartiber hinaus seit
mindestens i.d.R. 12 Monaten leer stehen und durch neue Nutzungen zur Belebung in der Innenstadt beitra-
gen sollen.

Forderfahig sind hier — abziglich laufender Mieteinnahmen und zuziiglich anfallender Grunderwerbsneben-
kosten —

a) die Ausgaben fiir den Zwischenerwerb (Zinsausgaben) des Gebéudes auf Basis des Verkehrswertes

b) Malinahmen zur Verkehrssicherung in Héhe von 0,20 Euro pro Quadratmeter und Monat.

Nicht forderfahig ist der Kaufpreis der Immobilie.

MaRnahmen des Innenstadtmarketings und der Offentlichkeitsarbeit.

geringfiigige baulich-investive MaBnahmen fiir eine zukunftsfahige Transformation der Innenstadt / des
Zentrums, z.B. Umgestaltungen / Aufwertungen von Geb&uden, Platzen, Freiflachen zur kreativen, tempora-
ren Zwischennutzung.

Das Volumen dieser Malnahmen soll pro Zuwendungsempfanger grundsétzlich nur einen geringflgigen
Anteil (30 %) betragen.

EU-beihilferechtliche Regelungen, maligeblich die Art. 106 bis 109 AEUV, sind zu beachten.

Die Kommune kann einen oder mehrere Fordergegenstande fiir ihr vorgesehenes Projekt (Gesamtvorha-
ben) auswéhlen.

Sollten bereits ein Zentrenmanagement, Verfligungsfonds oder integrierte Stadt(teil)entwicklungskonzepte vor-
handen sein, ist der darliberhinausgehende Bedarf zu begriinden. Manahmen in bestehenden oder beantragten
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Gebietskulissen der Stadtebauférderung missen ebenfalls separat begriindet werden. Abrisse sind nicht férder-
fahig.

4. Zuwendungsempfanger

Antragsberechtigt sind Stadte und Gemeinden (Kommunen) mit bestehenden oder drohenden Problemlagen in
ihren Innenstadten / Zentren.

Weiterleitungen der Zuwendung an Dritte nach MaRgabe der VV Nr. 12 zu § 44 BHO sind zulassig. Das EU-Bei-
hilferecht, maRgeblich die Art. 106 bis 109 AEUV, ist zu beachten.

5. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

Jede Kommune kann nur eine Interessenbekundung einreichen.

Es werden keine Projektinhalte gefordert, die zu den Pflichtaufgaben der Kommunen gehéren bzw. fir die es be-
reits gesetzliche oder sonstige éffentlich-rechtliche Finanzierungsregelungen gibt.

Zuwendungen werden nur fir solche Projekte bewilligt, die noch nicht begonnen wurden. Eine rlickwirkende For-
derung ist ausgeschlossen.

Die Gesamtfinanzierung des Projekts muss sichergestellt sein. Die zuwendungsrechtlichen Bewilligungsvoraus-
setzungen regelt VV Nr. 1 zu § 44 BHO.

6. Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

= Die Projekte mlssen bis spatestens zum 31. August 2025 abgeschlossen sein.

= Die Zuwendung wird im Wege der Projektforderung als Anteilfinanzierung in Form nicht riickzahlbarer Zu-
schisse gewahrt (VV Nr. 2.2.1 zu § 44 BHO). Die Zuwendungen werden bei der Bewilligung auf einen
Hdchstbetrag begrenzt. Verringert sich die Summe der zuwendungsfahigen Ausgaben, verringert sich auch
die Zuwendung anteilig. Erhoht sich die Summe der zuwendungsfahigen Ausgaben, hat dies jedoch durch
die Hochstbetragsfestlegung keine Auswirkungen auf die Hohe der Zuwendung.

= Die maximale Zuschusshdhe betragt 75 v.H. der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben; bei Kommunen in
Haushaltsnotlage 90 v.H. Die Haushaltsnotlage der betroffenen Kommunen ist dabei von der in den Landern
zustandigen Finanzaufsicht zu bestatigen. Entsprechend betragt der aufzubringende Eigenanteil mindestens
25 v.H.; bei Kommunen in Haushaltsnotlage 10 v.H.

= Der Eigenanteil muss in Form von Geldleistungen (Eigenmittel) erbracht werden. Hieriiber muss - sofern das
Projekt fiir die 2. Stufe ausgewanhlt wird - bei Antragstellung ein Ratsbeschluss bzw. Beschluss des entspre-
chenden Gremiums vorgelegt werden.

= Die finanzielle Beteiligung unbeteiligter Dritter ist ausdriicklich erwiinscht. Als unbeteiligte Dritte gelten solche
natirlichen oder juristischen Personen, die keine rechtlichen, personellen oder wirtschaftlichen Beziehungen
zum Projekttrager, Bauherrn oder Vorhaben haben (z.B. unabhangige Stiftungen oder Spender). Sie kann
als kommunaler Eigenanteil gewertet werden — bis zu einem in jedem Fall von der Kommune aufzubringen-
den Eigenanteil von 10 % der férderfahigen Kosten.

= Der Bundeszuschuss zu den zuwendungsfahigen Gesamtausgaben je Zuwendungsempfanger muss fiir den
gesamten Forderzeitraum mindestens 200.000 Euro betragen und darf die maximale H6he von 5 Millio-
nen Euro nicht Gberschreiten.

Zuwendungsfahig sind erforderliche und angemessene:

a. projektbezogene Personalausgaben, z.B. bei beauftragten Stadtentwicklungsgesellschaften. Personalausga-
ben der Kommune sind nicht forderfahig.
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b. projektbezogene Honorare (Ausgaben fiir beauftragte Dritte)

c. projektbezogene Sachausgaben, z.B. fiir Anmietung von Raumen, baulich-investive Ma3nahmen
d. Ausgaben fir projektbezogene Reisekosten

e. Ausgaben fiir projektbezogene Offentlichkeitsarbeit sowie fiir Mitwirkung am Wissenstransfer.

7. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Bestandteil eines Zuwendungsbescheides an die Kommunen werden die Allgemeinen Nebenbestimmungen flr
Zuwendungen zur Projektférderung an Gebietskorperschaften und Zusammenschliisse von Gebietskorperschaf-
ten (ANBest-Gk).

Prifungsrechte
Nach den ANBest-Gk sind die Bewilligungsbehérde (das BBSR) und der Bundesrechnungshof in dem dort nie-
dergelegten Umfang berechtigt, die Verwendung der Zuwendung zu prifen.

Wissenstransfer und Wirkungsanalyse
(Berichts- und Mitwirkungspflichten)

Die geférderten Projekte sind verpflichtet, dem BBSR (und der Projektbegleitung) regelméfig Sachstandsberichte
zur Umsetzung der Vorhaben vorzulegen. Die Berichte beinhalten Angaben zu den im Projekt erzielten Wirkun-
gen.

Die Zuwendungsempfanger verpflichten sich, am kommunalen Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer, z.B. in
Form von Workshops und Fachkonferenzen teilzunehmen.

Informations- und Publizitatspflichten

Der Zuwendungsempfanger verpflichtet sich, in geeigneter Form auf die BMI-Forderung hinzuweisen. Zudem er-
klért sich der Zuwendungsempféanger bereit, Informationen, u.a. Bildmaterial, insbesondere fir die zentrale Inter-
netplattform des Zuwendungsgebers zur Verfligung zu stellen.

8. Interessenbekundungs-, Antrags- und Bewilligungsverfahren

Die Auswahl der Projekte erfolgt Uber ein zweistufiges Verfahren und besteht aus dem Interessenbekundungs-
verfahren und dem daran anschlieBenden Antragsverfahren.

8.1 Interessenbekundungsverfahren

In der ersten Stufe sind dem Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) bis spatestens
17.09.2021 (23:59 Uhr) Interessenbekundungen Uber das Forderportal des Bundes easy-Online einzureichen:
https://foerderportal.bund.de/easyonline

Die in easy-Online erstellte Interessenbekundung ist nach Abschluss des digitalen Antragsverfahrens unveran-
dert ausgedruckt und unterschrieben (ggf. mit ergdnzenden Unterlagen) dem BBSR (Referat SWD, Deichmanns
Aue 31-37, 53179 Bonn) bis spatestens zum 20.09.2021 (Datum Poststempel) zuzuleiten.

Fur die Einhaltung der Frist ist der Poststempel maRgeblich. Verspétet eingehende oder unvollstandige Unterla-
gen werden nicht berlcksichtigt.

Die Interessenbekundung muss Aussagen zu folgenden Aspekten beinhalten:

= Kurzbeschreibung und Ziel des Projekts mit Angaben zu den vorgesehenen Fordergegenstanden (Bau-
steine)
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= Ausgangssituation und Handlungsbedarf im ausgewahlten Innenstadtgebiet / Handlungsraum; Darstellung
vorhandener stadtebaulicher, immobilienwirtschaftlicher, 6konomischer und sozialer Strukturen, Angebote,
Defizite und ggf. vorhandener relevanter sozialraumlicher Daten

= Angaben zur Einordnung und Auswahl des vorgesehenen Innenstadtgebiets / Handlungsraums in den ge-
samtstadtischen Kontext

= Angaben zu vorliegenden Konzepten und Handlungsstrategien; Bedarf an der Erarbeitung neuer bzw. der
Aktualisierung und Vertiefung oder Erganzung vorliegender Konzepte und Strategien

= Angaben zu ggf. bestehenden oder weiteren beantragten / geplanten Gebietskulissen der Stadtebauforde-
rung im vorgesehenen Handlungsraum

= Angaben zu den erwarteten Wirkungen des Projektes und der einzelnen Aktivitdten und Malnahmen (stich-
wortartig)

= Arbeits- und Zeitplan, gegliedert nach einzelnen Bausteinen des gesamten geférderten Projekts

= Angaben der Kommune zur Bereitstellung des Eigenanteils fiir das geférderte Projekt sowie der ggf. vorge-
sehenen finanziellen Beteiligung Dritter.

Kriterien flir die Projektauswahl

Das BMI méchte modellhaft eine Bandbreite an beispielgebenden Projekten in Kommunen unterschiedlicher Gré-
Renklassen fordern. Fur die Projektauswahl werden folgende Kriterien herangezogen:

= Strukturelle Rahmenbedingungen in den vorgesehenen Handlungsraumen der Innenstédte, Stadt- und Orts-
teilzentren sowie in der Gesamtstadt

= Stadtebauliche, immobilienwirtschaftliche und funktionale Problemlagen, Handlungsfelder und Potenziale

= Innovationsgehalt und Beitrag zur Losung der jeweiligen innenstadtrelevanten Probleme und Aufgaben (ins-
besondere die Uberwindung von monofunktionalen Nutzungs- und Angebotsstrukturen und die Belebung
und Aufwertung der betroffenen Stadtraume)

» Neue Ansatze fur innenstadtbezogene Kooperationen

= Konsistenz (Einbettung und Verzahnung einzelner Aktivitaten und Malnahmen in den konzeptionellen Ge-
samtrahmen)

= Umsetzbarkeit (Zeit- und Arbeitsplan sowie die Dimensionierung einzelner Aktivitdten und Malnahmen / For-
dergegenstande)

Auswahl der geforderten Projekte

Nach Vorprifung der Interessenbekundung durch das BBSR bzw. beauftragte Dritte erfolgt die Erstellung einer
Forderempfehlung zur Auswahl der Forderprojekte durch eine Jury. Die abschlieBende Auswahl trifft das BMI.

8.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren

In der zweiten Stufe werden die fiir eine Férderung in Frage kommenden Kommunen vom BBSR aufgefordert,
innerhalb einer Frist von vier Wochen einen Antrag an das BBSR als Bewilligungsbehdrde einzureichen. Der
Zuwendungsantrag umfasst grundsatzlich das Antragsformular, den Ausgaben- und Finanzierungsplan, den Ab-
lauf- und Zeitplan sowie die entsprechenden Nachweise des kommunalen Finanzierungsanteils (Ratsbeschluss)
sowie aller weiteren Mittelgeber.

Das BBSR priift und bescheidet die Antrage.
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9. Kontakt

Fragen zum Projektaufruf richten Sie bitte an das BBSR (Referat WB 12) unter folgender E-Mail-Adresse:
E-Mail: wb12.ziz@BBR.Bund.de
Betreff: Projektaufruf - Zukunftsfahige Innenstédte und Zentren

Zudem steht Ihnen eine Telefonhotline von Montag bis Freitag jeweils von 9 bis 18 Uhr fiir Auskinfte zur Verfi-
gung: Tel.: 0228 99401 1222

Der Projektaufruf tritt mit der Veréffentlichung im Internet am 22.07.2021 auf www.bbsr.bund.de/innenstadtpro-
gramm in Kraft.



http://#
http://#

	Bekanntmachung
	Ö Top 2.1 2021/1236/100 Vorlage
	Ö Top 2.2 2021/1258/100 Vorlage
	Ö Top 2.2 2021/1258/100 Anlage  2 Einwohneranfrage 2 anonymisiert
	Ö Top 2.3 2021/1260/100 Vorlage
	Ö Top 2.3 2021/1260/100 Anlage  2 Einwohneranfrage 3 anonymisiert
	Ö Top 5 2021/1213/100 Vorlage
	Ö Top 5 2021/1213/100 Anlage  1 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
	Ö Top 6 2021/1214/100 Vorlage
	Ö Top 6 2021/1214/100 Anlage  1 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
	Ö Top 7 2021/1216/100 Vorlage
	Ö Top 7 2021/1216/100 Anlage  1 Antrag der SPD-Fraktion
	Ö Top 8 2021/1217/100 Vorlage
	Ö Top 8 2021/1217/100 Anlage  1 Antrag der SPD-Fraktion
	Ö Top 9 2021/1218/100 Vorlage
	Ö Top 9 2021/1218/100 Anlage  1 Antrag der AfD-Fraktion
	Ö Top 10 2021/1212/100 Vorlage
	Ö Top 11 2021/1208/100 Vorlage
	Ö Top 12 2021/01/100 Vorlage
	Ö Top 13 2021/94/50-01 Vorlage
	Ö Top 14 2021/95/50-01 Vorlage
	Ö Top 14 2021/95/50-01 Anlage  1 Satzung für den Jugendbeirat der Kreisstadt Homburg
	Ö Top 15 2021/81/600 Vorlage
	Ö Top 15 2021/81/600 Anlage  1 Vergabeerlass 020621
	Ö Top 16 2021/73/610 Vorlage
	Ö Top 16 2021/73/610 Anlage  1 Übersichtskarte
	Ö Top 16 2021/73/610 Anlage  2 Luftbild+Kataster
	Ö Top 16 2021/73/610 Anlage  3 Geltungsbereich
	Ö Top 16 2021/73/610 Anlage  4 Planzeichnung B-Plan "Rechts am Zweibrücker Weg"
	Ö Top 16 2021/73/610 Anlage  5 Begründung B-Plan "Rechts am Zweibrücker Weg"
	Ö Top 16 2021/73/610 Anlage  6 B-Plan_Innenstadterneuerung_Teilplan10
	Ö Top 17 2021/76/610 Vorlage
	Ö Top 17 2021/76/610 Anlage  1 Geltungsbereich
	Ö Top 17 2021/76/610 Anlage  2 Überlagerung Luftbild+B-Plan+Geltungsbereich
	Ö Top 17 2021/76/610 Anlage  3 B-Plan Westlich Der Remise
	Ö Top 18 2021/74/610 Vorlage
	Ö Top 18 2021/74/610 Anlage  2 Geltungsbereich
	Ö Top 18 2021/74/610 Anlage  3 Übersichtskarte
	Ö Top 19 2021/75/610 Vorlage
	Ö Top 19 2021/75/610 Anlage  1 Übersichtskarte
	Ö Top 19 2021/75/610 Anlage  2 Geltungsbereich
	Ö Top 19 2021/75/610 Anlage  3 Planzeichnung B-Plan "Wohnbebauung Heidebruchstraße 21"
	Ö Top 19 2021/75/610 Anlage  4 Begründung B-Plan "Wohnbebauung Heidebruchstraße 21"
	Ö Top 19 2021/75/610 Anlage  5 Gesamtabwägung
	Ö Top 20 2021/78/200 Vorlage
	Ö Top 20 2021/78/200 Anlage  1 Sanierung u. Neugestaltung Bärenzwinger
	Ö Top 21 2021/21/240 Vorlage
	Ö Top 22 2021/26/240 Vorlage
	Ö Top 23 2021/86/200 Vorlage
	Ö Top 23 2021/86/200 Anlage  1 Haushalt Stadt Planwerte des Einzelkontos Zuschuss Musikschule
	Ö Top 23 2021/86/200 Anlage  2 Planwerte der Einzelkonten nach Produkten bei der Musikschule Homburg gGmbH
	Ö Top 24 2021/98/20-01 Vorlage
	Ö Top 25 2021/06/20 Vorlage
	Ö Top 26 2021/1221/100 Vorlage
	Ö Top 27 2021/1219/610 Vorlage
	Ö Top 27 2021/1219/610 Anlage  1 System-Ansicht
	Ö Top 27 2021/1219/610 Anlage  2 System-Grundriss
	Ö Top 27 2021/1219/610 Anlage  3 Lageplan
	Ö Top 28 2021/1222/610 Vorlage
	Ö Top 28 2021/1222/610 Anlage  1 System-Ansicht
	Ö Top 28 2021/1222/610 Anlage  2 System-Grundriss
	Ö Top 28 2021/1222/610 Anlage  3 Lageplan
	Ö Top 29 2021/1247/200 Vorlage
	Ö Top 29 2021/1247/200 Anlage  1 Fördervertrag_2 fach unterzeichnet_2021 08 06_per Post verschickt an dbv_2021 08 09 (2)
	Ö Top 29 2021/1247/200 Anlage  2 Zuweisungsbescheid SPaktG 28072021
	Ö Top 30 2021/1248/80 Vorlage
	Ö Top 30 2021/1248/80 Anlage  1 Projektaufruf Bund Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren

